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Das Heer der Arbeitslosen kann nur dann wieder Wohnungsbaues die Bevölkerung in den Städten fest-
m den Produktionsprozeßeingegliedert werden, wenn gehalten worden, anstatt den Rückzug aufs Land
unter Einschaltung der vorhandenen Arbeitskräfte vorzubereiten. Es ist nicht genügend geprüft worden,
Produktion und Konsum in ein ausgeglichenes Ver- ob für die Menschen in den Städten auf die Dauer

hältnis zueinander gebracht werden. Eine eindeutige genügend Erwerbsmöglichkeiten vorhanden sein
Lösung ist umso schwieriger, als neben wirtschaft- werden. Die Entwicklung hat bereits erwiesen, daß
lichen Faktoren auch politische die Weltwirtschafts- Fehlleitungen des Baukapitals··’««)nicht vermieden

lage und insbesondere die Wirtschaftslage Deutsch- worden sind. Die wirtschaftliche Entwicklung hat
lands beeinflussen. Von entscheidender Bedeutung eine Umkehr erfahren. Der Konjunkturniedergang
werden aber auch künftig die wirtschaftlichen Faktoren nach dem Kriege ist in erster Linie aus einer

sein. Um daher Stellung nehmen zu können zu der Strukturwandlung der gesamten Weltwirtschaft
Frage, inwieweit die Stadtrand- und ländliche zu erklären.

Siedlung zur Lösung der Arbeitslosenfragebeizu- Wie hat sich die Landwirtsch aftDeutschmnds in
tragen Vermag- Muß auf dle ertschaftllchen·ZU- derWeltkrisis verhalten? Unter dem Druck der Welt-
samnrenhängeeingegangen werden-welchernsrcestgeagrarpreise, durch die besonders die Getreidepreise
Ausmaß der Erwerbslosigkeitm allenfLandernzur

»

in Mitleidenschaft gezogen worden sind, hat sich hin-
Fsolgegehabt haben- vEs wird zu prufen fern-»Ok)sichtlichderLebensfähigkeitderverschiedenenBetriebs-
die Wirtschaft aus sich heraus Ohne Wesentllche größen die Folge ergeben, daß die landwirtschaft-
Strukturveränderungendie Krise zu überwinden ver- Iichen Großbetriebe nur durch hohe SchutzzölleUnd
mag. Aus dieser Prufung Wird sich die Bedeutung staatliche Subventionen wirtschaftlich zu halten sindder Siedlung für dle LesungDes Erwerbslofen- Dabei wird von den Interessenten und zwar mit
ProblemS ergeben- Dahersoll IRS-besonderedarge- ausreichenden Gründen, darauf hingewiesendaß die
legt Werden-Welche UnmlttelbarenvVezlthngenM bisherige Unterstützungfür die Lebensfähigkeitder
der ProplanftpreUßenzWIfcheUSIedlUUg Und Er- Großbetriebe nicht genüge. Die Lebensfähigkeitder
werbslosigkeit bestehen. kleinbäuerlichenBetriebe ist durch die Agrarkrise
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nicht so stark vermindert worden. Im wesentlichen

Jm Zeltaltervder JnduftrmllflerunghclttvefIer
z ist dieses darauf zurückzuführen,daß der Kleinbetrieb

IF TTFTMtgergolilkrhPlxxichfrrfhtrnltderssilllechadnlfleåung
- sich besser der jeweiligen Konjunktur anpassen und

.
ame o Swlr g In UU elgen er On- stärker der Veredlungswirt at uwenden k

IUUktUr bewegte. Daher bestanden gegen einens
schf z onnte"

die verhältnismä i im erin eren Ma
starken Wohnungsbauin den Städten keineBedenken. j
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In diesen Gedankengängenbewegten wir uns auch
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Preissturz erfaßt worden ist, ferner aber auch auf
die den bäuerlichen Betrieben eigene stärkere Kon-

traktionsfähigkeit hinsichtlich der persönlichenAuf-
wendung. Es muß aber darauf hingewiesen werden,
daß die agrarpolitischen Maßnahmen auch auf die

Erhaltung eines kulturell gesunden Bauernstandes
abgestellt sein müssenund daher an die Kontraktions-

fähigkeitnichtzugroßeAnsprüchegestelltwerdendürfen.
Jn der bisherigen agrarwirtschaftlichen Ent-

wicklung liegt eine ausreichende wirtschaftliche Be-

gründung für die Vermehrung der landwirtschaftlichen
Kleinbetriebe und die Aufteilung geeigneter land-

wirtschaftlicher Großbetriebe, also für die Förderung
der ländlichenSiedlung. Diese Förderung ist umso
dringlicher, als infolge der Agrarkrisis die Groß-
betriebe gezwungen waren, die Ausgaben auf dem

Lohnkonto in erheblichem Maße einzuschränken. Da-

durch ist auch in der Landwirtschaft eine Steigerung
der Erwerbslosigkeit der Arbeiter eingetreten.
Der einfachste Weg zur Beseitigung dieser Er-

werbslosigkeit ist die Unterbringung landwirtschaft-
licher Arbeiter auf neu zu schaffenden landwirtschaft-
lichen Kleinstellen.

Von entscheidender Bedeutung für die Erwerbs-

Iosigkeit in der I nd ustri e ist die stark forcierte Mecha-
nifierung und Nationalisierung in den letzten Jahr-
zehnten. Dadurch ist eine überproduktion hervor-
gerufen worden, welche in erster Linie für die ungeheure
Arbeitslosigkeit in der ganzen Welt verantwortlich
zu machen ist. Beim Suchen nach dem Ausweg ist
zunächstzu prüfen, ob nicht die Wirtschaft aus sich
selbst heraus ohne Änderung ihrer Struktur eine

Anpassung der Produktion an den Konsum oder

des Konsums an die gestiegene Produktion fchaffen
könnte. Die Hoffnung weiter Kreise von Unternehmern
geht dahin, daß, falls erft einmal die Kreditschwierig-
keiten überwunden seien, der Konsum sich der Pro-
duktion anpassen würde. Es kann aber nicht an-

genommen werden, daß diese Hoffnung in Erfüllung
gehen wird. Die einfache Uberlegung zeigt bereits.
daß für Viele Produkte eine absolute Grenze des

Verbrauchs gesetzt ist, die ohne wesentlichen Mehr-
konfum erreicht sein wird; darüber hinaus aber haben
die Schranken, die allenthalben von den Ländern
um ihre Wirtschaftsgebiete gelegt worden sind, eine

Verminderung des Verbrauchs herbeigeführt-
Welche geringen Hoffnungen auch auf eine Steige-

rung des Exports gefetzt werden dürfen, zeigt die

Entwicklung des letzten Jahres Auch Länder, die

in einer weitbesserenwirtschaftlichenLage als Deutsch-
land sich befinden, kämpfen um die Erhaltung und

Steigerung ihres bisherigen Exports. Dabei ist zu
berücksichtigen,daß der Anteil Europas an dem Welt-

handel von 1913 bis 1929 von 62,30-0 auf 470-«"0
gesunken ist- Ferner ist zu berücksichtigen,daßDeutsch-
land, besonders in den Absatzgebieten im Osten und

Südosten Europas, mit der Konkurrenz des kapital-
kräftigsten Landes Europas zu rechnen hat.

Es ergibt sich also, daß zur Gesundung unserer
Gesamtwirtschaftin erster Linie auf eine Erweiterung
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des Binnenmarktkonsums hinzuwirken ist. Wie aus-

schlaggebend der Binnenmarkt überhaupt für Deutsch-
land ist, zeigt sich auch darin, daß von den in Deutsch-
land hergestellten Verbrauchsgütern etwa 82 v. H. im

Inland und nur 18 v. H. im Ausland abgesetzt werden.
Es ist selbstverständlich, daß für ein 60-Millionen-
Volk mit den vielen weltwirtschaftlichen Beziehungen
die Selbstgenügsamkeit in den eigenen Wirtschafts-
grenzen nicht in Frage kommt. Es soll auch nicht
übersehen werden, daß allen Bemühungen, durch
Änderung der Wirtschaftsorganisation eine An-

gleichung von Produktion und Konsum zu erzielen,
finanzielle Schwierigkeiten ungewöhnlichenAusmaßes
gegenüberstehen Es gilt aber die Folgen aus der

Erkenntnis über die Bedeutung des Binnenmarktes

zu ziehen, und mit den vorhandenen wirtschaftlichen
Kräften ein Höchstmaßder Anpassung des Konsums
an die Produktion zu erzielen. Die Wandlung der

Wirtschaft wird selbstverständlichauch in derJndustrie
und im Handel zur Auswirkung kommen müssen. Eine

besondere Bedeutung wird dabei der Schaffung ge-

werblicher Betriebe auf dem Lande zukommen. Die

vorstädtische und ländliche Siedlung ift aber ein

Faktor, der sich in besonders starkem Maße fördernd
auf den Binnenmarkt und belebend auf viele Wirt-

schaftszweige auszuwirken vermag. Während die

Industrie den Weg der Ausschaltung des

Arbeiters durch die Maschine gegangen ist,
wird durch die Siedlung eine Arbeits-

intensivierung der Landwirtschaft erfolgen,
wobei Wirtschaftsbetriebe geschaffen werden.
die sich bisher krifenfest gezeigt haben und

auch elastisch genug sind, sich starken wirt-

schaftlichen Konjunkturveränderungen anzu-
passen. Bei der Errichtung der Siedlungen findet
eine starke Belebung des Baumarktes statt. Eine

besondere Bedeutung wird dabei die Schaffung ge-

werblicher Betriebe auf dem Lande zukommen. Die
Siedlung hat ferner zur Folge, daß neue gewerbliche
und industrielle Unternehmungen und weitere Arbeits-

gelegenheiten geschaffen werden. Insbesondere muß
der große Bedarf der Siedlerftellen an landwirt-

schaftlichen Maschinen und Geräten befriedigt werden.

Untersuchungen der letzten Jahre haben ergeben, daß
die Iändlichen Siedlungen einen erheblichen Teil der

Gesamtproduktion der deutschen Landmaschinen-
industrie aufnehmen. Darüber hinaus hat die dichtere
Besiedlung des Landes eine Förderung von vielen

gewerblichen und kaufmännischenBetrieben zur Folge.
Es soll nicht verkannt werden,daß jeder Neuschaffung

von neuen Wirtschaftsbetrieben wegen der gegen-
wärtigen finanziellen Lage Deutschlands, besonders
infolge der internationalen Kreditschwierigkeiten,
großeHemmungen entgegenstehen. Daher kann auch
kaum die vielfach gehegte Hoffnung in Erfüllung gehen,
daß Hunderttausende, ja Millionen von Menschen
durch die Siedlung, fei es unmittelbar durch An-

setzung auf vorstädtischenoder ländlichenSiedlungen,
oder mittelbar durch die Belebung der Wirtschaft
in kurzer Zeit Beschäftigung finden werden. Die
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vorhandenen geringen Mittel mussenaber
gesetzt werden, wo am ehesten eine Wirkung gegen f
die Wirtschaftskrifis erwartet werden kann.

Il

Au inOt reußen erfolgtebeidenlandwirtfchaft-z
lichencPsroßbsetxtiebenin Verfolg der notwendigen Um;;
ftellung eine Herabsetzung desLohnkontos.·Sowdoh

i

Von seiten der Großgrundbefitzer,die hinsichtliches-!

Lohnaufwand es im Laufe des Wirtfchvaftsjahresbeweg-i

licher sein wollten, wie auch von seiten derArbeiter,

die nach Unabhängigkeitstrebten, wurde in den letzten

Jahren vielfach dahin gewirkt, daßdas Deputanteikx
s

verhältnis in ein freies Arbeitsverhältnis umgewande
wurde. Diese Umftellung führte dazu, daß im Jahre

l

1929 in Oftpreußen etwa 4.700Werkwohnungen
leerstanden. Leider sind im vorigen und im laufenden
Jahre darüber keine weiteren Grhebungen veran-
ftaltet worden. Es ist aber anzunehmen,daßdie

Zahl der Leerwohnungen im laufendenJahrewieger
zurückgegangen ist, da sich mit Ruckficht aixfif:steigende Arbeitslosigkeit auch in der Landwirslcltjaf
die Arbeiter wieder zu einem fefterenVerha
zum Arbeitgeber drängen. Andrerseits ist derlan
wirtschaftliche Arbeitgeber aucheher geii«eiglt1,atli;iria
Rücksichtauf die Geldknappheit denLohnvtrltLeer-
zU geben. Aus dem Vorhandenseinder vie

erndi;
wohnungen ergibt sich in vielen Fallen a er

An-
Möglichkeit, durch Teilfiedlung einceerheblicheahmäzahl von Siedlerstellen ohnechkaiäke

Jnanfpruchn
·talmarktes zu erri .

»
.

desDfrapllietriebswirtfchaftlichbegrundeteWilledvdes
Großgrundbesitzers,nur den unbedingt notwendigen
Stamm von Arb eitern

Zugehegtgn,dhxitgilirekbårtigcliåisiur«olegea, a
»

ärsdxeckregaiidweiyrtsäasteinen immerstarkerenUigfaigg
annahm. Die Zahl der Arbeitsuchenden in

dekr.ann;
wirtschaft in der Zeit vom 1«.Oktober1930dis30
1. Oktober 1931 bewegte sichzwischen run

·-

und 16 000. Ungefährdie Halfte davonwarenLFredi:
arbeiter. Die tatsächlicheZahlderarbeitslosendaijieäarbeiter dürfte aber noch hoher»sein,da in

ldieten
Zahlen nur die bei den Arbeitsamterngeme»lecH
Arbeitsuchenden erfaßtwordenfindDas VerhtaListder Zahl der Arbeitsuchenden in der Bauwirsch

S
zu der in der Industrie Oftpreußens ergibt sich au

folgenden Nachweisungen

l. Arbeitsuchende in Ostpreußen.
1 9 3 1

davon entfallen auf

Industrie und

Arbeit- Landwirtschaft spnfxrglfpässufs
— suchende
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11. Anteil der Arbeitsuchenden in Oftpreußen
an der Zahl der Erwerbstätigen."«""«)

Auf 100 Erwerbstätige entfallen Arbeitfuchende
1 9 3 1

darunter
Stichtag [

»

msgespmt
Landwirtschaft HEXENMEfo

gruppen
1 2 3 4

l 15. Januar 9,0 2,5 15,0
15. April 8,8 2, 14,4
15. suli 4,7 0,8

» 8,.3
15. ktober 5,() 0,9 s 9,9

Es wird nun behauptet, daß unmittelbar durch die
Befiedlung der großen Güter die Zahl der arbeits-

; lofen Landarbeiter vermehrt würde. Im Jahre 1930
ift in Ostpreußeneine Flächevoninsgefamtrd.24402 ha
befiedelt worden, im Jahre 1931 eine Fläche von
rd.27893 ha. Es darf angenommen werden, daß etwa
eine Landarbeiterfamilie auf eine Fläche von 25 ha
entfällt. Danach würden im Jahre 1930 etwa
1000 Familien, im Jahre 1931 etwa 1100 Familien
von Landarbeitern freigestellt und den landwirtschaft-
lichen Arbeitsmarkt belastet haben, abzüglich der
Familien, die auf Siedlerstellen angesetzt worden find.
Es kann hiergegen nicht eingewandt werden, daß
im allgemeinen sämtlichedurch die Befiedlung der
großenGüter freiwerdenden Arbeitskräfteauf anderen
Gütern als landwirtschaftlicheArbeiter untergebracht
oder auf Siedlerstellen angesetzt worden feien, denn
die nicht angesetzten Arbeiter belasten doch den land-
wirtschaftlichen Arbeitsmarkt, foweit sie noch als
Arbeiter tätig sein wollen.

Wichtig und entscheidend ift die Frage, wieviele
Stellen an landwirtschaftlicheArbeiter und Angestellte
überhaupt abgegeben worden find. Für das Jahr
1930 liegt eine Untersuchung vor, aus der fichergibt,
daß 17,5 v. H. der Siedlerstellen an landwirtschaft-
liche Arbeiter, die auf den Siedlungsgüternbeschäftigt
gewefen waren, vergeben worden sind. Die meisten
der übrigen Arbeiter haben wieder Beschäftigungauf
einein anderen Gute gefunden. Wieviele landwirt-
fchaftlichen Arbeiter unmittelbar durch die Siedlung
erwerbslos geworden sind, läßt fich fehr schwer fef -

stellen. Es dürfte aber nach den getroffenen Ermitt-
lungen nur eine verhältnismäßiggeringeZ ahl sein. Von
wesentlicher Bedeutung ist es aber, daßüber die 17,5
V. H. der Siedlerstellen hinaus, und zwar etwa
45 v. H. sämtlicherSiedlerstellen, an landwirtschaft-
liche Arbeiter und Angestellte vergeben worden find;
das sind, da im Jahre 1930 dieZahl der in Oftpreußen
errichteten Siedlerstellen 2 137 betrug, rd.9620 Stellen.
Daraus ergibt sich,daß tatsächlichdurch die Siedlung
keine Belastung deslandwirtschaftlichenArbeitsmarktes
erfolgt ist, vielmehr die Möglichkeitbesteht, durchVer-
gebung von weiteren Siedlerstellen an Landarbeiter
eine Entlastung des landwirtschaftlichenArbeits-

st) Die Zahl der Erwerbstätigenbetrug nach der Zählungvom t6. 6. 1925= 1 241 708 Personen ; davon entfallen
auf die Landwirtschaft 593 558, auf die fonftigen Berufs-
gruppen 648 150 Personen.



marktes bis auf das der Wirtschaftslage entsprechende
Maß herbeizuführen. Die Entlastung wird soweit
gefördert werden können, daß sich auch für Nichtland-
arbeiter Einstellungsmöglichkeitenin der Landwirt-

schaft ergeben. Dabei sind selbstverständlichauslän-

dische Arbeiter vom landwirtschaftlichen Arbeitsmarkt

fernzuhalten.

i
i
i

Eine Entlastung des allgemeinen Arbeitsmarktes F
wird auch dadurch herbeigeführt, daß bei sämtlichen
Siedlungsarbeiten, insbesondere der Ausführung der

Bauten, eine große Zahl gewerblicher wie landwirt-

schaftlicher Arbeiter zufätzlich beschäftigt werden.
Wenn im Durchschnitt auf jedes Siedlungsgehöft
unter Berücksichtigung der Umbauten, 1,5 Bau-
arbeiter mit je 300 Arbeitstagen (= ein Jahr)
gerechnet wird, so würden im Jahre 1929 rund

2190, im Jahre 1930 rund 3660 Und im IahreT
1931 rund 3750 Bauarbeiter lediglich bei Sied-

lungsbauten beschäftigt worden fein; dazu »

kommen noch die Arbeiten, die zur Ausführung der

Folgeeinrichtungen und Meliorationen erforderlich T

waren, ferner für die Regelung der öffentlich-recht-z
lichen Angelegenheiten (Eemeinde, Schule, Kirche).
Welche Bedeutung die Siedlungsarbeiten für das

Baugewerbe haben, ergibt sich aus einem Vergleich
der durch die Siedlung beschäftigtenBauarbeiter mit ?
der Zahl der arbeitsuchenden im Baugewerbe. Diese
Zahl bewegte sich in der Zeit vom 1. 10. 1930 bis
1. 1(). 1931 zwischen rd. 5000 und 16 000 Arbeitern.

Die Bedeutung der Siedlung für die Festhaltung
aller auf dem Lande befindlichen Menschen ergibt sich
aus dem Wanderverlust, den Ostpreußenin den letzten
Jahren erlitten hat, und der vor allem die in der

LandwirtschaftTätigen betraf. Der Wanderverluft
betrug 1926 = 6481 Personen

1927 = 12797
»

1928 = 14 118
»

1929 = 20 542
»

J-
»

1930 = rd. 5000
»

.

Der Anteil, der in der Landwirtschaft in Ostpreußen
berufszugehörigenBevölkerung im Jahre 1882 betrug
65 V- H-, im Jahre 1925 nur noch rund 45 v. H. Die

Gesamtbevölkerungder Provinz ftieg von 1907 bis
1925 um 160094 Personen, d. h. um 7,6 v.H., da-

gegen Nahm die Zahl der Berufszugehörigen in der

Landvi’ithkk)aft1Gärtnerei, Tierzucht, Forstwirtschaft
und Fischereium 60752 Personen, d. h. um 5,5 v. H.
ab- Dlefe Zahlen sind ein Beleg dafür, daß auch aus

allgemeinen bevölkerungs-und nationalpolitischen
Erwägungen die Siedlung in Oftpreußen einer starken
Förderung bedarf.

llL
Aus vorstehenden Erwägungen ergibt sich, daß

vordringliche Aufgabe zunächst die Entlastung des

landwirtschaftlichen Arbeitsmarktes durch Ansiedlung
«

einer noch größeren Zahl von landwirtschaftlichen

E) In der ersten Hälfte des Jahres 1·931war in Aus-
wirkung der Arbeitsmarktlage, besonders im Westen Deutsch-
lands, ein Wanderzuwachs von 1800 Personen zu ver-

zeichnen.
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Arbeitnehmern sein wird. Dab eiwird es weniger darauf
ankommen, arbeitslos werdende Landarbeiter auf
Siedlerstellen anzusetzen. Es kommen nur die

wirklich tüchtigen und geeigneten Landar-
beiter als Siedler in Frage; die durch die

Anfetzung freiwerd enden Stellen stehen dann

arbeitslosen Arbeitern zur Verfügung. Da-
mit der Erwerber der Stelle auch ein genügendes
Eigeninteresse an der erworbenen Stelle hat, wird

auch künftig wie bisher davon auszugehen sein, daß
der Erwerber, wenn auch nur in geringem Maße,
sichmit eigenem Kapital an der Siedlerstelle beteiligt.
Es wird noch darauf einzugehen sein, wie dieses Eigen-
interesse bei kapitalfchwachen Bewerbern, also be-

sonders bei Arbeitern, durch Mitarbeit bei Errichtung
der Stelle erreicht werden kann.

Bei den allgemeinen Schwierigkeiten ist nicht da-

mit zu rechnen, daß Industriearbeiter in erheblicher
Zahl auf ländlichen Stellen angefiedelt werden
können. Zunächstmuß der landwirtschaftlicheArbeits-
markt entlastet und müssen die auf dem Lande be-

findlichen Menschen festgehalten werden. Es wird

darauf Bedacht zu nehmen sein, daß solche Industrie-
arbeiter, die sich erst kurze Zeit in der Industrie be-

finden und vom Lande stammen, Gelegenheit erhalten,
in der Landwirtschaft Beschäftigung zu finden und

später gegebenenfalls auch Siedlerstellen zu erwerben.

Dazu dürfte umso eher die Möglichteit bestehen, wenn

auf noch stärkere Vergebung der Siedlerstellen an

Landarbeiter als bisher hingewirkt wird.

Es sind aber auch Ansätze zur einer plan-
mäßigen Ansetzung von Industriearbeitern
auf ländlichen Siedlerstellen vorhanden. So

hat die OstpreußifcheBau- und Siedlungsgesellschaft,
Königsberg, in diesem Jahre eine größereZahl von

sogen. Industrierückwanderern angesetzt. Diese Siedler

stammen zum großen Teil aus landwirtschaftlichen
VerhältnissenOftpreußensund waren nur verhältnis-
mäßig kurzeZeit als Industriearbeiter im Ruhrkohlen-
gebiet tätig gewesen. Unter Mitwirkung des Evan-

gelischen Siedlungsdienstes in Bieleseld und der

evangelisch kirchlichen Stellen im Westen ift eine ein-

gehende Prüfung einer außerordentlichgroßen Zahl
von Bewerbern auf ihre Geeignetheit durchgeführt
und find etwa 50 angesetzt worden. Auch in anderen

Provinzen sind Versuche mit der planmäßigen An-

fetzung von Industriearbeitern gemacht oder in An-

grifs genommen worden. Von entscheidender
Bedeutung für das Gelingen dieser Versuche
ist nach allen bisher gemachten Erfahrungen,
daß die Arbeiter vom Lande stammen und

noch nicht zu sehr den ländlichen Verhält-
nissen entfremdet sind. Dies gilt auch für die

Frau des Siedlers.

Erößere Bedeutung für die landwirtschaftliche Be-

tätigung durch Industrie- und gewerbliche Arbeiter
wird aber der vorstädtischen Siedlung zu-
kommen. Die Nachkriegszeit hat einen großenAuf-
schwung der

« Schrebergartenbewegung gebracht.
Darauf ist weiter zu bauen, darüber hinaus gilt es



aber auch Wohnstellen mit einem landwirtschaftlich
"

benutzten Grundstück vor den

forefFi
der Stadt für

die ewerblichen Arbeiter zu cha»en. .lichkegitzur landwirtschaftlichen Betätigung wird den
Arbeitern in stärkeremMaße als bisher durch ent- :

Or aniationsänderungen der Betriebegäreigleigidieseimgdanfiitdurch ArbeitszeitkurzungengeMehrbeschäftigung von Arbeitern moglichwär
.

Die bestehenden Schwierigkeiten mussen uberwunen

werden. Der Vorstadtsiedlung kommteine so große
Bedeutung für die Befriedigung breiter Massen zu,

daß noch bestehende Bestimmungen der Einfügung ;

weiterer Arbeitskräfte in die Wirtschaft kein Hinder-
’ ’

n dür en.

mSDerechedie dfritteNotverordnung vom»6.10:
sind Bestimmungen getroffen wordenuber die » ;leichterung der Förderung vorstadtischerKleinhä-lung und Bereitstellung von Kleingarten furd

ie

Erwerbslosen. Von besonderer Bedeutung ist,
iFißnach den Bestimmungen der

NotverordnungA’ieVergebung von Kleinsiedlungsstellemoder
gärten davon abhängig gemacht ist,

dadßte·tBewerber während einer gewissenMin esgeeiran der Auffchließung des Gelandesoder

WlcheErrichtung der BaulichkeitenmitgearbeitethattdfechenMittel aber für die Durchfuhrung der vorsta is

Die Mög- ;

Siedlung zur Verfügung gestellt werden sollen, ist z

bisher nicht bekannt geworden; mit

Rucksichtoåixrnfdie Lage der Staatsfinanzen muß vor zu FrnenHoffnungen gewarnt werden«ohne Aufwenungchtan Kapital wird auch diese
Siedlungsfornäsicsgohwdurchführenlasfen, mag derAufwandfur iebvt dec:gebäude auch noch ffsgemcgsmkådiävkkätäkwäkkich·

rs er eblich ein.
i

» . ·

,

FaßdrkkmvielknSeiten Zahlen uberdie zu ergichtenddeiixSiedlerstellen genannt worden sind, die

burcki)indetallgemeine Finanzlage des Staates ganz un egr

er einen.
.fgsist ein Irrtum anzunehmen, daß eine große

Zahl von Industriearbeitern, die erwerbslos ge-:

worden sind, durch Bewirtschastung einer Stelle in
« " · «

dige Existenz
(

e bis u 4 Morgen eine selbstan .grrisgafftweerdenkönnte. Die gartnerischeBearbeitungz
einer solchen Stelle — und nur die kame in Frage,

:
falls es sich um eine volle Ackernahrung handeln;

« ’
—

« «

Arbeiter— er ordert soviel Fachkenntnisse,die der. «Täillallgemeinennur durch langereBeschaftigungin

gärtnerischenBetrieben sich aneignen konnte. Ferner
.. - - - « "

die schlechte ;wurden die Kleinstellen mit Nuckflchtauf· « .

»

« « "

e rodukte meist mit einemMarktlage sur gartnensch P
Im wesentlichen .sehr großen Risiko behaftet sein«

wird es darauf ankommen, daß sich die Arbeiter ;
« bslo en den Lebensmittelbedarffür ihreFlgiifixwaeirifgexignetemBoden in erheblichem Um-

beiten.
vfansåzisedlkrstVregreutungder vorstädtischenSiedlung

für die Gesamtwirtschaft ist es erforderlich, fdaß
neben den staatlichen Mitteln auch das Privat-
kapital sich an der Durchführung der Aufgabe be-

teiligt. Das formelle und materielle Verfahren»
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wird so zu gestalten s
falls er eigene Mittel
Verfügungstellen will,
tiative belassen wird.
die Industrie an

Siedlung ein bes

ein, daß dem Unternehmer,
in erheblichem Umfange zur
auch eine ausreichende Ini-

Jedenfalls müßte auch
der Durchführung der

onderes Interessehaben,denn die Behebung der Erwerbslosigkeitist nicht nur von rein wirtschaftlichen Ge-sichtspunkten aus zu lösen, sondern sieist auch als eine Aufgabe zurBefriedigungbreiter Massen der Bevölkerung anzu-sehen, die nicht ohne Rückwirkung aufdie Stabilität der Grundlagen unsererWirtschaft und damit auch auf ihre Ren-tabilität sein kann.
IV.

Auf dem Gebiete der ländlichenSiedlung ift inden Jahren nach dem Kriege eine große Leistungvollbracht worden, in Preußen find bis einschl. 1930rd. 33900 Siedlerstellen, davon in der ProvinzOftpreußen7820 errichtet worden. Die ländlicheSiedlung war eben von dem leidenschaftlichenWollen des Volkes getragen und mußte unter allen
Umständen gefördert werden. Die privatwirtschaft-lichen Kräfte hielten sich von der DurchführungderAufgabe aber sehr zurück. Die Siedlung wurde im
wesentlichen mit staatlichenMitteln gefördert. Mit
Rücksichtauf die ungünstigeLage der staatlichenFinanzen und im Hinblick auf die Aufgaben, dienoch größer sein werden als in der Vergangenheit,wird dahin zu wirken fein, daß auch das Privat-kapital an einer großzügigenSiedlung Interessenimmt. Ferner wird mehr als bisher dieSiedlung in den Aufgabenkreis der Gesamt-wirtschaft, also in die Verwirklichung der
Anpassung der Produktion an den Konsumund in die Maßnahmen zur Erleichterungder Arbeitsmarktlage, einzuspannen sein.Die wesentlichen Voraussetzungenzur Erreichungdieser Ziele ist eine bedeutende Verbilligungder Siedlerstellen. Bisher konnten die Stellennur dadurch zu angemessenen Preisen und für dieSiedler rentablen Bedingungen abgegeben werden,daß durch den Staat erheblich verbilligte Kredite

zur Verfügung gestellt wurden. Zwar sind die
Gebäudekostenin den letzten Jahren beträchtlichge-senkt worden ; trotzdem ist zu niedrigeren Kosten be-sonders hinsichtlichder inneren AusgestaltungderGebäude mehr geleistet worden. Durch Verein-fachung der Gebäude,besonders EinschränkungdesWohnteils, Verwendungbilliger Baustoffe,vor allemvon Holz, stärksteAusnutzung der alten Gebäude,wird es möglich sein, eine weitere Verbilligung,und zwar bis auf die Hälfte der bisherigen Kostenund noch darunter, zu erzielen. Eine weitere Ver-billigung ist durch die Mit- und Gemeinschaftsarbeitder Siedler und durch die Einschaltungdes frei-willigen Arbeitsdienstes möglich.

Die Siedler können durch ihre Mitarbeit nichtnur eine Verbilligung der Bauten, sondern auch



eine Senkung der bei der Siedlung notwendigen
Folgeeinrichtungen und Meliorationen herbeiführen. j

Auf den Erfahrungen, die mit der Gemeinschafts-

vorhandenen Arbeitskräfte bei Durch-»
führung der Siedlung einzusetzen. Hierin
liegt die große Hoffnung, daß trotz der Notlage;
auch künftig die ländliche Siedlung einen weiteren

Aufstieg nehmen wird.

Beginn des Verfahrens, in eine innere und äußere

hat. Die Einengung der Freiheit des Siedlungs-
Unternehmers ist durchaus erforderlich, solange die

J Siedlung im wesentlichen allein mit staatlichen ver-

arbeit der Siedler, bisher gemacht worden sind, ;

wird weiterzubauensein. Es gilt, an Kapitals
zu sparen und dagegen die im Überfluß?

Es wird darauf ankommen, ;
die Siedler schon frühzeitig, nach Möglichkeit zu’

Beziehung zu dem Siedlungsverfahren zu bringen. ;
Jedenfalls werden dann sowohl nach der finanziellen ;
Seite, wie auch hinsichtlich der Person des Siedlers,

»

der für die Lebensfähigkeit der Siedlerstelle von!

ausschlaggebender Bedeutung ist,
Erfolge zu erwarten sein.

WelcheAuswirkungen der freiwillige Arbeits-
!

d i enst für die Verbilligung der Siedlung haben wird,
läßt sich zur Zeit noch nicht sagen. Bisher fehlt
sowohl von seiten der Unternehmer wie von seiten
der Erwerbslosen, und auch der Arbeitnehmerver-
bände jene Förderung, die den freiwilligen Arbeits-

dienft erst zu einem bedeutenden Faktor in der

Siedlung machen könnte. Gewiß können Bedenken

gegen einzelne Bestimmungen über den freiwilligen
Arbeitsdienst geltend gemacht werden; hier ist aber

ein Weg gewiesen, wie staatliche Mittel nicht nur

als Unterstützung, sondern auch zur Leistung pro-
duktiver Arbeit, also zur überwindung der Arbeits-

losigkeit zu verwenden sind. Mit Rücksichtauf das

große Ziel sollten daher auch berechtigte Bedenken

zunächstzurückgestelltund von allen Beteiligten am

freiwilligen Arbeitsdienst tatkräftig mitgearbeitet
werden.

Auch die Landkosten haben in den letzten
Jahren eine Senkung erfahren ; diese war gewiß
nur gering; dabei ist aber bei dem Vergleich zu

berücksichtigen,daß früher Grundstücke von der

günstigen Beschaffenheit und Marktlage wie in den

letzten Jahren nur selten für Siedlungszwecke in

Anspruch genommen worden sind. Die im Durch-
schnitt gezahlten Landpreise entsprechen aber noch
keineswegs dem inneren Wert der Grundstücke
Es dürfte keinem Zweifel unterliegen —— es sei hier
auf die Denkschriftdes Forschungsinstituts für Agrar-

daß dieund Siedlungswesen verwiesen ,

Maßnahmen der Osthilfe zu der Hochhaltung der
;
’

wendung der Insthäuser, die ja in vielen Fällen leerGrundstückspreisewesentlich beigetragen haben.
Bei diesen und anderen Maßnahmen wird darauf

zu achten sein, daß die Grundstückspreise sich den

tatsächlichenNentabilitätsverhältnissenallmählich an-

passen. Nur so ist auch ein Anreiz zur Einschaltüng
des Privatkapitals in den Gütermarkt gegeben-

Es wird zu erwägen sein, das Siedlungs-
verfahren selbst so zu gestalten, daß auch der

Siedlungsunternehmer ein starkes Interesse an

einer Beteiligung mit erheblichem eigenen Kapital
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die günstigsten
·

billigten Krediten und Beihilfen durchgeführtwird.

Wenn es aber möglichwäre,demSiedlungsunternehmer
genügend Raum zur Entfaltung der eigenen Initiative

zu lassen, dürfte er bei Erleichterung der allgemeinen
Kreditlage auch eher bereit sein, eigene Mittel im

stärkeren Maße als bisher zur Durchführung der

Siedlung bereitzustellen. Als günstige Folge würde
sich eine stärkereKonkurrenz und eine höhere Risiko-
beteiligung der Unternehmer ergeben· Selbstver-
ständlichwerden auch künftigfinanzielle Erleichterungen
vom Staate gewährt werden müssen. Mit den zur

Verfügung stehenden staatlichen Mitteln wird aber
ein umso größeres Siedlungsergebnis erzielt werden

können, je mehr es gelingt, das Privatkapital für
die ländliche Siedlung zu interessieren.

V

Von besonderem Interesse sind die Vorschläge,
die vor kurzem in einer Denkschrift »Die freie
Landarbeiterwirtschaftssiedlung« von

Günther von Eisenbarth-Nothe u. a. gemacht worden

sind. Die Vorschläge gehen dahin, daß zwecks
Sanierung von Großbetrieben Teilsiedlungen durch-
geführt und dabei etwa die Hälfte der auf dem Gute

befindlichen Arbeiterfamilien auf etwa 5 ha großen,
sogenannten Landarbeiterwirtschaftssiedlungen, an-

gesetzt werden. Es wird dabei davon ausgegangen,

daß der Großbetrieb sich stärker dem Getreidebau,
und die Kleinbetriebe der Viehwirtschaft zuwenden
sollen. Die Kleinbetriebe sollen eine Aufwandsent-
lastung dadurch erfahren, daß ihnen von dem land-

abgebenden Großbetriebe die für die Bestellung usw-
erforderlichen Gespanne zur Verfügung gestellt werden,
sie also keine Pferde zu halten brauchen, während
dem Großbetrieb von den Kleinbetrieben Arbeits-

kräfte, vor allem während der Arbeitsspitzenzeiten,
zur Verfügung gestellt werden. Dadurch soll eine

höhere Lebenshaltung der Landarbeiter einerseits
und eine Entlastung des Lohnkontos der Großbetriebe
andrerseits erreicht werden. Die Landarbeiter sollen
auf diesem Wege seßhaft gemacht, Aufstiegsmöglich-
keiten für sie geschaffen und der Arbeitsmarkt ent-

lastet werden.

Es ist sehr zu begrüßen, daß der Großgrundbesitz
Vorschläge macht, wie er durch eigene aktive Ein-

schaltung zur Lösung der dringenden Arbeitslosen-
probleme beitragen kann. Die Vorschläge gehen von

der richtigen Voraussetzung aus, daß durch die Ver-

stehen, eine bedeutende Verbilligung der Siedlung
erzielt werden kann. Im übrigen enthalten die Vor-

schlägeeinen auch vom siedlungswirtschaftlichen Stand-

punkt aus zu begrüßendeLösung durch die Teilsiedlung
Gegen die vorgesehene Lösung im einzelnen ergeben
sich aber erhebliche betriebswirtschaftliche Bedenken.
Es wird nicht möglich sein, den Kleinbetrieb in der

vorgesehenen Weise zu spezialisieren, da die Renta-

bilität dann mit der Konjunktur vor allem der Kar-



»Es-,

toffeln und der Schweine, die doch erhelfililchenBeweis-l
schwankungen unterliegen, stehen und »a en wur e. a s ein wirksames Mittel zur Milderun d

Die Folge würde ferner eine·AbhangigkeitdesI Wirtschaftskrisis und insbesondere dergeeere
Siedlers von dem Großbetriebesein, auf die er wahr-

x
werbslosigkeit anerkannt Werdene Sowehl

1

Die Siedlung muß zusammenfassend

scheinlich auf die Dauer nicht eingehen würde. Ein die Krisenlage der Weltwirt .

Zwang sowohl für den Groß-, wie für denKlein-
- die notwendige ErweiterunfgchgxtsLIMIan

betrieb zur einseitigen Produktionsrichtungist nichts marktes lassen es dringend erforderlich er-

gegeben; im übrigen würde ein Zwang auch sowohl s scheinen, die Siedlung trotz der Notlage des

im privat- wie im volkswirtschaftlichenSinne uner- ; Staates mit öffentlichen Mitteln noch über

wünscht sein.
l das blsherige Maß zU fördern.

Wie wird sichdas Siedlungsbaiiverfahrenbei der landlikhen Siedlung
kunftig abspielen?

Neufassung vom 15. 10. 1931.

von Oberregierungs- und Baurat Dr. ing. Meyer, Königsberg Pr.

Es liegt zwar noch keine endgültigeEntscheidZMg GrundsatzMuß nach wie vor bleiben, nur soviel

darüber vor, welche neuen Wege künftig im Sied- Kleinstellen anzusetzen als lebensfähig sind.

lungswesen und insbesondere im Siedlungsbauwesen Es kommennun folgende Verfahren in Betracht:

zu beschreiten sind, die Dinge sind noch durchaus I. SamtlicheStellenwerden —-wiebisher —unter

in der Entwicklung Und noch nicht spruchreif;es evtl.Heranziehungeines Bauunternehmers errichtet.

dürfte aber Von Nutzen sein, das künftigeBau- Fur die Kleinstellenkommt jedoch in erster Linie

Verfahren
—- soweit Anhaltspunkteevorliegen

— die Selbsthilfe und der Gruppensiedlungsbau in

schen jetzt einmal Vorsorgljchzu skizzieren « ·

Frage. (Vergl:Il. und lll.)

Am zweckmäßjgstenist ein bestimmtes Beispiel. ll. Selbsthilfe. Ein ländlicher beschäftigter

Es sei zum Beispiel ein nach Lage, Bodenartusw. oder erwerbsloserLandarbeiter oder Handwerker

eeeienetee Gut Von 1000 Moxgenzur Besiedlung will sich mit Verwandten und Bekannten fein Ge-

angekauft und soll nun mit Gehdften bebaut werden. hoft selbst bauen; ob er die Baustoffe selbst be-

.

schafft, ob er sie von Unternehmern bezieht ob er

1. Aufteilung. »

alle Bauarbeiten selbst ausführt oder teilweisedem

Es wird künftig im allgemeinen folgende Falle Unternehmer überträgt, ist seine eigene Angelegen-

geben können:
heit »als»Bauherr«.

Die Erfahrung hat bei diesem in der Praxis
A. t" iedlung

’ "

Fä;Bglslbauernstellen.
. ca. 60 Morgen- FässgffkuäägegpsxtfetnVerfahåengelehrt- daß die

.
. ea« 30 Morgene

i ig en vom iedlungsunterne me

b) Halbbauernftellen bezogen werden, der im Großen einkauft.
h r

c) Land arb eiter-

und Handwerkerstellen ca. 20 Morgen.
m- Gruppenfiedlungsbau Eine Gruppe

von etwa 60 Erwerbslosen erbaut 15 Gehöfte durch

B. SelbsthilfesiedIUUg
«

eigene Arbeit. (Weitere
· s

d) SelbsthilfesiedlungeineserwerbslosenLand-
S flehe Zlffs 3 U- 10 ss)-

arbeiters oder Handwerkersmit landlicher 2. Löhnmig.

Werkhilfe .
. ca. 20 Morgen, Bei den Erwerbslosen dürften 4 Gruppen zu

e) Gruppensiedlungsbau. ca. 20 Morgen· Unterscheiden sein

Hierbei ist angenommen, daß die Tendenz besteht- A. vollunterstützteErwerbslose (RM.2.— pro Tag)

durch die Zuteilung von mindestens 15 Morgen B. Erwerbslose in der Krisenunterstützung.

möglichstzahlreicheErwerbslose aus der Fursorge C. Erwerbslose in der Wohlfahxtgfjjksprge»

frei zu bekommen. e
e

D. Ausgesteuerte Erwerblose.

Die Aufteilung sei zum Beispiel etwa wie folgt Jn den nachstehenden Ausführungen soll der Ein-

fachheit wegen nur mit dem vollen Unterstützungs-
angenommen:

B e f F» W e e e NM e ee
1. Allgemeiner e ar : ur eg .

» e rag VOU . .—— gere net und angenommen

Gräben, Dotationen pp. rd. . 80 Morgen werden,daß»tarifmaßig bezahlte Bauhandwerker

2. Siedlerstellen und zwar: s nichtbeschaftigtwerden. Werden Erwerbslose be-

a) 7 Bollbauernstellen s schaftlgt,die weniger als NM. 2.— erhalten, so

je 60 Mrg. .
.

. .

= 420 » wird der Siedlungsträgerdie Differenz aus dem

b) 6 Halbbauernstellen ihm zur Berfugung gestellten Baukredit (vergleiche

je 30 Mrg. . .

.L. e-
180 » Zifexe111)beziklenmüssen.

c) 16 Kieinftellen für an - U Und findet die Löhnung der Handwerker

arbeitet pp. je 20 Mrg- Und Arbeiter durch den Siedlungs- oder Bauunter-

1000 Morgen nehmer statt.
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Ist der ländliche Bauhandwerker als Bauherr
nicht in der Erwerbslosenfürsorge, so ist die Ent-

schädigung an die Mitarbeiter seine Sache als Bau-

herr. th er jedoch in der Fürsorge, so gibt es

zwei Möglichkeiten:
A. Er sorgt für seine Unterkunst und Verpflegung

und erhält dann:

1. NM. 2.—— Erwerbslosenunterstützung
2. evtl. eine auf etwa 15(Z des Arbeitslohn-

betrages zu bemessende Prämie, die den

Anreiz bieten soll, den Neubau schnellstens
zu vollenden, so daß der Siedlungsan-
wärter möglichst bald aus der Erwerbs-

losenfiirsorge ausscheidet.
3. Für jeden Tag RM. 1.50, die in das

Neichsschuldbuch eingetragen werden und

nach 5 Jahren im Gesamtbetrage zahl-
bar sind.

B. Er erhält freie Unterkunft und Verpflegung.
An Lohn erhält er dann:

1. NM. 2.00 — NM. 1.20 = NM. —.8() in

bar

2. Eine Arbeitsprämie gemäß All

Z. NM. 1.50 pro Tag gemäß Alll

Zu lll. Die Mitglieder einer Arbeitsgruppe
erhalten:

1. NM. —.80 in bar,
2. Prämie wie zu d) A ll.
3. NM. 1.50 wie zu d) Alll.

4. NM. 2.00 —- NM. —.8() = NM. 1.20

in Gestalt freier Verpflegung.
5. freie Unterkunft.

3. Gruppenorganisation.
In den Gruppen, die homogen und auf gemein-

schaftlicher Gesinnungsbasis aufgebaut sein müssen,
sollen im allgemeinen vorhanden sein

I. ein vom Siedlungsunternehmer ausge-

wählter und von der Gruppe bestätigter
oder in Zweifelsfällen durch einfache
Stimmenmehrheit gewählter Obmann, der

die Lohnliften und den Schriftverkehr führt
und die Gruppe nach außen hin verant-

wortlich vertritt-
ll. Ein »Fourier« für Verpflegung und Unter-

kunft,
1 bis 2 Maurer,

. 1 bis 2 Zimmerleute,
V. 11 Hilfsarbeiter,

. 15 Mann. (Vergl. unter 10. »Siedlungs-
grund im Gruppenbau«)

Dieser Vorschlag hindert natürIich nicht, »Spezia1-

BFIUgTUPPeU«zusammenzustellen, die etwa nach;
Titeln des Kostenanschlages geordnet, systematisch 2

hinter einander herarbeiten, beginnend mit den
Erdarbeiten und abschließendetwa mit den Tischler-
arbeiten.

4. Vertraglikhe Bindung.
Es Wird sich empfehlen, 2 verschiedene Verträge »

abzuschließenund zwar: s
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1. Den Vertrag mit dem Siedlungsanwärter
(Siedlergruppe) und

2. Den Vertrag mit dem »Träger des

Dienstes«, der die lediglich arbeitenden »arbeits-

dienstwilligen«Gruppenmitglieder stellt. Dies dürfte

sich deswegen empfehlen, weil hierdurch eine leichtere
Auffüllung und Ergänzung der Gruppe sowie eine

zweckmäßigeZusammensetzung nach handwerklicher
Vorbildung oder Eignung gewährleistet ist.

Mit dem Träger des Dienstes schließt der Sied-

lungsunternehmer einen Werkvertrag, der folgende
Punkte enthalten muß:

I. Unterkunft,
ll. Verpflegung,

lll. Arbeitszeit,
lV. ZweckmäßigeGruppenzusammensetzung,

Zahl der zu ftellend en Arb eitsdienstwilligen,
Sicherung des Gruppenbestandes,
Regelung der Kranken- und Unfallfürsorge,
Löhnung einschließlichArbeitsprämie.
Es wird vorgeschlagen, die Bauzeit eines

Gehöftes im Nohbau auf höchstens acht

Wochen zu beschränkenund, falls der Roh-
bau innerhalb dieser Zeit vollendet wird,
evtl. jedem Gruppenmitglied die unter

d) A. ll. errechnete Prämie als Zuschlag
zu seinem Lohn gemäß d) A. l. zu zahlen.

V.

Vl.
VIL

5. Unterkunft.
Die Unterkunft erfolgt behelfsmäßig in den Alt-

bauten des Gutes. Herstellung einfacher Schlaf-
gelegenheiten mit Strohsäcken, Decken pp. ist Sache
des Siedlungsträgers.

6. Verpflegung.

Jede Gruppe verpflegt sich im allgemeinen selbst.
.

Verantwortlich ist der Obmann, der sich des Fouriers
gemäß 3. ll. bedient.

liefern sein:
A. Morgenkaffee mit Milch und Zucker, dazu Brot

mit Butter oder Schmalz.
B. 2· Frühstück, kalt.

C. warmes Mittagessen, Fleisch mit Gemüse und

Kartoffeln.
D. Abendessen kalt oder warm.

Herrichtung einer Kochgelegenheit (Herd) und

eines einfachen heizbaren Naumes mit Tisch und

Bänken ist Sache des Siedlungsträgers.

7. Baukosten.
Die Baukosten seien pro Gehöft beispielsweise

mit NM. 4500 angenommen. Hiervon gibt das

Reich NM. 3000 als Dauerkredit. (Annahme).
NM. 4500

»
3000

bleiben NM. 1500 als Nest.
Diese NM. 1500 muß der Siedlungsanwärter

durch Selbsthilfe als Ersatz für die fehlende An-

zahlung erarbeiten. NM. 4500 : 1500 = 30cz Ar-

Es wird im allgemeinen zu

. beitslohn.



Hier gibt es zwei Fälle:
»

A. Selbsthilfesiedlung gemaß 1.111.B.

Gruppensiedliiliki)«ifzthlf»·
1. ll

A. Als Se yi eim

Logilesgilt die gesamte Leistung aller am Bau

beschäftigten Arbeiter, die dem Bauherrn helfen,
. .

—

ter-Johne Rücksicht darauf, ob er Erwerbglospnun
E Bauweis«

"e en oder nicht.
.

.

stugtüngBPezAllsSelbsthilfe gilt die gesamte Arbeits-

leistung der Gruppe.

gwstrtiw.
« ; Holzbau oder a. m. am Platze ist, müssen die ört-

Sinne des erarbeiteten j
s

schicklichkeitund Findigkeitdes Siedlun

Die Baukosten für die Ge-;
ter Anwendung T

"t u 1. a und b werden un
. »

«geo;klirzinzipsdes Kernbaus nach den in Ostpreußen
:

gemachten Erfahrungen bei massiver Ausführung

auf rd. 7200 und 6000 zu bemessen sein.

8. BauzieL

Der Neubau darf künftig nicht mehr bis zurf
« «

’

den, son-"

el erti en Herstellung betriebenwer
«ifmggebrauchsfähigenStadiumabzuschließen.

Was hierunter zu verstehen ist, hangt ganz lvon
der gewählten Bauweise ab. Alles Entbehriche

- -

’

d später vom Siedler,
»bleibt jedenfalls fort und wir

e- i«

t atet hat, selbst hetg ;ch eingewir sch f
Und Anstxetchw

·

fortzufallen haben, ein An- i

na dem er si
ftellchtSo werden·alle Klempner-

arbeiten z. B. zunachstf
strich der Tischlerarbeiten
genügt. Als Anstrich der

mit heißem Leinölfirnis
Wände muß zunachst ein

einfacher Kalkanstrich für ausreichend erachtet werden.
«

Auf die

Sicherstålliånhaltung ist jedo e

Landstrichen Bedacht»zunehmen.

Wohnhaus muß zunachst.fortfallen.
’

elbt als Ersatz einen
·

»

TelleerfeinefrScheuneneckezu errichten.EFurässszgileund Ofen genügen bei Wahl·einer

ll erkschtungKonstruktion, evtl. Zifgelf.tDTiJeenSLtZixmelifnenbaut« ·

detens teilwei e or . » .

,FiackjtdrenrmSiLdlerselbst, er erhalt hierfür·einen be-

sonderen Zuschußnach Prozenten der Tiefe.
ll e-

Für die Größe des Neubaues werden im a

Ugh:
meinen für eine 15——20Morgsenstelle

folgende -

u runde zu legen ein:

mesfuällgznhfifFäche:ca. 40 qm (Stube, Kammer

und Küche).
bund Heuboden: ca. 400 c»m.»

gibaeltll«ne1Pferd, 2 Kühe, 1 Gelaßfur Kalber
und ·Jungviehund 2 Schweinebuchteninsge-

eamt ca. 40 qm.
«

.
,GräßkcerfWert wird auf eine praktischeund

lose Ausnutzung der

Altbauxkn
zu ledgejnläsßeiikiziLGuit-

"ck’ t au eine gute Ho age un
·derfAckerstückedarf jedoch nicht zu stark

vernachlässigtwerden.

9. Art der Bauausfühkung-

·f
«

'

Bauwei e zuOber ter Grundsatz Muß femzeme
.

wählen,fdie einen möglichst»gFngen VareänåmåfI
Baustoffen, aber einen mogllchst hohendrnåelbspArbeitslohn erfordert. Alleszwgs·M deentlastethilfe hergestellt werden kann, ist billig Un

Der Siedler

Erdkeller oder Hoch-
»

g einer ausreichenden Warme-

sonders in klimatisch rauheren
Ein Keller im -
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den Siedler, alles, was gekauft werden muß, be-
Ob Ziegelbau, Fachwerkbau, Betonbau,

lichen Verhältnsse entscheiden. Hier ist der Ge-

gsunternehmers
weitester Spielraum gelassen.
Für die Selbsthilfe werden im allgemeinen folgende

en in Frage kommen können:
1. Ziegelbau.
Außenwände mindestens 0.13 HL 0.04 HL 0.13
= 0.30 (2 halbe Steine, dazwischenLuft). Besser
ist 0.38 OF Stein) oder 0.38 mit Jsolierschicht.
Für Stallungen dürften 0.25 (1 Stein) aus-

reichend sein.
Ziegelbau wird in solchen Fällen am Platze

sein, wo eine Ziegelei in unmittelbar Nähe
liegt oder verbilligende sonstige Baustoffe nicht
greifbar sind.

Gegen Kalksandsteine bestehen keine grund-
sätzlichenBedenken, man sollte sie jedoch tun-
lichst nur innen verwenden.

.Feldsteine.
Sind Feldsteine auf dem Gelände greifbar,
fo empfiehlt sich ihre Verwendung für Funda-
mente, Sockel und etvtl. auch die Wände des
Stalles.

Fachwerkbau, und zwar:
a) Fachwerk mit Ziegeln ausgemauert, das

sichtbare Holz außen mit Earbolineum
gestrichen, die Felder verputzt und weiß
gekalkt, die Jnnenflächenverputzt.

Diese Bauweise dürfte sich dort empfehlen,
wo trockenes Holz und Ziegel preiswert zu
haben sind.
Für Scheunen und Heuböden genügt in

allen Fällen verschaltes Fachwerk.
b) Fachwerk, innen und außen verschalt,

innen verputzt. Hier ist trockenes und
billiges Holz die Voraussetzung. Zur Er-
höhung der Wärmehaltungempfiehlt sich
die Einbringung eines Füllmaterials oder
die Einschaltung von Dachpappe.

c) Fachwerk mit Holzknüppelnund Stroh
ausgefüllt und mit Lehm zugestrichen.
Das äußere Holz mit Earbolineum ge-
strichen, die Felder weiß gekalkt. Jnnen
genügt Lehmputz, ebenfalls weiß gekalkt.
Hier ist billiges Holz und guter Lehm
die Grundbedingung. Es empfiehlt sich
bei Verwendung von Lehm die vorherige
Einsendung von Proben an die Geologische
Landesanstalt in Berlin.

. Betonsteine. Wo scharfer Kies zur Hand
und Zement nicht zu teuer ist, können Beton-
steine (Hohlsteine, Hakensteine pp.) in Formen
auf der Baustelle gestampft werden. Eine
Mischung 1:12 dürfte genügen. Die Ein-
schaltung einer wärmehaltendenLuftschicht,ist
Bedingung.



5. Lehmbau. Wo guter Lehm porhanden ist,
können große Lehmsteine (etwa 0.30 hoch,
0.50 breit und 0.40 lang) in Formen gestampft
und wie Ziegel in Lehmmörtel versetzt werden.

. Holzhau. In Frage kommt

a) verbrettertes Fachwerk (Ziff. 3b)
b) Bohlenbau. Zwischen die hölzernen

Stiele des Fachwerks werden in Nuten
0.10 m starke Bohlen eingeschoben. Die

Bohlen werden oben mit Rücken und unten

mit Hohlkehle gearbeitet und die Fugen
mit Moos, Werg, Pech oder ähnlichem
gedichtet.

c) Blockb au. Rundstämme werden doppel-
seitig besäumt und wie unter 6 b) zwischen
die Stiele gesetzt.

Bei sämtlichen Holzbauweisen ist zu be-

achten, daß dem Gintrocknen des Holzes durch
Einrechnung eines »Schwindmaßes«entgegen
gearbeitet werden muß.

Dachdeckung Pappdach genügt. Auch das

Strohdach wird in geeigneten Fällen Wieder-

aufnahme finden können. Schindeldächer sind
nicht mehr zu empfehlen, die Schindeltechnik
ist ausgestorben.

10. Siedlungsziel in Gruppenbau.
Würde bei einem Siedlungsbauvorhaben eine

Gruppe von 15 Mann in geeigneter Mischung
gem. Ziff. 3 angesetzt, und sollten diese 15 Mann
15 Siedlungsgehöfte errichten, so würden sie dazu
(ng. 4 Vl) 15 X 8 = 120 Wochen gebrauchen, das

bedeutete, wenn man 30 Arbeitswochen pro Jahr
rechnet, 120s30 4 Jahre Bauzeit. Das ist schon
allein mit Rücksicht auf die hohen Kosten der

Zwischenwirtschaft und die übrigen Generalunkosten
nicht durchführbar.
müssen unter allen Umständen in einem Baujahr
bezugsfertig werden.

Es muß also der Stamm der ländlichenSiedlungs-
anwärter so stark mit Nichtsiedlern verwässert werden,
daß ein Baujahr genügt. Da eine Gruppe Von

15 Mann an 15 Gehöften 4 Jahre bauen würde,
sind 15 X 4 = 60 Mann anzusetzen, wenn ein Bau-

jahr genügen soll. Diese 60 Mann bestehen aus:

a) 15 Siedlungsanwärtern
b) 45 Nichtsiedlem (Axbeitsdienstwinige.)

Diese Nichtsiedler sollen nicht tarifmäßig bezahlte
Bau-Handwerker sein, sondern bauhandwerklich ge-

schulte »Arbeitswillige«,die bereit sind, unter den
bei Ziff.2 aufgeführtenBedingungen zu arbeiten. Das

Ansetzen ländlicher Siedler in der Selbsthilfe wird

durch die Notwendigkeit, in erster Linie an ihre
Gxistenzmöglichkeitzu denken, eine weise Begrenzung
finden müssen.

Die Unterteilung der Arbeitsgruppen muß so er-

folgen- daß sie »baNdartig« vom Beginn der Erd-
arbeiten bis zur Fertigstellung des Nohbaues hinter-
einander herarbeiten.

Die Gehöfte einer Siedlung;
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11. Aufgabe des Siedlungsunternehmers.
Der Siedlungsunternehmer bleibt wie bisher ver-

antwortlich für die Durchführung des gesamten
Siedlungsvorhabens. Gr erwirbt das betreffende
Gut im Benehmen mit der Landeskulturbehörde,
stellt mit dieser den Aufteilungsplan fest, leitet die

Zwischenwirtschaft, liefert die Bauzeichnungen, kauft
die erforderlichen Baustoffe ein, stellt die örtliche
Bauleitung, liefert die nötigen Einrichtungen für
Unterkunft und Verpflegung der erwerbslosen Siedler

und erwerbslosen Mitarbeiter, löhnt diese und hält
an Gerüst, Geräten und Handwerkszeug unter Heran-
ziehung seines Bauunternehmers das Erforderliche
vor.

Es sei angenommen, daß die Baufuhren —

wie bisher —

zur Herabminderung der Baukosten
von der Zwischenwirtschaft geleistet werden.

Alle durch Bauentwurf, Bauleitung, Einrichtung
der Unterkunft und der Berpflegung entstehenden,
sowie sämtlcheübrigen Generalunkosten sind zu 90sZ
der entstehenden Kosten aus dem Baukredit zu be-

streiten.
Der Siedlungsunternehmer würde also erhalten:

1. Ankaufskredit
2. BaukreditNM. 3000 bezw. 7 200 X 907«;= 6480

oder 6000 X 90OZ= 5400 (ng. Ziffer 7, Schluß-
satz)-

. evtl. Ginrichtungskredit
12. Baupolizei.

Gs bedarf keiner besonderen Begründung, daß
die Durchführung einer primitiven, auf Selbsthilfe
aufgebauten Siedlung nicht möglich ist, wenn wie

bisher eine große Zahl Von behördlichenJnstanzen
mitwirken. Zur Zeit sind beteiligt:

der Siedlungsträger
der Bauunternehmer
Kulturamt

das Landeskulturamt
die Provinz Entfernung der Gebäude von der

Straße, Überfahrten, Wegebau pp.)
der Amtsvorsteher (Baupolizei)
der Landrat (desgl.)
das Kreisbauberatungsamt
das Preuß. Hochbauamt
der Landjäger (Forderungen der landwirt-

schaftlichen Berufsgenossenschaft).
11. der Bezirksschornsteinfegermeister.

Mit diesen Hemmungen kann nicht weiter ge-
arbeitet werden. Es ist zu fordern, daß alle länd-

lichen Siedlungsbauten im Bereich des Landes-
kulturamts als »Staatsbauten« zu betrachten sind-

Sobald die Zeichnungen den Prüfungsvermerk
des hochbautechnischen Dezernenten des Landes-
kulturamts tragen, muß fich jede weitere bau-

polizeiliche Prüfung erübrigen.
13. Sonstige Erleichterungen-

Gs ist noch anzustreben, daß Ansiedlungsgenehmi-
gung und Aufteilungsplan möglichst noch schneller
als bisher sichergestellt werden.

SNELL-INS-
PPPONPV1



Bild 1 Blick von Nordosten auf die Siedlung

Puddenzig,eine Wirtschaftssiedlungin Pommem
von Regierungsbaumeistera. D. N a ske,

Das 800 Morgen große Gut Puddenzig,
T

Kreis Naugard, wurde im Juli 1930 von der

Wohnungsbau- und SiedlungsgesellschaftPommern,
«

Stettin, angekauft. Mit der nur 4 km westlich ge- J

legenen Stadt Gollnow ist es durch Landstraßeund "j

Kleinb ahn unmittelbar verbunden. Die Stadt Gollnow ;

hat rund 12 000 Einwohner und ist Standort ver-
-

schiedener Industrien. Wegen der umliegenden großen

Forsten spielt die Holzindustriemit 7 Sägewerken.

und den dazugehörendenNebenbetrieben eine beacht-

Die Steinindustrie ist durch Kalksand-

steinwerkeund Zementwarenfabrikenvertreten. Der -

Absatz von Viehprodukten ist durch eine Biehver-;

wertungsgenossenschaftsichergestellt.Eine Molkerei-

genossenschaftsichert den Absatz von Milch. Ferner
T

befindet sich in Gollnow eine Zweigstelledes Land-

wirtschaftlichenEin- und Verkaufsoereins Naugard. 1

Für die Siedlung Puddenzig durften somit Ver-

kehrslage und Absatzverhältnisseals recht günstigT

angesehen werden. Die Bodenoerhältnissekonnten l

als geeignet angesprochenwerden. Der Boden ist z

humoser Sandboden und HI. bis Vl. Klasse bonitiert. -

Einen Ausgleich für die leichte Beschaffenheitdes

Bodens bietet das günstigeGrünlandoerhältnis,
das

1 : 2 beträgt.
;

In Puddenzig sind an Nentengütern 24 Stellen z

ausgelegt worden, und zwar:
?
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Stettin.

12 Stellen «u
«

1 Hökerei Zu
le 13Morgen

1 Stellmacherei zu 18
«

1 Schmiede zu 18
«

1 Gärtnerei zu 21
«

6 Stellen zu je 35
«

1 Stelle zu 60
«

1 Restgut zu 330 J«

Für die Auslegung eines N
· .

estgutes w -

dere betriebswirtschaftliche Gründe, u. a. dgelrlnlisethd
::;sckå:i:g1:zgegeenk,diåßlTcshuddenzig

135 Moraen Wald

· . fige ä en hatte, die duru
· ’

-

beziehungin die Nestgutsfläche eine verhälkinksknEQ
gunstige Verwendung fanden.

aßlg

Der Aufteilungsplan (Bild 6) ergab sich zwanglos
H

in der Weise, daß aus dem alten Dorfkern heraus
die Siedlung als Dorferweiterun

«

«

g in nord
'

Richtung an der Vorhandenen Dorf- und Lävneixtsilrkgr
gisgseigbirgtzunzzangrenzenden

Wald hin entwickel:
«

. i run and ä en
’

leicht erreichbar, im SüdfänchdesLIOIRFFQgeschlossen«

Bei der architektonischen Gest
,

« «

altun de

FlongTig-Tllztirtsckzaftägebaude
wurde Eufdiresixillåii

· .

en or age Rücksichtgenomm

glcimit
ein harmonischer Zusammenklang zglisxhlxidi

tem und Neuem zu erreichen versucht.



Bild 2 Arbeiterdoppelstelle

Die durch die Besiedlung des Gutes freigesetzten
Arbeiter konnten sämtlich angesiedelt werden. Zwei
von ihnen waren in der Lage, vermöge eines größeren
Sparkapitals Kleinbauernstellen von 35 Morgen zu
erwerben. Acht Familien haben 8-Morgen-Stellen
erhalten. Für die Ansetzung der Gutsarbeiter wurden

Einrichtungskredite von rd. 15 000 NM beantragt
und bewilligt. Die Inhaber der 8-Morgen-Stellen
sind auf Arbeit außerhalb und Nebenverdienst an-

gewiesen. Sie haben diese in folgender Weise ge-

funden. Drei von ihnen haben dauernde Beschäfti-
gung auf dem Restgut, zwei arbeiten im Baugewerbe
als Maurer, einer ist selbständigerHändler in Gollnow,
ein weiterer arbeitet in einer größeren Möbelfabrik
in Gollnow, einer schließlichist Nentenempfänger Für
die restlichen zwei Stelleninhaber ist Beschäftigung
auf dem Neftht während der Bestellungs- und Ernte-

zeit vorhanden. Außerdem bieten die angrenzenden
Forsten weitere Arbeitsmöglichkeit. Die Hökerei,der

eine kleine Gastwirtschaft angegliedert wird, und die
Gärtnerei sind an Heeressiedler vergeben worden.
Die Anzahl der landwirtschaftlich nicht selbständigen,
sondern auf Nebenverdienst angewiesenen Stellen,
sei es aus örtlichem Spezialbetriebe (Gärtnerei,

Hökerei,Schmiede, Stellmacherei), sei es aus Arbeit

außerhalbdes Hofes (Arbeiter, Möbeltischler,Händler,
Maurer), beträgt somit 16 gegenüber 8 rein land-

wirtschaftlich betriebenen Stellen. Dieses Zahlen-
verhältnis findet einerseits in der Auslegung eines

Restgutes, andererseits in den örtlichenVerhältnissen,
insbesondere in dem vorgefundenen Arbeiterbestand,
und nicht zuletzt in der nahen Lage zur Stadt

seine Erklärung. Bemerkenswert ist hierbei noch, daß
aus der Stadt Gollnow heraus die Nachfrage nach
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diesen Nebenberufssiedlerstellen ganz besonders stark
war. Leider konnten diese Bewerbungen bei weitem

nicht berücksichtigtwerden. Die nachstehenden Auf-
stellungen geben Aufschluß über die berufliche und

örtliche Herkunft der Siedler:

Berufliche Herkunft

Es Von der Gesamtzahl stammen hauptberuflich aus
I

O n H O

Eså IS« I —E IS
Så IF 0 g 0 30 Pius-J o

S »
Xo g XO g Z Z g

J -0
B ad O s AS DR

24 16 66,67 5 k20,841
; 4,16 2

i 8,33

Ortliche Herkunft

Es Von der Gesamtzahl stammen aus

O .Z"-' O m n Ost-o M

»Es OF 0 goz O g 0 c-: o

OF III-O III XI
IS

XO IS XO
’

l
24 24T10023 195,83 21i 87,5 13 54,16

Auf der Siedlungsfläche waren vor der Be-

siedlung 12 und nachher 24 Feuerstellen. Sie haben
mithin eine Steigerung um 100 X erfahren. Die An-

zahl der auf der Siedlungsfläche lebenden Menschen
zeigt mit 97 gegenüber der vor der Besiedlung auf
derselben Fläche ansäßigen Menschen mit 59 eine

Zunahme um 64,41 Z. Der Viehbesatz, der auf
dem Gute vorhanden war, erfuhr durch die Vesiedlung
eine Vergrößerung laut folgender Aufstellung:



Bild 3 Wohnhaus und Stall einer Kleinbauernstelle

i

Be tand Bestand Zunahme ,

Viehart voxder nach der Hi
Besiedlung Besiedlung z

Pferde .

15 20
läss-

BUllen .

1 2
96M

Kühe 27 53
ej-

Kälber I .
9 15 63412

Zuchtsauen. .
9 jxö

-

Mastschweine .
20

36 Ue

Pölke .
30 71 1

7

J

Ferkel 14 92 55

! Neu erbaut wurden 19 Gehöfte, durch llmbauten
wurden 4 Stellen geschaffen. Das Nestgut blieb ohne

s bauliche Veränderungen. Die Vergebung der Bau-
ausführungsarbeiten und Baustofflieferungen kam
fast ausschließlichdem Baugewerbe der Stadt Gollnow
zugute.

Der Zuzug der Siedler und die übergabe der
Stellen war am 1. August 1931 beendet. Die technische,
wirtschaftliche und finanzielle Durchführungder Sied-
lung erfolgte in engster Zusammenarbeit mit dein
Kulturamt Stettin und unter Betreuung der Pommer-
schen Heimftätte.

Die Chronik von Wittmannsdorf- Buiaken, Albrechtau de 1490
von Generaldirektor N a d o l n y.

. . .
. .

e
kur em hielt ich mich zur Erholungeinig

Zeithoraufgemim Kreise Osterode liegendenvaute
Wittmannsdorf auf. Dort wurde die gegenwartige

Lage der Landwirtschaft, des Großgrundbesitzesund
»

· « konnte
au die ra e der Siedlung besprochen. Jch

,diechüberFasckIendeTatsachefeststellen,daß dderEze-
samte Fragenkomplex objektiv von dem

Ge«aln
en

der neuen Zeit und einer ihr angepaßtenEntwick
ugigder Landwirtschaft behandelt wurde. Es wurde ie

«
« «

künftige -

Bedeutun des Großgrundbesitzes»fürdie zu
»

Gestaltungdes platten Landes, fur die Ernahrung z
’

" «
"

d mit mir Jder Gesamtheit und ahnlichfeserortert, un
- !

stimmten alle darin überein, daß auchfderGroß-i
grundbesitz nur als eine Entwicklungsphase im Rahmen H
der wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands ange-

sehen werden müsse. Ja, ich hörte, daß die Zeit
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des Großgrundbefitzesauch für Ostelbien anscheinend
vorüber fei und von neuer Gestaltung der Land-
wirtschaft abgelöst werden müsse.

Als ich meine Verwunderung über die Weite dieser
Auffassung nicht verbergen konnte, erklärte man mir,
sie sei begründet in der Einstellung, die seit langer
Zeit im Hause üblich sei. Dabei wies man mich
auf eine Auszeichnunghin, die von einem Vorbesitzer
aus der Mitte des 19. Jahrhunderts über die Ent-
wicklung dieses Gutes niedergeschrieben und vom

gleichen Geiste getragen sei. Ich las das Heft mit
außerordentlichemInteresse durch und fand manches
Material, was für die heutige Zeit von Wert sein
könnte.

Ostelbien ift wohl noch das einzige Land Europas,
das den Großgrundbesitzals wirtschaftlichenFaktor
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Bild 4

ersten Nanges kennt. Abgesehen von der Tatsache
der Besitzverteilung — Ostpreußen hat noch etwa

34sZ und Pommern etwa 507OGroßgrundbesitz"—

geht in Ostelbien vielfach auch die Meinnng maß-
gebender Stellen dahin, daß nicht nur für die ver-

flossene Zeit, sondern auch in Zukunft der Groß-
grundbesitz Führer der Landwirtschaft bleiben müsse.
Nüttle man an diesem Aufbau in der Landwirtschaft
Oftelbiens, besiedle man die großenGüter mit kleinen

Stellen, so gehe damit dem Lande ein Kultur- und

Wirtschaftsfaktor verloren, der die gesamte ostdeutsche
Landwirtschaft auf ihrer bisherigen Höhenlage erhalten
habe. Ja, man geht weiter, man weist dem Groß-
grundbesitz diese Stellung nicht nur als Wirtschafts-
faktor gegenüber dem wirtschaftlichen Stand der

Güter bei der rückständigenBauernschaft zu, sondern
man sieht auch im Hinblick auf die Geschichte des

Landes diese bevorzugte Stellung als etwas Alt-

hergebrachtes an. Sie sei immer vorhanden gewesen
und dürfe nicht verändert werden, ohne daßWesen
und Art des Landes eine unheilvolle und seinen
Charakter zerstörende Umbildung erfahren.

Und doch sieht man aus dieser Chronik ein anderes

Bild geschichtlicherEntwicklung, wenigstens fiir diese
drei Güter. Der Chronist ist ein guter Beobachter
der Natur, er weiß ihre Zeichen zu deuten und in

ihnen die Merkmale des Werdens und Vergehens
zu lesen. Er weist darauf hin, daß vor der Schlacht
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Gärtnerstelle (Altgebäude)

bei Tannenberg im Jahre 1410 (das Schlachtfeld
20 km von Wittmannsdorf entfernt) die dortige
Gegend »viel stärker bevölkert und gut kultiviert«

gewesen sei. Die noch vorhandenen Dämme zeugten
davon, daß früher dort Karpfenteiche und Stau-

wiesen vorhanden gewesen seien. — Nach der Schlacht
bei Tannenberg sei die Gegend total verwüstet ge-

wesen. Viele Ortschaften seien verschwunden. Die

Ortschaft Albrechtau bestand damals nach den von

dem Chroniften auf dem Gute Seithen eingesehenen,
leider aber im Jahre 1862 verbrannten Urkunden

aus 14 Anteilsbesitzern mit 40 Hufen. Nach der

Schlacht bei Tannenberg blieb das ganze Gebiet

infolge der Zerstörung der Ortschaft unbebaut liegen
und wuchs als Wald auf. Später wurde es von

dem Grafen Fink von Finkenstein erworben. Der

bedeutendste Vertreter dieses Geschlechts war ein

Hauptmann Albrecht von Finken in Gilgenburg. Er
erwarb in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts
die Güter.

Schloß und Schloßfreiheit Gilgenburg nebst
den beiden großen Seen, Bergling, Jankowitz,
Lindenau, Ganshorn, Wiersbau, Ostrowitt,
Oschekau, Gardienen, Gr. Schlaefken, Thurow-
ken, Seithen, Albrechtau, Januskau, Heselicht,
Glgenau, Lehwalde, Altstadt, Vierzighuben,
Klonau, Figaiken, Schönwäldchen,Seemen,
Grünfelde, Döhlau, Taulensee, Wittmannsdorf,



Bild 5 Stellmacherei

Bujaken, Korstein, Stenkendorf bei Dt. Gylau

evankendorf bei ChristburgSeinleldNaschkommenwurden In den Grafenftagd
erhoben. Zu Ende des 18. Jahrhunderts wu;

e

der Besitz stark verschuldet. .Nachdemnge rgs
letzten Besitzers wurde

überßseinVkrmågen
er e -

«
"

uidationsproze einge ei .

—schgglskisFiliIiggingen die Güter«der Grafschaft ge-

meinfam mit vielen anderen Besitzungen.
l er der

über diese Zeit und die folgende,aus

wle
ch

wir
Chronist die Entwicklung phejrsonlich

kennt, afsen
·

elbt beri en:
«lhn am

lElklitcehnSchllißder Freiheitskriegewar das

Landvon allen Mitteln völlig erschopft. Handel
und Wandel lagen danieder. Den Landwirten

fehlten das Betriebsinventar sowie die nötigen .

n, und mehrere Jahre verflossen, bevorFaxaxseiotwendigftedavon beschafft »warundsie
im Kriege niedergebrannten Gebaude wie

er
errichtet waren. Überdies fehlten alle

Komutnpkationsmittel und KunststraßenEs waren we er

Chausseen noch Wasserverbmdungenvorhanden.

Für Wittmansdorf (im KreiseOsterode)väarder nächsteAbsatzort fiir Getreide Elbing1

12»bmentfernt. Der kürzesteWegdorthinfuhrte u er
Ofterode, Somborn, Venedien, Wilmsdorf, Frei-
walde, Grünheim, Pr. Holland — zum größten
Teil durch schweren Lehmboden. In den Herbst-
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monaten war der Weg vollständig unpassierbar
An den Straßen lagen die Trümmer von zer-
brochenen Wagen, häufig auch tote Pferde. Bei
guten Wegen wurden auf ein Viergefpann
24 Scheffel Getreide und ebensoviel Futter ge-
laden. Wenn die Fuhren nach 10—12 Tagen
gesund und alles wohlbehalten zu Hause an-

langten, wurden Dankgebete gehalten.
Bekanntlich braucht jeder Landwirt im Herbst

Geld. Da dann jedoch, wie vorher angegeben,
die schlechten Wege nicht zu passieren waren,
mußte das Getreide für jeden Preis an Speku-
lanten in den zunächftgelegenenkleinen Städten
verkauft werden. Wer zuviel davon verkauft
hatte, mußte im nächstenFrühjahr zu doppelten
Preisen wieder kaufen. Mein Vater, der Guts-
pächter in Nauschkenbei Gilgenburg war, hatte
im Herbst 500 Scheffel Noggen großes Maß
zum Preise von 10 Silbergroschen 6 Pf. an
einen Händler in Gilgenburg schweren Herzens
verkauft, während der Noggen in Elbing mit
20—25 Silbergroschen bezahlt wurde. Die
Gerfte kostetete 6——7å Silbergroschen, der
Hafer 4—5, die Kartoffeln 2—2—Z—Silber-
groschen für den Scheffel großes Maß.

Unter solchenUmständen wurde jeder Luxus
vermieden. Die Hausfrauen trugen entweder
selbstgewebte oder kattunene Kleider, was jedoch



Bild 6 Puddenzig, Aufteilungsplan

der Gemütlichkeitund dem Frohsinn keinen Ab-

bruch machte. So herrschte auch die gute Sitte,
daß die Besuche bei Nachbarn zum großen
Frühstück gemacht und daß nach genossenem
Mittag und Vesperkost die Nückreise wieders

zeitig angetreten wurde, damit man-am nächsten

Tage die anstrengende Tätigkeit des Gutsbe-

triebes wieder beginnen könne«
Gleichwohl wurden die Güter damals im

allgemeinen mangelhaft bewirtschaftet, und bei ;

der allgemeinen Geldknappheit und Kreditlosig- T

keit konnte eine Besserung nicht eintreten. Aus H

Furcht, schwer erworbenes Kapital durch Aus-

Ieihen zu verlieren, wurde dasselbe in barer

Münze sorgfältigverwahrt gehalten, sogar gegen

die nächstenVerwandten verschwiegen. Mein

Vater hatte 5000 Taler in Kurant in Töper

vergraben. ;

Unerachtet der vom Staate nur den adligen
E

Besitzern hergegebenen Gtablissementsgelder
blieb deren Besitz tief verschuldet und kam in

seinen wirtschaftlichen Verhältnissenimmer mehr
zurück. In richtiger Würdigung der Sachlage
erging ein Grlaß des Oberpräsidenten v. Schön
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zu Königsberg, daß sämtlicheGüter, die über-

mäßig verschuldet und nicht zu halten waren,

unnachsichtlich subhastiert wurden und auch
Bürgerlichen das Recht zustehen sollte, adlige
Güter zu erwerben. Wiewohl die meisten Güter
von der Landschaft noch belieben waren und

letztere hierbei viel Geld einbüßte, hatte dieses
Verfahren unerachtet des Schmollens der adligen
Besitzer die wohltätigsten Folgen, denn es

wurden hierdurch tüchtige landwirtschaftliche
Kenntnisse und frisches Kapital herangezogen.
Im Jahre 1832 wurde die Grafschaft Finken-
stein subhastiert, und viele Familien wurden

durch billige Gutsankäufe glücklich gemacht.
Da außerdem die meisten Güter einen bedeu-
tenden Umfang hatten, konnten die Erwerber

sie noch unter ihre Kinder teilen, wodurch viele
neue Abbauten entstanden sind. Die Boden-
kultur gewann durch reichliches Betriebskapital
einen raschen Aufschwung, und auch in baulicher
Beziehung wurde viel geleistet.

Im Jahre 1831 erwarb im Wege der

Subhastation mein Vater das Gut Wittmanns-

dorf mit den Vorwerken Albrechtau und Bujaken
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und das GrundstückFrankenau, zusammen alfo
128 Hufen = 7 391 Morgen, für 15 000 Taler.

-Als Kuriosum ist dabei zu erwähnen, daß das
,

GrundstückFrankenau wegen mangelnder Wirt-

schaftsgebäude,Inventarien Und Saaten bei der f

landwirtschaftlichen Taxe im Jahre 1831 nicht J
nur keinen Wert hatte, sondern mit 500 Talern f
minus angerechnet wurde, während in späteren J

Jahren aus dem Walde für verkaufte Fichten- 9

und Eichenhölzer 30 000 Taler eingekommen J
und Holzbestände noch übrig geblieben sinds

Die Güter waren im Verhältnis zum Acker-
Iand mit viel Wald bestanden. Der Waldf
wurde nicht forftmäßigbewirtschaftet Es fanden J
weder forftmäßige Anpflanzungen statt, nochj
wurde forstmäßig abgeholzt, vielmehr lagen

""

damals Tausende von fichtenen und eichenen .

Stämmen in großen Haufen vom Windbruch
zusammengeworfen. Auch sonstwurde im ganzen
Walde herumgeholzt. Durch lange Lagerung
kam das Holz zum Faulen. Erst in den vierziger
Jahren, als das Holz teurer wurde, wurden

die Neste dieser früheren Wirtschaft geräumt.
Wie alt das Holz war, stellte ich selbft an einer

»

Eiche fest, die nach dem Einfchnitt allein zehn
Klafter Brennholz hatte. Der Stubben dieser
Eiche hatte einen Durchmesser von 6 Fuß;
nach den vorhandenen Jahresringen muß sie
über 1000 Jahre alt gewesen sein. Der Klafter l
Fichtenholz kostete 10—15 Silbergroschen, der F
Klafter Eichenholz 15—20 Silbergroschen.

Um das Verhältnis zwischen Ackerland und s

Wald auszugleichen, beschloßich, auf den ge-
rodeten Waldländereien neue Güter anzulegen,
nicht allein um höhere Erträge zu erzielen,
sondern auch, um zwischen meinen Kindern den

Besitz teilen zu können.

Den Anfang machte ich mit der Nodung des

mit starken Eichen und Fichten bestandenen
Borwerks am Kuchnia-See, worauf ich im

Jahre 1845 5 Gebäude aus Fachwerk mit etwa

1000 Morgen errichtete. Dieses Borwerk nannte

ich nach dem Namen meiner lieben Frau
Amalienhof.

Im Anschluß daran baute ich die Gebäude

auf dem Gute Bujaken, indem ich in den Jahren
1848—1868 das Wohnhaus und 15 Wirtschafts-
gebäude und Arbeiterwohnungen errichtete.
Dieses Gut erhielt die Größe von 2 442 Morgen.

Im Jahre 1852 legte ich dann das Gut

Adamsheide an, und zwar aus einem zu Witt-

mannsdorf gehörigen Felde und der ganzen

Albrechtauer Feldmark Auch hier wurden bis

zum Jahre 1873 15 Wohn- und Wirtschafts-
gebäude und zuletzt das masfive Wohnhaus
gebaut. Das Gut hatte 2 143 Morgen.«

Im Iahre 1870 ift die Chronik beendet. Wie

F

wirtschaft betrieben würde.

ift nun das weitere Schicksal des Gutes Wittmanns-
idorf mit Albrechtau und Bujaken?
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Das Vorwerk Amalienhof ist im Wege der Erb-
«

teilung zu dem benachbarten Gute Seelesen gekommen,
das mit dem Borwerk heute noch etwa 5 000 Morgen

’

umfaßt und zum großenTeil mit Wald bestanden ist.
Für Bujaken war die Wandlung von Wald in

Acker nicht zweckmäßig. Es hat zum großen Teil,
abgesehen von zwei Seen, sehr leichten Boden mit

verhältnismäßig wenig Wiese. Der Sohn des

Ehronisten kam in geldliche Schwierigkeiten Er ver-

kaufte zwar ohne Bersteigerung, aber auch seinem
Nachfolger gelang es nicht, das Gut wirtschaftlich
zu heben. Schließlich wurde es Staatsdomäne,
aber auch der Domänenpächterkam nicht vorwärts.
Infolgedessen wurde der Hauptteil vom Preußischen
Staate wieder in Wald umgewandelt Nur 400 Morgen
besseren Bodens um die Hoflage herum find heute
noch zu einem Nestgute verblieben, im übrigen sieht
man in Bujaken seit einigen Jahren fchon neu auf-
wachsenden, kräftig sprossenden Wald, der das Gut

zu den alten Zeiten von Wald und See in schöner
gewellter Landschaft führen wird.

Die Feldmark Albrechtau, die in alten Zeiten
14 Bauernbesitzer ernährte, gehört noch heute zur
Domäne Adamsheide, aber der Boden ist auch hier
leicht, und besser wäre es, wenn auf ihm in der

jetzigen Zeit statt der Ackerbewirtschaftung Wald-

Jmmerhin gedeihen in

Adamsheide Noggen und Kartoffeln gut. Auch
der Klee hat, ebenso wie in der ganzen Umgegend,
ein üppiges Aussehen. Das liegt wohl an dem

ftarken Kalkgehalt des Bodens, der ihn überall
durchsetzt und in den Wiesen in so starker Ver-

lagerung liegt, daß in den Kuchnia-Wiesen in

Amalienhof Iahre hindurch eine gutgehende Kalk-

fabrik bestand, die dauernd größereMengen diefes
gut wirkenden Düngemittels nach der Provinz ver-

sandte. Deshalb würden auch Siedler trotz des

leichten Bodens dort wirtschaften und die alten

Bauernwirtfchaften wieder zum Leben bringen können.
Die interessanteste Entwicklung hat das Hauptgut

Wittmannsdorf gehabt. Hier zeigt sichdie Beziehung
vom Großgrundbefitzzum Bauerntum.

über dieses Gut schreibt der Ehronist:
»Wittmanndsdorf bestand bis zum Jahre 1826

aus dem Vorwerksacker und 19 scharwerks-
pflichtigen Einhüfnergrundstücken, deren In-

haber verpflichtet waren, täglich im Sommer
und Winter mit 2 Personen im Hofe zur
Arbeit zu kommen, auch mit eigenem Ange-
spann bestimmte Ländereien zu beackern und
die nötigen Erntefuhren zu stellen. Im Winter

mußte jeder der Wirte eine bestimmte Menge
des von der Gutsherrschaft herzugebenden
Flachses verspinnen.

Im Jahre 1826 erfolgte auf Grund des
Edikts von 1810 die Regulierung der guts-
herrlichen und bäuerlichenVerhältnisse, infolge
deren 11 Bauern als freie Eigentümer ihrer
Ländereien anerkannt, 8 Bauern aber mit den



nicht erwiesenen Eigentumsanfprüchen zurück-
gewiesen wurden. Ihre Ländereien wurden
dem Gute zugesprochen. Da die regulierten
11 Bauern sichweigerten, eine bestimmte Rente

jährlich an das Gut zu zahlen, so verzichteten
dieselben auf die Hälfte der Ländereien. Jeder
empfing nur die Von ihm bewohnten Hofge-
gebäude nebst Garten und einer halben Hufe
Land zum Eigentum ohne Weideabfindung.

Vor der Regulierung wurden nach uralter

Sitte die Ländereien in 3 Feldern —- Winter-,
Sommerfeld Und Brache — bewirtschaftet, Und

vor der Regulierung hatten sämtliche19 Wirte
in jedem Felde z Hufe Acker in schmalen, lang-
gestreckten Plänen, die unter sich durch breite

mit Kiefern, Kaddick und Steinen besetzteRaine

begrenzt wurden. Sämtliche Ländereien ent-

hielten eine Menge großer Steinhaufen. Jede,
auch die kleinste Anhöhe war mit Kiefern und

Gestrüpp bewachsen. Damit erhielt die ganze

Feldmark ein armfeliges und trauriges Ansehen.
Der Dünger wurde auf die Brache gefahren, und

nur die ersten 3 Pfluggewände wurden stark ge-

düngt, damit davon ununterbrochen recht viel

Früchte genommen werden konnten. Da der

übrige Teil der Brache zur gemeinschaftlichen
Brachweide diente, so konnte die Saatbeftellung
— auf dem Brachfelde — nur sehr mangelhaft
erfolgen. Die Erträge waren daher fehr geringe.
Die Dungländereien lieferten das 3.——4. Korn

und die ausgefogenen Hinterländereien das

2. Korn, häufig noch nicht die Saat. Alles vorhi
Gesagte galt auch von den Gutsländereien.

Nach der Regulierung wurden die bäuerlichen
von den Gutsländereien separiert. Die Bauern

empfingen die besseren Gutsländereien, während
dem Gute die schlechteren Bauernländereien zu-

fielen. Mein Vater hat bis zum Jahre 1874

noch weitere 4 Bauernhöfe angekauft. Sein

Hauptaugenmerk war deran gerichtet, die vor-

handenen Raine zu beseitigen, die Steine und

das Gestrüpp von den Ländereien wegzufchaffen.
Tausende von Fudern Steine wurden teils auf
Steinhaufen zusammengefahren, teils zu Bauten

verbraucht. Jm Jahre 1837 fand der Übergang
in 8 Schläge und im Jahre 1873 in 10 Schläge
ftatt, wobei der Klee, der früher kaum gekannt
wurde, jährlich in 3 Schlägen Berücksichtignng
fand.

Es kamen also zum Gute infolge und nach der

Bauernregulierung rd. 1400 Morgen hinzu (8 X 66
i- 11 X 66 s-— 433 X 33 Morgen). Das Gut hatte
alfo vorweg nur die Größe von 700 Morgen.
Wenn der Wald einschl. der beiden kleinen Seen,
die in der Gutsmark liegen, zusammen 400 Morgen
betragen hat, so sind für das Gut nur 300 Morgen
zur Beackerung geblieben. Diese sind aber von den

Bauern mitbearbeitet worden, da sie zwei Mann

täglich im Sommer und Winter im Hofe zur Arbeit

zu stellen hatten, auch mit eigener Anspannung be-
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ftimmte Ländereien zu beackern und die nötigen
Erntefuhren zu stellen hatten. Deshalb ift anzunehmen,
daß die Gutsherrfchaft außer der Arbeit diefer Bauern
nur noch unverheiratetes Gesinde hatte. Immerhin
läßt fich, mögen die Zahlen auf Grund der Angaben
des Ehronisten auch nur gegriffen sein, doch wohl
erkennen, daß der Gutsherr bis zur Bauernregulierung
nicht eigentlich Großgrundbesitzergewesen ist, sondern
der vom Staate mit Vorrechten bedachte Landwirt,
der neben diesen privatwirtschaftlichen Vorrechten
auch die Gerichtsbarkeit hatte. Erft nach der Bauern-

regulierung wurde der Gutsherr Großgrundbesitzer,
der die Wirtschaftsführung in großemUmfange ftatt
mit den Bauern, mit eigenen Deputanten übernahm.
Er führte die Wirtschaftsform herbei, die wir auch sonst
in Ostelbien als Großgrundbesitzkennen. Bauernregu-
lierung und Aufkan fchufen in der Mitte des vorigen
Jahrhunderts diefe Form.

Jst Wittmannsdorf ein Einzelfall, der sonst nicht
vorkommt? Das sicher nicht. Ähnlich wird es an

anderen Stellen auch gewesen sein. Früher oder

später kam der übergang aus der Weide- und Wald-

kultur in die Ackerwirtschaft modernster Form durch
den Bauern über den Großgrundbesitz. Mancher
größere Besitz wird schon feit längerer Zeit
bestehen, mancher wird sich ganz aus Bauern-

besitz zusammengefunden haben, aber das

Grundlegende ist die Wellenlinie des Auf-
und Niedergehens, das sich der wirtschaft-
lichen Umformung anpaßt und mit den Zeit-
läuften mitgeht. Es ist nicht etwas Will-

kürliches, was diese Umwandlung hervor-
ruft, sondern etwas Zeit- und Naturge-
bundenes. Wir stehen jetzt in einem Zeit-
punkt, in dem sich Neues vorbereitet, um

uns hinüberzuführen in andere Lebens- und

Wirtschaftsformen.

Aus der Chronik ergibt sich aber auch, daß die

Einführung dieser Wirtschaftsformen in jener Zeit
notwendig geworden ist. Die Schrift zeigt, daß die

Bauernfchaft in jener Zeit noch nicht reif genug war,
um die Landwirtschaft so voranzubringen, wie sie
im letzten Jahrhundert durch den Großgrundbesitz
vorangebracht ist. Daß sie foweit gekommen ist,
haben wir dem Großgrundbesitz zu danken. Aber

auch er hat seine Zeit gehabt und heute seine Aufgabe
erfüllt; heute verlangt die veränderte Wirtschafts-
lage in der Landwirtschaft auch andere Wirtschafts-
formen. Der Bauer ist stärker geworden, so stark,
daß er die Aufgabe, den deutschen Boden zu be-

bauen, leisten kann. Hier zeigt sichwieder und wieder

der Gegensatz zwischen der Entwicklung in Rußland.
Nicht die Kollektive ist es, die bei uns arbeiten kann,
sondern die Einzelwirtschaft; aber auch nicht jede
allein, fondern in der Form des wirtschaftlichen Zu-
fammenfchlusses. Wenn die berufene Führerin der

Landwirtschaft, die Landwirtschaftskammer, ihre
Aufgabe immer stärker darin sieht, diefe Zusammen-
schlüfse in der Form der Wirtschaftsberatung zu
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fordern,wenn die Ergebnisse, die wir mit ihr bei

ePleserFörderung in den Siedlungen in den letzten

Jahren gehabt haben, weiter ausgebaut werden,

dann bedarf es der Großgrundbesitzerals Führer

nicht mehr. Dann wird die Landwirtschaft vom Bauern

geführt. Der Bauer wird
·

brgigdemgiewir aus dem deutsdle
un er iedler wird derjeni

·

ge sein, de
" ·

quegntumvorangehenwird. Er rrrtijiertd1uzlzeslgesin
s eutsche Arbeit auf deutschem Boden schgffk

Leistungen voll-
chen Boden erwarten,

Siedlung nnd Ofthilfe
l. von Regierungs- und Landeskulturrat Dr. Diettrich, KönigsbergPr

Der in Heft
Geschäftsführers
schuldungskredite,A

Lesern mit außerordentlichemInteresse aufge-
nommen worden« Wir geben hier zunächstzwei

AufsätzenRaum, in denen das gleiche Thema
Von Verfassern erörtert wird, die seit Jahren

in der praktischenSiedlungstätigkeitstehen. Bei

der angekündigtenUmgestaltung der Osthilfe ge-

winnen diese Ausführungen noch an praktischer
Bedeutung, denn die kritische Betrachtung der

Vergangenheit gibt uns Lehren und Wegzeichen

für die Zukunft. Im folgendenHeft beabsichtigen

wir, den Fragenkreis abschließendzu ghäiådeln. r-

»

Die Ausführungen des NegierungsassessorsPahlke

UkZer»Sied1ung und Ofthilfe«sind mit Rücksichtauf

seinedienstliche Stellung besonders beachtlich, da

sIe erstmalig eine kritischeWürdigung der staatlichen

Qsthilfs-und Siedlungsmaßnahmenunter einem

eMheitlichen Gesichtspunktebringen, besonders in-

soweit als sich diese auf die Gestaltung der Boden-

Pkekseausgewirkt haben. Man kann im Zweifel

sem, ob im gegenwärtigenZeitpunkt, wo weite

Kreise der ostpreußischenLandwirtschaft vor dem

ZUsammenbruchstehen, bereits der erforderlicheAb-

stand zu dem gesamten Fragenkomplexgefunden ist«
Aber gewisse Maßnahmensowohl der Osthilfe- wie
auch der Siedlungsbehördenfind doch bereits soweit

erkennbar, daß zu ihnen Stellung genommen werden

kann.
Man muß dem Verfasser darin beipflichten, daß

Osthilfe und Sied-
die staatlichen Maßnahmen bei

IUNg insofern ähnlichgelagert sind, als in beiden

Fällen subventionsmäßigöffentliche
Mittel zu einem

Unter dem Normalen liegenden Zinssatz zur Ver-

sUgUUggestellt sind. Man kann deshalb unbedenklich

Siedlung und Osthilfe unter einem einheitlichen

Gesichtspunkt, nämlich dem, agrarpolitischer Hilfs-

maßnahmen betrachten. Auch daß diese Maß-

nahmen bisher keineswegs Zufriedenftellendesbe-

wirkt haben, wird niemand bestreiten. Aber die

geradezu erschreckendeOffenheit, mit der Regierungs-

assessor Pahlke die Konstruktionsfehler,die der bis-

herigen Umschuldungsaktionzu Grunde liegen, be-

kennt und als das Festhalten am absoluten

V e r m ö g e n s w e r t e landwirtschaftlicherGrundstücke

herausstellt,gibt doch zu denken. Denn allein dies

Ist die Ursache der Uberbewertung und auch Liber-

beIejhUTIg zahlreicher ländlicher Grundstücke
und

damit die unbewußte Vorbereitung ihres Zusammen-

erchS gewesen. Daß die Umschuldungsbehördenach

erfolgter Jnvestierung vieler Millionen nunmehr

2 veröffentlichteVortrag des I
der Treuhandstelle für Um- ;

ssessorPahlke, ist von unseren -

s

i

93

ein brennendes Jntere e

holzårtBodenwertehat, fifstdaershadlleirerfltiizkkigslerung
Siedlxunemersolchen Einstenung muß die Iäiidiiche
kauer gllrechnemwenn sie ihren Landvorrat ein-

lun

wi . Es wird zugegeben. daß die Sied:
» gsgesellschaften als hauptsächlicht«

Kaufer bei darniederliegendem Gütesk
Markt—allerdings unter entscheidender-
dixtigärnkåiäirgedferLandeskulturbehörde :

.

i e mehr oder
·

st im m e n. Das»PreisniveauergibrkesitishIrdiebsee
-

Fallen naturgemaß fast ausschließlichdurch den
kunftigen Verwertungszweckdes Gutes zu Siedlun stk
zwecken,so daß bei der Preisbemessung der Nan
tabilitat des Großbetriebes kaum Nechnu

«

getragen wird. Daß dieser Umstand aber wie btle
hauptet wird, in den letzten Jahren eine all

e-

gkåbmtistilsgeFliszagung
über die Bodenwerte gzelk

· «

a ur eine Ne u
·

-

preise(lies Absenkung) verhissdgnhtässtedeisiuzßzmhdk
strittenwerden. Es war doch vielmehrso d

e-

die Osthilfeorganezugegebenermaßenan der GIH
käätuhnagttklelreiniäiagfelxtgelegtenBodenwxrte«Inte:

,.
un a diee Wer

·

-

Versuchenicht mit den visinder tåietdrlouksigvskelhcöchlkr
fur tragbar gehaltenen Güterpreisenin Ginklr

e

zu bringen waren. Die Folge war daß tang
exnsthaftesterBemühungen von den m·t LrJotz
preußenhilfeüberlasteten und schwash

st-

wordenen Gütern, auch wenn sie grundsgej
Ikch fur Siedlungszwecke geeignet war:tz-
nur ganz wenige angekauft werden konnt

n-

Besondere Beispieleanzuführen, kann ich mir en-.
sparen; es ware aber sehr leicht, diese Lücke dukrs
die QstpreußischeLandgesellschaft und die Octh
preußischeBau- und Siedlungsgesellschaftmit fl-
reigenbixiayienllaustfüllenzu lassen.

zah -

o ie a o en Siedlun sb
··

—

Gesellschaftennichts anderes übäigelergksefilhnensmd

verargtwird) als zu versuchen, auf dem frIkztzt
Gutermarktihre von den Osthilfeorganenabweicheeiskin
Preispolitik zu

.

verfolgen. Diese Preispolitik
e

und das mußeindeutig festgestellt werden — war
km Gegenteil zur· Auffassung der OfthiIfeorgane
ausgesprochen pessimistischund konnte sich nur a

dem von den Osthilfemaßnahmennicht so b ·uk
flußten freien Gütermarkt das Echo schaffenegm
den Belangen der ländlichenSiedlung weniysteas
einigermaßen entsprach. Es ist nicht zu leug

ng

daß besonders in den Jahren 1929 und



nicht mit Osthilfe belastete Güter in der

Regel bei besserer Qualität billiger zu

haben waren als solche, auf denen gefähr-
dete Osthilfegelder standen, und die die Treu-

handstelle zur Siedlung bringen konnte. Bedauer-

lich ist in diesem Zusammenhang allerdings die

Tatsache, daß durch das Kaufen der Gesellschaften
auf dem freien Gütermarkt gelegentlich die Aus-

zahlung größerer Barbeträge an den Gutseigen-
tümer zu einer Zeit notwendig wurde, in der die

öffentlichenMittel immer knapper wurden, während
andere siedlungsgeeignete Betriebe durch die Ver-

steigerung gehen und so Staatsgelder verloren gehen
mußten. Aber die Ursache hierfür liegt eindeutig
an dem Versuch der Konservierung des durch die

Umschuldungsmaßnahmenbedingten zu hohen Preis-
niveaus, das die ländliche Siedlung nicht vertreten

konnte. Hätte sich die Siedlung in Bezug auf die

Preispolitik, wie dies der Verfasser annimmt, schon
in den vergangenen Jahren zu Trabanten der Os-
hilfe gemacht, dann würde sich nicht nur das Preis-
niveau für die ländliche Siedlung um ein beträcht-

liches erhöht haben; es würden vielmehr aller

Wahrscheinlichkeit nach auch die Siedlungen der

vergangenen Jahre nicht die gesunde Grundlage
haben, wie man sie jetzt bei ihnen finden kann.

Wenn sich unter dem Druck der Verhältnisse die

Auffassung des Verfassers im Laufe der Jahre ge-

ändert und der Preispolitik der Siedlungsorgane
genähert hat, so wird sich nunmehr die so not-

wendige gemeinsame Arbeitsfront finden lassen.
Man wird die Vergangenheit begraben müssen,
denn die Verluste an Staatsgeldern waren unver-

meidlich und werden weiter eintreten, weil die Ziel-
setzuna bei der Osthilfe von vornherein eine unrichtige
war. Und es ist besser, die falsch investierten Be-

träge, sobald die Fehlerhaftigkeit erkannt wird,

abzuschreiben, als durch ein Nachgeben gegenüber
verständlichen Wünschen für die Existenz von Tau-

fenden von Siedlern auf Jahrzehnte hinaus ein

überholtes Preisniveau zu halten.
Hat sich diese Erkenntnis gefestigt, so wird sich

allerdings die Siedlung von Tag zu Tag
mehr als eine der wichtigsten Maßnahmen
im Rahmen der Osthilfe entwickeln können.

Sie wird sich in erster Linie in der Aufnahme aller

nur irgendwie zur Siedlung geeigneten vor dem

Zusammenbruch stehenden Betriebe auswirken. Ich
glaube allerdings nicht, daß sich der von Regierungs-
assessot Pahlke angedeutete Mittelweg »zwischen
dem Interesse des Gläubigers und dem des Agrar- :

und Wirtschaftspolitikers« finden läßt. Die von

ihm angedeuteten Pläne zur Vermeidung größerer
Verluste an der 2. Hypothek, die er praktisch durch
Aufsuchen neuer »Wege zur Verbilligung der

Siedlung« zu finden hofft, werden sich bei gleich-
leibender Qualität des Geleisteten kaum verwirk-

lichen lassen. Es mag dem Verfasser zugegeben
werden, daß eine weitere Absenkung der Ankaufs-
preise unter dem Gesichtspunkte von Siedlung und

i
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Osthilfe nur insoweit verantwortet werden kann,
als alle Möglichkeiten zur Verbilligung der Siedlung
ausgeschöpft werden. Dabei scheint der Verfasser
davon auszugehen, daß die Siedlungsgesellschaften
bisher übermäßige Gewinne gemacht haben —

eine Behauptung, die gerade in letzter Zeit
vielfach aufgestellt worden ist. Es ist unbestreit-
bar, daß zahlreiche Siedlungsgesellschaften in Ost-
preußen beträchtliche Gewinne gemacht haben und

daß dies besonders bei privaten Gesellschaften,
d. h. mit Ausnahme der provinziellen Landgesell-
schaft und der ähnlichorganisierten Tochtergesellschaft
der Ostpreußischen Heimstätte, der Ostpreußischen
Bau- und Siedlungsgesellschaft, bedenklich sein kann.

Aber die staatlichen Aufsichtsbehörden sorgen dafür,
daß die Bäume hierbei nicht in den Himmel wachsen.
Wie erfolgreich im übrigen die Durchführung der

Siedlungsverfahren in privatkapitalistischem Sinne

(wogegen sich trotz der staatlichen Zinssubventionen
m. E. nichts sagen läßt) gewesen ist, hat sichin diesem
Krisensommer gezeigt, in dem die Siedlungsunter-
nehmer in der Lage waren, trotz des Ausbleibens der

ihnen in Aussicht gestellten Besiedlungskredite lange
Zeit durchzuhalten und das in Aussicht genommene

Siedlungsprogramm restlos durchzuführen Dazu
kommt,daß praktisch jede Siedlungsgesellschaft erheb-
liche Risikorücklagenhaben muß, einmal umden Anfor-
derungender Behörden und Siedler nach Fertigstellung
der Siedlung in Bezug auf alle möglichenvorher unüb er-

sehbaren, ab er berechtigten und notwendigen Maßnah-
mennachkommen zu können, andererseits aber, um die

Jahre, die der Siedlungsunternehmer bis zur Grund-

bucheintragung noch für die Rente haftet, überstehen
zu können. Das Risiko des Siedlungsunternehmers
läuft nicht so sehr während des Besiedlungsvorganges
— wenn auch schon das Unverkauftbleiben einiger
Stellen eine außerordentlicheGefahr für ihn bedeutet
— als während der Jahre nach Abschluß der Be-

siedlung, sobald die Rentenverpflichtung des Siedlers

beginnt. Hierauf muß hingewiesen werden. Das

finanzielle Ergebnis eines Siedlungsver-,
fahrens kann besonders bei Absinken der

Konjunktur, erst einige Jahre nach über-

gabe der Siedlerstellen beurteilt werden,
wenn der Siedlungsunternehmer von seiner Haftung
für die Rente frei ist. Die Bildung einer mäßigen
Gewinn- und nicht zu knappen Risikorücklagemuß also,
solange wir in einem privatkapitalistischen Wirtschafts-
system leben, von jedem verantwortungsbewußten
Siedlungsunternehmer verlangt werden« Wie sich
im übrigen Verfahren abwickeln, bei denen gegen diese
Regel verstoßenist, zeigt auch die oftpreußifcheSied-

lungsgeschichte in zwei krassenFällen Es kommt nicht
darauf an, zur Erwähnung des zweiten Ziels —- näm-

lich der Rettung 2. Hypotheken — möglichst billig
zu siedeln; das Entscheidende ist, daß die Siedlungen
gesund und lebensfähig sind und der Siedlungsunter-
nehmer gleichzeitig finanziell so stark bleibt, daß man

mit Recht von ihm noch auf Jahre hinaus eine prak-
tische Betreuung seiner Siedlungen verlangen kann.
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Eine Auswahl der Siedlungsunternehmer nach dieser

Richtung hin scheint in Ostpreußenerfolgt zu sein.

Daß Vorher einige das Feld ohne die Mitnahme von

Gewinnen haben räumen müssen,ist bekannt.

Der Verfasser wird bei seinen Bemühungen um Ver-

billigung der ländlichenSiedlung in den Siedlungs-

behörden stets einen aufrichtigen Bundesgenossen

haben, jedoch nur insoweit, als diese Ersparnisse nicht

zu Lasten ein er betriebswirtschaftlichenVerschlechterung
des Siedlungsergebnissesund der finanziellenPosition

des Siedlungsunternehmers führen. Besteht hierüber

Klarheit, so wird man gemeinsam praktische

Osthilfe betreiben können.

In diesem Zusammenhang wird in letzter Zeit eine

Maßnahme, nämlich die Besiedlung Von Teilen

schwachgewordener Betriebe zur Durchführungihrer

Sanierung in den Vordergrund gerückt. Man hört

hierzu
— vielfach auch an maßgeblichenStellen —

die Behauptung, als ob der Gedanke einer Teilsiedlung
etwas Neues wäre und sichbisher alle übrigen Sied-

lungsunternehmer bis auf einen mehr oder weniger

diesem Erfordernis aus irgendenwelchen Gründen

verschlossen hätten.
Es bedarf keines Hinweises, daß in Ostpreußen

alle größerenSiedlungsunternehmern zahlreicheTeil-

siedlungen mit gutem Erfolge unter dem Gesichts-

Punkte der Sanierung des Restbetriebes durchgeführt

haben (Taplacken, Kreis Königsberg, Linde-Wickerau,

Kreis Gerdauen, Moythienen, Kreis Ortelsburg,

Klein-Bertung, Kreis Allenstein, Stagutschen, Kreis

Jnsterburg, Massaunen, Kreis Bartenstein, Zinten,

Kreis Heiligenbeil u. a. m.). Und diese Teilsiedlungen

sind, da sie nach den allgemein gültigen Regeln für

den Besiedlungsvorgang, besonders auch für die

Zwischenwirtschaftbearbeitet worden sind, bisher als

geglückt anzusehen. Das Ei des Kolumbus ist also

durch den vermeintlich neuen Gedanken der Teil-

siedlung nicht aufgestellt worden. Es darf aber bei

dieser Gelegenheit auf die besonderen Schwierigkeiten
der Teilsiedlung hingewiesenwerden, die nicht all-

gemein bekannt sind. Die eine Schwierigkeitliegt in

der Durchführung des Verfahrens und bezieht sich

besonders auf die Zwischenwirtschaft,die keinesfalls,

wenn man ein befriedigendes Ergebnis erzielen will,

mit der Bewirtschaftung des verbleibenden Restgutes

verbunden werden darf. Diese Schwierigkeiten lassen

sich durch entsprechende organisatorischeMaßnahmen

leicht beheben; aber eine andere täglich mehr zu-

nehmende Schwierigkeitliegt darin, daß sichbei dem

immer stärkerenAbsinken der Landgüterpreise für

Teile von Landgütern
— seien es nun mit geringen

Gebäuden besetzte Vorwerke oder gebäudeloseAußen-

schläge,womöglichin geringer Kultur
stellung, oftvauchohneInventarbesatz Insakhhgzercks
wenn man eineinigermaßenbefriedigendes Siedlungs:
ergebnis erzielenund den Siedler annähernd so ut

'

ansetzen will, wiedas bisher üblichwar kein Prgeis
mehr ermittelnlaßt, der eine Entpfändunggeschweige
denn eine nachhaltige Sanierung ermöglichtUnd
damit ist letztenEndes die günstigsteZeit füreine

erfolgreicheTeilsiedlung — erfolgreich auch im Sinne
der Sanierung des Besitzers — in vielen Fällen schon
verpaßtzvsodaß sich die Inanspruchnahmedes Ge-

sanglbetzielxsnickåtmehr vermeiden läßt
tun ige eilsiedlungsver a ren

«

zweckmäßigdurch den EigentümferhunteIiImBefroarPisieikgl
und Betreuung durcheinen Siedlungsunternehmer
oderdurchAbverkaufe des zu besiedelnden Teiles an

einen Siedlungsunternehmerdurchgeführtwerden

laßtsich nur von Fall zu Fall entscheiden. Es wird
nicht nur von derPerson des Gutseigentümers son-
dern in erster Linie auch davon abhängen wieweit
die Treuhandstelleals Hauptinteressentin,eineGe-
wahr fur die finanzielle Durchführungdes Verfahrens
geben kann. Sobald sie sich einschaltet — sei es

durchbeernahmefinanzieller Garantien, sei es in-

demsieselbst als Siedlungsunternehmerinauftritt—
wird sie zu dem ganzen Komplex des Besiedlungs-
vorganges eine andere Stellung einnehmen als es
bei mehrtheoretischerBetrachtung der Dingebis-

lcisermoglich war. Die Treuhandstelle wird die

rfahruiigmachemdaß es mit der Schaffung einiger
augenblicklicherbuchmäßigerGewinne bei der Sa-

nierung von Großbetriebendurch Teil- oder Selbst-
siedlungalleinnicht gemacht ist; daß vielmehr die

Schwierigkeitenfinanzieller Natur [und auch per-

sonlicherRatur,d. h., mit den nach der Durchführung
nichtzufriedenen Siedlern und dem gleichfalls nicht
zufriedengestelltenGutsbesitzer) erst einsetzen wenn
das Freiiahr derSiedler vorbei ist und die Sanierung
dEersfolgGrloißckbtetxiekbelstgenerwünschten nachhaltigen

. ·

e a at. Dann wird ma
·
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kenntnis dieser Tatsachengleich anderen Siledlänchs-
gesellschaftenfur Gewinne und Rücklagen sorgen
müssen.Geschiehtdas, so wird für die Verminderun
des staatlichenRisikos bei den 2. Hypotheken aug
dem selbstgefuhrtenoder betreuten Besiedlungsvor an

auchnicht mehrübrig bleiben, als wenn dasng-
siedlungsgeschaftin alter Weise durchgeführtwird-
Dann wird zum mindesten die Gewähr bestehen.
daßgesundeSiedlungen geschaffen sind und die:
1enigen,die das Risiko für die in den Siedlun en
biszur möglichen Ablösung durch Reichskredit gi-

vestierten Osthilfegelder zu tragen haben we du-
mancher Sorge überhoben sein.

, r en

ll. von Diplom-Landwirt Dr. Walter Männel Prokurist der OstpreußischenBau
.

, - und S ,

gesellschaft, Königshexg Pr,
Iedlungs

Den Ausführungen von Assessor Pahlke über

»Siedlung und Osthilfe« kann man in vielem zu-

ist eine annehmbare Voraussetzun
" «

·

. .
g fur eine eme n-

same Arbeit der Osthilfe- und Siedlungsstegslenlin
stimmen. Die offene Erörterung begangener Fehler Ostpreußen Es muß auch gesagt werden daß d·e, i
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Siedlung in Ostpreußen,ohne über die eigenen Fehler
oder die Fehler der Osthilfe in der Vergangenheit
zu rechten, gern zur Zusammenarbeit sich bereit er-

klärt. Es gilt dann hauptsächlich,eine Einigung über
die Grundlagen dieser gemeinsamen Arbeit herbei-
zuführen. Es ist nicht zweifelhaft, daß die gemein-
samen Wege gefunden werden, obwohl nicht zu ver-

kennen ist, daßdie Interessen von Osthilfe und Siedlung
auch unter dem beiden gemeinsamen Gesichtspunkte
agrarischer Hilfsmaßnahmen in wichtigen Fragen sich
stark widersprechen. Denn die Maßnahmen der Oft-
hilfe bewirken, auch wenn sie vorhandene Substanz
teilweise verwerten, eine Konservierung, die Siedlungs-
maßnahmendagegen eine durchgreifende Umwandlung
des Vorhandenen. Zur Fortführung der ländlichen
Siedlung sind niedrige Bodenpreise die dringendste
Voraussetzung, während die Osthilfe ohne teilweisen
Verzicht auf die ihr gestellte Aufgabe und ihren
Arbeitszweck bisher ein bestimmtes Preisniveau nicht
unterschreiten darf. Es kommt dann darauf an, ob
bei diesem Preisniveau die Siedlung noch lebens-

fähig betrieben werden kann. Dies allein ist bei dem

beiderseits vorhandenen Willen zur Zusammenarbeit
die wichtigste Voraussetzung für das Gelingen der

Arbeit.
Die freimütigen Äußerungen von AssessorPahlke

machen es zur Pflicht, die Dinge offen darzulegen,
die zum Verständnis der Ginstellung der ostpreußi-
schen Siedlung zu der Arbeit der Osthilfe notwendig
gesagt werden müssen. Dies ist um so leichter möglich,
als jetzt viele Maßnahmen der Osthilfe natürlicher
als früher zur Siedlung hinführen, in die Siedlung
münden. Es ist deutlich eine Annäherung in der

Einstellung der Osthilfe an die Anschauungen der

Siedlung festzustellen.
Es ist wohl weniger wichtig, die Bildung der

Bodenpreise theoretisch zu klären und dem nachzu-
spüren,ob die Siedlung wirklich Jahre hindurch abso-
lute Wertmaßstäbeihren Kaufpreisen zugrunde gelegt
hat. Aus der Praxis heraus ist jedoch festzustellen,
daß bereits im Jahre 1928 die Gutsbewertungen
der Siedlung und der Osthilfe stark von einander ab-

wichen. Dabei soll nicht verkannt werden, daß in

Ostpreußen mit der im Jahre 1926 wieder stärker
einsetzenden Siedlungstätigkeit die Güterpreise nie-
mals nach irgendwelchen Vorkriegspreisen (absoluten
Werten) orientiert worden sind. Gin solches Vor-

gehen ist der Kaufpreisberechnung der Landeskultur-

behörde und der Siedlungsträger, welche die Renta-

bilität der Siedlerstellen der Gutsbewertung zu-

grunde legt, fremd und dementsprechend auch nicht
angewendet worden. Die Tatsache, daß für die

Siedlung besonders niedrig verzinsliche
Kredite zur Verfügung standen, hat freilich
auf die Ankaufspreise die Wirkung gehabt,
daß diese an der Rentabilität-der Groß-
betriebe gemessen zu hoch waren; die kapi-
talisierte Differenz zwischen der niedrigen
Verzinsung der Siedlungskredite und einer

normalen Verzinsung des Kapitalmarktes
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ist leider nicht ausschließlich den Siedlern,
sondern teilweise den verkaufenden Guts-

besitzern zugute gekommen, ein wirtschaft-
licher Abwälzungsvorgang, wie er offenbar
in der Folge staatlicher Subventionen sich
allgemein zeigt. Gs ist auch zu bedenken, daß
damals, anders als in späteren Jahren das Absinken
der Preise für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse
mehr als nur vorübergehend angesehen und damit

die Hoffnung auf eine baldige Besserung der Preise
in die Nentabilitätsberechnungen stärker,als es heute
der Fall ist, eingesetzt wurde. Aber selbst wenn alle

diese nachträglicherkannten Fehler eingerechnetwerden,
lagen die Ankaufspreise der Siedlung im Jahre 1928

immer noch wesentlich unter den Gutsbewertungen
zum Zwecke der Osthilfebeleihung

Die Auswirkungen der Umschuldungsaktion 1928

haben dann die Tendenz zur Erhöhung und hohen
Stabilisierung der Bodenpreise unterstützt. Für die

Siedlung drückte sich dies in einer Versteifung des

Gütermarktes aus. So wie die erste Osthilfeaktion
hat aber jede der weiteren Maßnahmen der Osthilfe,
die Umschuldung ebenso wie die Verwertung von

Teilsubstanz der Betriebe mit Hilfe von billigem
Staatskredit in der gleichen Richtung gewirkt. Lediglich
im Grade war die Wirkung verschieden stark. Zwar
war das Gesicht der Maßnahmen verschieden, die

Wirkung auf die Güterpreise jedoch grundsätzlichstets
die gleiche. In diesem Zusammenhang ist auch auf
das Bestreben ostpreußischerlandwirtschaftlicher Kreise
hinzuweisen, die darauf abzielten, daß für Gutsan-

käufe zur Neusiedlung die gleichen Preise bewilligt
werden sollten, wie für Anliegerland, dessen Preis-
bildung bekanntlich besonderen Bedingungen unter-

liegt (Seltenheitswert für den Käufer).
Der Hinweis des Verfassers, daß bereits im Jahre

1928 für Betriebe von über 1000 Morgen lediglich
die Siedlungsgesellschaften als ernsthafte Käufer in

Frage kamen, ist richtig. Diese Monopolstellung hat
fich aber bis dahin erst langsam herausgebildet-
Vorher mußten die Güterpreise der Siedlung auf die

Preise des freien GrundstücksmarktesRücksichtnehmen.
Man kann heute den Siedlungsstellen vielleicht vor-

werfen, daß sie sichdieser Monopolstellung nicht früh
genug bewußt geworden sind. Die preissteigernde
Wirkung der Osthilfemaßnahmentraf die Siedlungs-
gesellschaften jedoch in dem Augenblick, der ihnen erst-
malig die Möglichkeit gab, die Güterpreise durch ein-

heitliches Vorgehen mit der Landeskulturbehörde
wesentlich abzusenken. Die Notwendigkeit und das

Bestreben hierzu waren vorhanden, wurden aber durch
die preissteigernde Tendenz der Osthilfe wirkungslos
gemacht. Seit diesem Zeitpunkt hatte die Siedlung
keine Möglichkeitmehr, von sich aus wesentlich auf
die Gestaltung der Güterpreise einzuwirken. Nunmehr
war die Ankaufstätigkeit für die Siedlung immer

irgendwie abhängig von den durch die Stützungs-
maßnahmender Osthilfe ausgelöstenWirkungen. Bei

der Betrachtung der Wechselbeziehungen zwischen
Osthilfe und Siedlung ist gerade diese Tatsache ent-
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sprechend ihrem Gewicht zu beachten. Siedlung und

Osthilfe haben sich doch bisher nur deshalb auf so

verschiedenen Wegen bewegt, weil die Osthilfestellen

einseitig nur Sanierungstendenzen verfolgten, weil

ihr Interesse an der Siedlung lediglich ein indirektes

war und nur soweit ging, als die Siedlung die zur

Sanierung der Großbetriebeoder zur Rettung der

Osthilfedarlehne notwendigen Kaufpreise anlegen

konnte. Zu gewissenZeiten konnte die Siedlung auf

dem freien Markte preiswerter kaufen als durch Ver-

mittlung der Osthilfestellen. Wenn demgegenüber

darauf hingewiesenwird, daß von der Siedlungs-

seite auch späternoch Ankaufspreisebewilligt worden

sind, die über den »Krisenwerten«der Osthilfestellen

lagen, so wird bei diesem Vergleich meist außer acht

gelassen, daß es sich in dem einen Falle um gut

geführte, Voll inventarisierte Betriebe, die für die

Siedlung besonders wertvoll waren, im andern Falle

jedoch um Betriebe handelte, die wegen ihrer Deva-

stierung dem Siedlungsträger besonders hohe Kosten

für die Wirtschaftsführungauferlegten. Das erzielte

Ergebnis hat dann gezeigt, daß das Siedlungsland

aus dem teurer eingekauften, gut geführtenBetriebe

dem Siedler billiger abgegeben werden konnte, als

das Siedlungsland des Vorher vernachlässigtenBe-

triebes. Außerdemist dem Siedler mit in der Ertrags-

fähigkeit starkzurückgegangenem
Lande nicht gedient,

da er das Einwirtschaften des Betriebes hauptsächlich

aus der Ernte des ersten Jahres ermöglichenmuß.

Beträgt diese statt 10 Ztr. Getreideertrag je Morgen

nur die Hälfte, dann ist der Siedlerbetrieb von Anfang

an notleidend. 60 Zentner Verkaufsgetreideaus der

ersten Ernte z. B. ermöglichendem Siedler bereits

die Vermehrung des eingebrachten, fast stets zu ge-

ringen lebenden Inventars um zweiKühe. Auch wird

der Siedler auf vernachlässigtem
Boden im zweiten

Jahre bestenfalls 7——8 Ztr., nicht aber 10 Ztr.

Getreide durchschnittlichje Morgen ernten können,

hat aber die Rentenzahlungen dann schon voll zu

leisten.
Assessor HPahlkelegt besonderen Wert auf die

Verringerung der Unkosten des Siedlungsvorganges

Und auf weitgehenden Verzicht der Siedlungs-

gesellschaftenauf Gewinne, immer aus der überlegung

heraus, daß dann höhere Preise beim Siedlungs-

ankan bewilligt werden können, ohne daß der Ab-

gabepreis des Landes für den Siedler sich erhöht.

Alle Möglichkeitender Verbilligung und Verein-

fachung des Siedlungsverfahrens sind auszuschöpfen,

die Bemühungen hierzu können nicht ernsthaft genug

betrieben werden. Diese Vereinfachung hat da ihre

natürliche Grenze, wo der Umfang der Leistungen

aus der Wirtschaftsführungdes Siedlungsträgers

an den Siedler aufrecht erhalten werden muß. Ab-

gesehen hiervon ist der Siedlungsvorgang durch so

viele gesetzlicheBestimmungen festgelegt, die ihn be-

lasten, verzögern, verteuern, daß hier zum Teil nur

»von oben her« geholfen werden kann. Jede Ver-

billigung des Siedlungsvorganges, die unabhängig

von dieser notwendigen Auflockerung der gesetzlichen
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Bestimmungen, durch Maßnahmen der Landeskul -

behorde,der Siedlungsgesellschaftenund der örtlicltkern
Kulturamtererzielt werden kann, muß mit allen

Kraften angestrebtwerden, um den höchstenNutz-
effekt zu erzielen. Freilich müßte die Verbilli;
gung, auch durch bessere Verwertung der

Altgebaude dann dem Siedler zugute
kommen, indem er nur mit einer geringen

Rente belastet wird, nicht aber durch eine

Erhohung des Gutspreises vorher bereits

abgegolten werden. Denn je niedriger die

Rente, destokrisenfester der SiedlerbetriebI

Hierbesteht ein schwer zu überbrückender Gegensatz
zwischender Auffassungder Siedlung und der Ost-

hilfe,welche die Verbilligung des Siedlungsverfahrens
nichtwegen der besserenExistenzgrundlage für den

Siedler, sondern in Verfolgung der ihr gestellten Auf-
gabe der Verwaltungstaatlicher Hypotheken fordert

.

Aus demgleichen Grunde wird der möglichsteVer-

zicht der Siedlungsträgerauf Gewinne aus der Sied-

lungsarbeit gefordert. Über die Gewinne der Sied-

lungsgesellschaften sind viele falsche Anschauung en

besonders stark verbreitet. Es ist d o ch zu b e-

denken, daß die Gewinne der beiden in
der Siedlung tätigen ostpreußischen pro-

vinziellen Gesellschaften immer wieder

ausschließlich· dem Gesellschaftszweck
dienen und bei einer etwaigen Auflösung

dieser Gesellschaften der Allgemeinheit
zufließen. Durch die mehrjährige Verknüpfung

desSiedlungstragersmit dem Siedlungsobjekt und
mit dem Schicksalder angesetzten Siedler muß zudem
stets damitgerechnetwerd en, daßdurch die notwendigen

giachleistungen
der verschiedensten Art und durch die

en Siedlernin besonderen Fällen geleisteten Beihilfen
sowie auch die vom Siedlungsunternehmer zu tra-

gendenVerluste bei der Renteneinziehung bis zum

Zeitpunktdes Rezesses vorher ausgewiesene Gewinne

g jedemFallenoch erheblich zusammenschrumpfen.

bfitfdtexheutigenrapiden Verminderung der Renta-

ti»i
a er Landwirtschaftist das Risiko des Siedlungs-

ragers»bei gleichzeitigstärkstemAbsinken der Ge-

winnmoglichkeitenganz wesentlich erhöht worden und

ich»glaube sagen zu können, daß alle Siedlungs-
tragerOstpreußenszufrieden sein werden wenn sie
bei den diesjahrigen Siedlungsobjekten in derSchluß-
abrechnung ohnegrößereVerluste abschließenkönnen
Hat dochdieBesiedlung ihnen durch die Folge der
Kreditkrise eine Verlängerungund eine Erhöhung der

Kosten der Zwischenwirtschaft bei verringerten Gin-

nahmenaus der Zwischenwirtschaft, weiterhin eine

Erhohung der Zinsbeträge gegenüber dem Voran-

Lchlag,sowie wesentlich geringere Erlöse bei der

Jnventarverwertunggebracht. Von diesen Minder-

einnahmendes Siedlungsvorganges wird der Siedler
nicht beruhrt Die Aufgabe des Siedlungsträgers
besteht ja wesentlich darin, daß er die staatlichen
Organe tvon demRisiko der Trägerschaft freistellt

Ohne die Aussichtenauf Gewinnchancen kann die
Tragerschaft unmöglich übernommen werden, denn



nur durch Gewinnmöglichkeitenkann erreicht werden,
daß sowohl der Staat, wie auch die Siedler Von

etwaigen Verlusten aus der Besiedlung nicht betroffen
werden. Eine Übersichtüberden teilweise sehr schlechten
finanziellen Stand der Siedlungsunternehmungen in

Ostdeutschland gibt ein sehr deutliches Bild davon,
mit welchen großen Risiken die Durchführung der

ländlichen Siedlung verbunden ist. Sowohl der
Staat als auch die Siedler fahren jedenfalls am

besten, wenn das Risiko vom Siedlungsunternehmen
getragen wird. Die mit diesem Verfahren gemachten
Erfahrungen sprechen sicherlichbei der Landeskultur-

behörde, der ja im Interesse gesunder Weiterführung
der Siedlungsarbeit auch an der Erhaltung gut
arbeitender Siedlungsträger gelegen ist, für die Bei-

behaltung der bisherigen Arbeitsteilung mit den

Siedlungsunternehmern. Die unabhängige Stellung
des Landeskulturamts in der Beaufsichtigung und
Kontrolle des Siedlungsvorganges gibt sicherlich die

beste Gewähr dafür, daß auf diese Weise lebensfähige
Siedlerexistenzen geschaffen werden, und daß gleich-
zeitig ungerechtfertigt hohe Gewinne der Siedlungs-
träger ausgeschaltet bleiben.

Der für die vorgeschlagene engere Zu-
sammenarbeit der Osthilfe- und Sied-

lungsstellen in Ostpreußen wichtigste Teil

der Ausführungen von Assessor Pahlke
liegt wohl in der Erörterung, wie die Ver-

bindung zwischen Osthilfe und Siedlung
aussehen kann, we nn man die Frage Von

der Osthilfe aus betrachtet.
Die gemachten Vorschläge sind auf die Forderung

nach einer Entlastung der Osthilfe und des Güter-

marktes durch Hinlenkung der Siedlungsankäufe auf
die umgeschuldeten Betriebe gerichtet, sowie darauf,
Verwertung von Teilsubstanz der Sanierungsbetriebe
durch Teilsiedlung möglichst auch im Auftrage des

Gutsbesitzers zu betreiben.

Wie steht die Siedlung zu diesen Vor-

schlägen, zu diesen Von der Osthilfe aus

wichtigsten Voraussetzungen für eine Zu-
sammenarb eit? Bieten diese Grundsätze die

Möglichkeit für Zusammenarbeit?
Die Forderung, daß die Siedlung bevorzugt solche

Betriebe ankaufen soll, deren Erwerb die Treuhand-
stelle empfiehlt. kann oft unbedenklich erfüllt werden.
Dies ist auch in den letzten Jahren in immer ver-

stärktemMaße geschehen und stößt in all den Fällen
auf keine Schwierigkeiten, in denen für die Betriebe

noch Kaufpreise angelegt werden, mit denen die Ost-
hilfestellen noch einverstanden sein können. Im Gegen-
teil bedeutet das Bestehen der Osthilfehypothek bei

dem neuerdings von der Siedlungsbank festgelegten
Grundsatz, daß die Ankaufspreise mit einem möglichst
hohen Betrage durch Übernahme langfristiger Hypo-
theken abgedeckt werden sollen, eine Erleichterung für
den Ankauf. Hierfür ist auch besonders erwünscht,
daß von den Osthilfestellen aus über das Bestehen-
bleiben und die spätere Unterverteilung der Staats-

hypotheken auf die Siedlergrundstiicke — etwa ent-
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sprechend dem Vorgehen der OstpreußischenLandschaft
— klare Bestimmungen erlassen werden. Freilich hat
die Osthilfe an dem Erwerb solcher Güter durch die

Siedlung nur dann Interesse, wenn ein Kaufpreis
geboten wird, welcher die durch das rapide Absinken
der Güterpreise gefährdeten, an ungünstiger Rang-
stelle gesicherten Staatshypotheken in vollem Um-

fange oder wenigstens zum großen Teile abdeckt. Es

soll hier bewußt die Erörterung der Frage ausge-

schieden werden. wie lange die unerbittlich fort-
schreitende Entwicklung hierzu noch die Möglichkeit
geben kann. Der Gesichtspunkt, die Ankäufe möglichst
nur auf umgeschuldete Betriebe zu lenken, ist heute,
da es gering verschuldete Betriebe überhaupt kaum

noch gibt, offensichtlich nicht mehr so wichtig wie in

früheren Jahren. Andererseits muß man bedenken,
daß keine Siedlungsgesellschaft auf die Dauer aus-

schließlichsich auf die Aufteilung devastierter Betriebe

beschränkenkann, um einen bestimmten Rahmen not-

wendiger wirtschaftlicher Leistungen an den Siedler,
den sie gleichfalls im eigensten Interesse nicht schmälern
darf, einhalten zu können. Immer ist es notwendig,
daß auch besser besetzte, gut bewirtschaftete Betriebe

hereingenommen werden, welche imstande sind, durch
Inventarabgaben usw. auch die reguläre Bewirt-

schaftung der schwach besetzten Betriebe zu ermög-
lichen. Im großen ganzen kann jedoch diese Forderung
Pahlkes erfüllt werden, wenn die Osthilfestellen
dafür Sorge tragen, daß auch besser bewirtschaftete
und gut besetzte Betriebe an die Siedlungsunter-
nehmungen herangebracht werden.

Wesentlich anders steht es dagegen mit der Forde-
rung, daß die Siedlungsseite sichanstelle der Aufteilung
von Gesamtbetrieben mit der Verwertung von Teil-

flächen aus Sanierungsgütern in erster Linie befassen
soll. Hier erscheint es schwierig, eine sowohl für die

Osthilfe wie für die Siedlung annehmbare Lösung
zu finden. In den jetzigen äußerst labilen wirtschaft-
lichen Verhältnissenmüßte die Siedlung bei Erfüllung
dieser Forderung die einzige Grundlage aufgeben,
auf der die Besiedlung eines Objektes ohne die

unerwünschte Verbindung der neuen Kleinbetriebe

mit dem kranken Großbetrieb möglich ist, die in

wirtschaftlicher und grundbuchlicher Beziehung die

stärkstenGefahren — doppelte Gefahren in Zeiten

abfallender Konjunktur — in sich trägt. Heute liegt
das Ergebnis zweijähriger Teilsiedlungsarbeit in

einer größeren Zahl durchgeführter Fälle vor, sodaß
über die Möglichkeiten der Teilsiedlung ein Urteil aus

den Erfahrungen der Praxis heraus möglich ist. Auf
Grund der Ergebnisse ist im Gegensatz zu denvomVer-
fasser gemachten Vorschlägen zu erw arten, daßdie Sied-
lung gezwungen sein wird, fast ausschließlichden Weg
der Aufteilung von Gesamtgütern zuwählen, da abge-
sehen von wenigen Ausnahmen durch die Absiedlung
nicht mehr die Sanierung der Großbetriebebewirkt
werden kann. Wegen der weiterhin dauernd sinkenden
Rentabilität der Betriebe ist die Besiedlung von

Trennstücken heute allein schon deshalb nicht durch-
führbar, weil in der bis zur katasteramtlichen und
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grundbuchlichen Abtrennung des Teilstückesnun ein-

mal notwendigen Zeitspanne die Verschuldung des

Sanierungsgutes derart anwächst. daß regelmäßig
die Entpfändung für die Teilflächen äußerstschwierig
wird, wenn nicht gänzlich mißlingt. Die Erzielung
eines Sanierungseffektes für den Großbetrieb ist

hierbei nicht zu erwarten. Dazu fehlen bei der

heutigen Preiskrise im Gegensatz zu dem früheren

Befitzbefeftigungsverfahrenalle Voraussetzungen Die

Anliegersiedlung und die Teilsiedlung wird heute
keine wesentlich sicheren, also ebenso unsichere Sanie-

rungsergebnisse bringen, als die Umschuldung, sie
wird sich gleich dieser als eine fragwürdige Ange-

legenheit erweisen.
Durch diese Feststellung, die, falls sie heute noch

umftritten sein sollte, in kurzer Zeit allgemein an-

erkannt sein wird, erübrigt fich die Erörterung der

Frage, ob die Teilsiedlung in wirklich zweckmäßiger
Weise nur denkbar ist als eigene Besiedlung des

Eigentümers unter Beratung eines Siedlungs-

trägers. Wichtig erscheint lediglich der Hinweis, daß
die Sicherstellung des äußerst erzielbaren Erlöses

für den Gutseigentümer meist nur möglich ist, durch

allgemein für den Siedler verschlechterte Bedingungen
der Anfiedlung (Kulturzustand, Aufwendungen für
Bearbeitung und Bestellung des Landes, Umfang
der Ernte usw.). Die sogenannten Mischsiedlungen
werden im Durchschnitt unter ungünstigen wirtschaft-
lichen Bedingungen für den Siedler begründet als

die in dem Gesamtverfahren der Siedlungsgefell-
fchaften ausgelegten Siedlungen.

leitungeines solchen Mischfiedlungsverfahrens, die

1a allein schon wegen der anfangs aufgewendeten
Mittel immer einen Zwang zur Durchführungdes

Verfahrens darstellt, werden die sonft üblichen
Leistungen an den Siedler von seiten des notleidenden
Gutsbesitzers durch den Siedlungsträger und die

Aufsicht führende Behörde letzten Endes nur unter

Verzicht auf den Sanierungseffekt des Großbetriebes
durchgefetzt werden können. Eine wirklich beiden

Zwecken, der Sanierung und der Siedlung, gerecht
werdendeLösungist in der Praxis meiftnicht gegeb en. —-

Die von der Osthilfe aus für die Zusammenarbeit
der Siedlung und der Osthilfe gemachten Vorschläge
können demnach, abgesehen von der Kommissions-
siedlung, auf die hier nicht eingegangen werden soll,
im wesentlichen nur soweit Grundlage gemein-
samer Arbeit sein, als die Siedlung die von

den Osthilfsorganen erworbenen Großbetriebe
zur Aufteilung übernimmt. Die wichtige Frage des

Ankaufspreises ist dann im Einzelfalle zu klären.

In welchem Umfange hierdurch die Rettung der

staatlichen Hypotheken erreicht werden kann, wird von

dem wirtschaftlichen Zustand der Güter und der all-

gemeinen wirtschaftlichen Entwicklung abhängig sein.
Die Arbeit der Ofthilfestellen würde damit stärker

als bisher mit den Zielen der Siedlung verbunden

werden. Der den Ofthilfeorganen vorgezeichnete
Weg ift offenbar der, daß sie sich zu einer Auffang-
stelle für die Großbetriebe und damit zu der Land-

beschaffungsftellefür die Siedlung entwickeln. Denn

Denn nach Ein- Siedlung ist praktische Ofthilfe.

Entlastung des Neuhausbefilzes
von Gerichtsaffefsor Dr. Ferdinand Neumann.

Das allgemeine Volkseinkommen hat sich in den s

letzten beiden Jahren ftark verringert. Die Aus-

wirkungen des verminderten Wohlstandes und der
«

letzten Kreditkatastrophe haben zu einer akuten Krise ;

des Neuhausbesitzes geführt. Mit einer Besserung
der Konjunktur ift vorläufig nicht zu rechnen. Dies

folgt aus der Eigenart der Wirtschaftserfcheinungen, »

die den Rückgang des Arbeitseinkommens bestimmen.
Das Institut für Konjunkturforschung nennt nämlich
mit Recht als Ursachen des Einkommensausfalls die

Steigerung der Arbeitslosigkeit, die Einschränkung
der Arbeitszeit, die Senkung der Tariflöhne und

Gehälter sowie den Abbau der übertariflichen Be-

zahlung. In welchem Maße der Hausbesitz von

diesemKonjunkturrückgangbetroffen wird, zeigt uns
»

die Überlegung, daß die Miete bereits in normalen I

Zeiten einen erheblichen Anteil des Gesamtein-
kommens in Anspruch nimmt. Die in der letzten
Zeit erfolgte Steigerung der gleichgebliebenen Miet-
qUOte im Verhältnis zum verringerten Einkommen
ergeben die Ermittlungen des Hauptverbandes
Deutscher BaugenossenschaftenE. V. Von der Ge-

samtzahl der Bewohner hatten für Miete zu zahlen: f
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am 1. 1. 30 am 30. 6. 31

bis 15 Prozent des Einkommens 7,2 Proz. 126 Proz-
15—2() » »

352 » 8,8 »

20—25 31,2 73,6 20,8 31.2 Proz.
25—30 11,2 22,4 Proz.
30—35 8,0 Proz. 13,6 »

:-35—40
» » » :-3,4 » M »

mehr als 40 Prozent d. » 53,8 26,4 23,2 68-8 Proz-

100,0 Proz. 100,() Proz-

Hiernach müssen von 100 Mietern 68,8 Prozent,
mehr als zjkihres Einkommens für die Miete auf-
wenden. Die Folge dieses ungesunden und untrag-
baren Zustandes ist neben einer Hochflut von Miet-

prozessen der Zug aus den Großwohnungen in die
Klein- und Kleinstwohnungen Mehrere Haushal-
tungen drängen sich in kleinen Räumen zusammen.
Neues Wohnungselend macht sich breit neben einem

scheinbaren Überfluß an Wohnungen. Auf der
anderen Seite mehren sichdie Zwangsversteigerungen
der Hausgrundftiicke, da die Grundstückslastenim
allgemeinen dieselben geblieben sind, während die

Wohnungen zum Teil leer stehen oder nur eine

geringe Miete bringen. Daher können nur eine M i et s -

senkung beim Neuhausbefitz und eine

steuerliche Entlastung beim Althausbesitz
diesem kulturzerstörenden Ablauf der



Ereignisse Einhalt gebieten. Voraus-

setzung hierfür ist aber eine Entlastung
des Hausbesitzes.
Während dem Althausbesitz durch eine 20 pro-

zentige Kürzung der Hauszinssteuer gemäß der Rot-

verordnung vom 6. Oktober 1931 und andere

Maßnahmen bereits in einem wenn auch noch
unzureichenden Umfange geholfen wurde, ist die

dringend notwendige Entlastung des

Neuhausbefitzes bisher nicht erfolgt. Zur prak-
tifchen Durchführung sind schon Viele Vorschläge
gemacht worden. Die Baugenossenschaften empfehlen
vor allem in ihrer dem Reichsarbeitsminister ein-

gereichten Denkschrift einen Verzicht auf die Ver-

zinsung der Hauszinssteuerhypotheken und zeitweilig
auch auf die Tilgung Im einzelnen hat dies
Dr. Weber in seinem Vortrage »Die Auswirkungen
der gegenwärtigen Wirtschaftslage aus die gemein-
nützigenBauvereinigungen« begründet. (ZWohnW.
Heft 19, Seite 242 ff.) Diesen Richtlinien folgen die

neuesten Anträge der Sozialdemokraten, Deutschnati-
onalen und der Wirtschaftspartei. Die Anträge wur-

den am 23. Oktober 1931 vom Landtage dem Haupt-
ausschuß zur Beratung überwiesen. Der Hauptaus-
fchuß hat am 12. November 1931 beschlossen:

1) Verzinsung bezw. Tilgung der Hauszinssteuerhypothekendarlehen in

dringenden Fällen herabzusetzen oder ganz auszufetzen,
2) mit allem Nachdruck auf eine Senkung der Zins- und Tilgungssätze
für sonstige Hypotheken hinzuwirken, und alle Maßnahmen zu unter-

stützen, die geeignet sind, eine Vereinbarung zwischen Gläubiger und

Schuldner hinsichtlich Senkung der Zins- und Tilgungsfätze zu fördern,
Z) auch die vor dem 1. April 1931 fertiggestellten Neubauten von der

gemeindlichen Grundvermögenssteuer, soweit noch nicht geschehen,
freizustellen,

4) auf die Reichsregierung einzuwirken, daß die vor dem 1. April 1931
fertiggestellten Neubauten auch von Reichsfteuern befreit werden,
soweit sie ohne öffentliche Unterstützungen oder ohne verlorene Bau-

kostenzufchüsfe errichtet worden sind,
5) Zinszuschüsse aus Hauszinssteuermitteln in den Fällen zu gewähren,

in denen die Maßnahmen von 1—3 eine noch nicht genügende Ent-

lastung gebracht haben,
6) den sozial bedrängten Inhabern von Neubauwohnungen aus

Mitteln der Hauszinssteuer Mietbeihilfen nach den Grundsätzen
des § 9 der Hauszinssteuerverordnung zu gewähren,

7) Vorschläge zu machen, um das System der Hauszinssteuersenkung
für bedürftige Mieter durch die Form der Gewährung von Beihilfen
zu ersetzen.

Stadtkämmerer May lehnt in seinem vielbeachteten
Vorschlage (VossischeZeitung vom 4. 10. 31) den all-

gemeinen Verzicht auf die Hauszinssteuer- und Eigen-

kapitalzinsenab und rät zur »Umfchuldungder Ib-Hy-
C · »

potheken , also der meist durch kommunale Burgfchaft
im Rahmen zwischen 40 und 60 Prozent des Bau-
und Bodenwerts im Anschluß an die erste Hypothek
gegebenen Darlehne. Die Mittel hierfür sollen aus

dem kunftigen, sur die Bauförderung bestimmten
Hauszinssteueraufkommen entnommen und mit 1 Pro-
zent verzinst werden. Während der für drei Jahre
Vorgesehenen Ilmschuldungsdauer sollen die Ge-
meinden die Verzinsung der Hauszinssteuerhypotheken
ausnutzen dürfen. Ein anderer Vorschlag hat die

befchleunigte Tilgung der ersten Hypotheken unter

Gewährung eines staatlichen und bis zur Tilgung
zinslosen Uberbriickungskredites zum Ziele. (Denk-
schrift »Die Umfchuldung der Wohnungsbauten 1924

bis 1930« Dortmund 1931). Wenn dann die erst-
stelligen Hypotheken zurückgezahltsind, dann sollen
die staatlichen Umschuldungskredite, die jeweils zur

bereitesten Stelle im Grundbuch bis zu einer Höchst-
belastung »in Höhe der reinen Baukosten«einzutragen
sind, mit 5 v. H. verzinst und mit 1 v. H. jährlich
unter Zuwachs der gesparten Zinsen getilgt werden.

Diese Umschuldungshilfe soll aber nur Neuwohnungen
zugute kommen, deren Miete 145 v. H. der Friedens-
miete entsprechender Altwohnungen nicht übersteigt.
Die dort vorgefchlagene Organisation der Um-

schuldung sieht für die Vorprüfung der Anträge
und die Verwaltung der ausgegebenen Mittel die

Gründung gemeinnütziger Aktiengesellschaften in re-

gionaler Gliederung mit einem Kapital non je
1000 000 RM. vor, für die Entscheidung über die

Umschuldungsanträge je einen Staatskommissar beim

Sitze der Oberpräsidenten. Außerdem haben sämt-
liche Kreditnehmer einen provinziell begrenzten
Garantieverband zu bilden, der bis zur Höhe von

10(Z des gesamten in seinem Gebiete ausgegebenen
Kredite zu haften hat. Von diesen Vorschlägen hat
der Plan der Baugenossenschaften den Nachteil, daß
er ohne Rücksichtauf die wirkliche Gefährdung im

Einzelfalle dem Fiskus die Einnahmen aus den aus-

gegebenen Hauszinssteuermitteln nimmt· Im Volke
könnte dadurch der Eindruck aufkommen, daß die

Erfüllung öffentlicherVerpflichtungen etwa gleich den

Naturalschulden nicht erzwingbar sei. Außerdem
würde auch für die Zukunft keine Aussicht bestehen,
daß die Hauszinssteuerhypotheken einmal getilgt
werden, da fie bei dem gesunkenen Rentabilitäts-
wert der Grundstückeaußerhalb der realen Sicher-
heitsgrenze stünden und bei Zwangsversteigerungen
ausfallen könnten· Diese Gefahr des plötzlichen
Verlustes besteht auch bei den anderen beiden Vor-

schlägen, bei dem letzten sogar in erhöhtem Maße
für die Umschuldungsmittel selbst.

Wenn eine ausreichende und zugleich zweck-
mäßige Entlastung unter Vermeidung diefer
Nachteile und unter sparsamster Ausnutzung der

vorhandenen Mittel erreicht werden soll, so wird

die Umschuldung sich auf den letztrangigen Teil der

hochverzinslichen ersten Hypothen beziehen müssen.
Nach Tilgung der erften Hypotheken würden dann

bei Eintragung einer Löschungsvormerkungdie Um-

schuldungs- und Hauszinssteuerhypotheken im Range
aufrücken. Die erste Hypothek ist im allgemeinen
eine Pfandbriefhypothek. Die Umschuldung kann

deshalb in der Weise erfolgen, daß der Gläubigerin
der ersten Hypothek ein Angebot gemacht wird, zur

Teiltilgung ihrer Hypothek Pfandbriefe in Höhe des

umzuschuldenden Teilbetrages zum Nennwert in

Zahlung zu nehmen. Diese Pfandbriefe wären vor-

her mit öffentlichenMitteln zu kaufen. Die Hypotheken-
bank müßte nach Empfang des Gegenwertes darin
einwilligen, daßihreHypothek in Höhedes letztrangigen
umgeschuldeten Teilbetrages in eine Hypothek für den

Gläubiger der öffentlichenGelder umgewandelt wird.
Die für die Umschuldung vorgesehene Stelle hätte

die Pfandbriefe von den Hypothekenbanken oder an

der Börse zu einem den Preisen des freien Marktes

entsprechenden Kurse zu erwerben und der Bank
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zur Tilgung des letztrangigen Teilbetrages anzu-

bieten. Da die Hypothekenbanken aber wegen der

langfristigen Verträge regelmäßigzur sofortigen An-

nahme der Pfandbriefe als Tilgung der Hypotheken-
valuta zum Nennwert nicht gezwungen werden
können, muß ein Ausgleich geschaffenwerden.. Dies

könnte dadurch geschehen, daß für diefe Tilgung

Pfandbriefe erworben werden, die von der Bank

als Unterlage für Neubeleihungen angeboten werden:
Daß diese Pfandbriefe als Tilgungsentgeltzu pari

angenommen werden, könnte bei allen Banken durch
freie Vereinbarung erreicht werden«Dennfdiese
Hypothekenbankenhaben heute jederzeitAntragesur
Neubeleihungen vorliegen. Sie konnen sie nur nicht

ausführen, weil Pfandbriefe nicht abgesetztwerden
können. Wenn die Banken auf diesemWege fur

Neubeleihungen Pfandbriefe zum jeweiligen Borser-
kurs verkaufen könnten und neue Beleihungsgeschafte

abschließenkönnten, fo würden sie auf das Angebot

eingehen, diese mit öffentlichenMitteln gekauften

Pfandbriefe für die hundertprozentige Tilgung des

umzufchuldendenletztrangigen Teilbetragesderersten
Hypothek anzunehmen. Das Disagio mußte in

vollem Umfange von dem Schuldner der neuen

Beleihung getragen werden.

Zuwendung aus Staatsmitteln an diesen Schuldner
scheidet bei den ohnehin in geringem Umfange vor-

Denn eine gleichzeitige s

handenen Mitteln aus, zumal eine Neubeleihung i

zur ersten Stelle regelmäßig nur bei der Möglich-
keit einer wirtschaftlichen Ausnutzung des Darlehns
und im Rahmen einer sicheren Beleihungsgrenze
vorgenommen zu werden pflegt. Der neue Schuldner
kann bei der auf seinen Antrag erfolgten Be-

leihung nicht den Anspruch erheben, daß ein Dritter,
etwa der Staat, das mit dieser Neubeleihung ver-

bundene Disagio trägt. Für den Staat ist aber
ein Kursgewinn zu rechtfertigen, da er, wie jeder
andere Käufer, beim Ankan der Pfandbriefe Bar- ;

mittel aufwenden muß. Als Nebenzweck des Um-
"

fchuldungsverfahrens, nicht aber als Hauptzweck,
kann zugleich eine Stützung der Pfandbriefkurse
durch die bei den Staatskäufen erhöhte Nachfrage
mit diesem Verfahren verbunden sein.

Die öffentlichenMittel sind aus dem Wohnungs-
bauanteil des Hauszinsfteueraufkommens und aus

den Nückflüffen der ausgegebenen Hauszinssteuer-
hypotheken zu entnehmen. Die neue Hypothek ist in

einem, der Bewilligung der Hauszinssteuerhypotheken
entsprechenden Verfahren und zu entsprechenden
Zins- und Tilgungsbedingungen auszugeben.

Praktisch ist dies nur eine Erweiterung der von

den Kreisen des gemeinnützigenWohnungsbaus schon
von vornherein geforderten Erhöhung der Hauszins-
fteuermitteL die jetzt erfreulicherweise auf die wirklich
notleidenden Hauseigentümerbeschränktwerden kann.

Die Höhe des umzuschuldenden Teilbetrages der

ersten Hypothek muß sich nach der örtlichen Wirt-

schaftslage richten. Es ist in jedem Einzelfalle zu

prüfen, ob für den Eigentümer eines Neubaues keine

Möglichkeitender Selbsthilfe zur Herbeiführung der
l

l
l

Rentabilität und zur Vermeidung einer etwa drohen-
den Zwangsversteigerung mit der Gefahr des Aus-

falls der Hauszinssteuerhypothek und der meist mit
kommunaler Bürgschaft gegebenen lb-Hypothek vor-

handen find. Wenn diese Fragen verneint werden

müsfen, dann ist die Umschuldung in der obenbe-

zeichneten Weise vorzunehmen. Es wird sich aller-

dings bei dieser Prüfung der einzelnen Umschuldungs-
anträge herausstellen, daß viele Neubauten, ins-

besondere die Eigenheime, garnicht sanierungsbe-
dürftig sind. Wenn diese Frage aber bejaht wird,
dann muß die Höhe des umzuschuldenden Teilbe-

trages der ersten Hypothek so bemessen werden,
daß der beabsichtigte Entlastungserfolg erreicht wird.

Danach wäre durch zentrale Richtlinien zu bestimmen,
daß die Umschuldung immer nach Maßgabe der

aufkommenden öffentlichenGelder vorzunehmen wäre.
Dabei ist allerdings zu berücksichtigen,daß gemäß
den Entschließungen der gemeinnützigenBauvereini-

gungen auf den verschiedenen Tagungen großeMittel

zu einer fühlbaren Entlastung erforderlich sein werden.
Der Kreis der für die Umschuldung in Frage

kommenden Neuhauseigentümer müßte in erster
Linie alle Wohnungen umfassen, die mit öffentlichen
Mitteln gefördert find. Wenn die Möglichkeit be-

steht, aus den aufkommenden Mitteln auch noch
Hauseigentümer umzufchulden, die lediglich mit

Privatmitteln gebaut haben, wäre dies zu begrüßen.
Jn erster Linie muß jedoch danach gestrebt werden,
die öffentlichenGelder bei den mit ihnen gesörderten
Neubauten durch Umfchuldung zu retten. Bei den

Neubauten aus Privatmitteln wäre dann zu prüfen,
ob nicht willkürliche Fehlfpekulationen die Hilfe
durch öffentlicheUmschuldung ausschließen. Denn die

Voraussetzung für jede Entlastung eines Bauvor-

habens durch öffentlicheMittel ist, daß es sanierungs-
bedürftig und außerdem sanierungswürdig ift.

Da jeder Einzelfall besonders geprüft werden

muß, wird die Tätigkeit eines Treuhänders erforder-
lich fein. Eine neue Treuhandstelle braucht aber

deswegen nicht geschaffen zu werden, da die vor-

handene Organisation des gemeinnützigenWohnungs-
baus und der Wohnungsfürsorge diefe Aufgabe ohne
weitere Ausdehnung erfüllen könnte. Da der größte
Teil der Bauten von den Wohnungsfürsorgegesell-
fchaften betreutworden ist, könnte diesen Gesellschaften
mit ihrer Kenntnis der örtlichen Lage in erster
Linie die Durchführungder Umschuldungübertragen
werden. Die vorhandenen Betreuungsakten dürften
sichbei den im Einzelfall anzustellenden Ermittlungen
gut verwerten lassen. Diefe Vorteile der bereits
dezentralifierten Organisation hätten die Wohnungs-
fürsorgegefellschaftengegenüber den baugenoffenfchaft-
lichen Nevifionsverbänden voraus, die außer ihnen
als Treuhänder für die Umschuldung in Frage
kommen. In keinem Falle aber dürfen, wie es in
der oben bezeichneten Denkfchrift vorgefchlagen ift,
in der jetzigen Zeit der Verbilligung staatlicher
Verwaltung neue gemeinnützigeGesellschaften für
die Umfchuldung geschaffen werden.

101



Noch wesentlicher sind die sachlichen Vorteile

der hier vorgeschlagenen Umschuldung gegenüber;
den anderen Plänen.
den Wohnungsbau ausgegebenen öffentlichenMitteln 2

würden dem Staate erhalten bleiben. Die Tilgung
wäre nicht gefährdet, sondern durch das Aufrücken
der Hauszinssteuerhypotheken nach Tilgung der s
ersten Hypothek sogar gesichert. Die neu auszu-«
gebenden öffentlichen Mittel hätten in jedem Falle

eine rangfichere Stelle.

Die Rückflüsseaus den für Z

Diese Umschuldung würde
im Enderfolge wirksamer und zugleich billiger sein
als der Erlaß eines Teils der Hauszinssteuerhypotheken
oder der Verzicht auf die Zinsen. Lediglich als

Ergänzung dieses Planes wäre ein Tilgungsaufschub
für die Hypotheken und eine Freiftellung der Neu-

bauten von den gemeindlichen Grundsteuerzu-
schlägen für eine begrenzte Zeit der Krifenjahre zu

begrüßen.

Kühe als Zugtiere
von Diplomlandwirt Dr. Hofer, Sensburg.

Um den Siedlern die Möglichkeit zu geben,
angelernte Zugkühezur Beackerung von Kleinbauern- ;

stellen zu erwerben, sind auf dem Siedlungsgute E

Legienen, Kreis Nösfel, im Frühjahr d. I. 6 Zug-
kühe angelernt worden.

Es wurden ausgesucht: 4 Kühe im Alter von

41;—8 Jahren mit einem jährlichen Milchertrag
von über 3000 Kilogramm und 2 jüngere Kühe, Z

die mit dem zweiten Kalb gehen, und zwar:

jährl.Milch-

sähZum gekalbt gerindert Durchschnitt
- Jahre 1930

5 5H 9.12.30 18. 2.31 3182 Liter

7 4? —8. 3.31 — 3072
»

43 3— 11.10.30 17.12.30 1404
»

45 3; 3.11.30 3. 3.31 1453 »

365 8« 19.10.30 6. 4.31 3207 »

381 6 13. 2.31 — 3431 »

Das Anlernen begann am 13. 4. 1931 und

wurde den Ochs-enpflügernübertragen, unter denen

sich auch ein Siedlungsbewerber befindet. Die Leute

gaben sich die redlichfte Mühe beim Lehren der

Tiere und hatten auch Erfolge.
Zunächst wurden den Kühen im Stall während

des Fütterns die Stirnjoche angelegt, damit sie sich
daran gewöhnen sollten. Dann wurden die ersten
3 Kühe an je einen Pflugochsen angebunden und

sollten geführt werden. Ein Mann führte den Ochfen,
ein zweiter trieb die Kuh nach. Als die Kühe aus

dem Stall kamen, versuchten sie sich zunächst los-

bei ihrem, im Vergleich zu den Ochfen erheblich
geringeren Körpergewicht zu schwer haben würden,
mit unverlegten Bracken zu pflügen. Das ist aber

nicht der Fall. Es mag daran liegen, daß sie
nur einen halben Tag arbeiten ; sie geben jeden-
falls im Zuge den Ochsen nichts nach. Anschließend
wurden die Kühe allein angespannt und leisteten
bei den Pflugarbeiten dasselbe wie vorher im ge-

mischten Gespann von einem Ochsen und einer Kuh.
Die Leistungen beim Pflügen waren laut Tagebuch

bei einer reinen Arbeitszeit von 8 Stunden folgende:

zureißen und fielen dabei auch. Nach den ersten
paar Schritten legte fich aber diefer Übermut, die

Kühe gingen ganz friedlich neben den Ochsen her. J

Es wurde vierteltageweise gewechselt, sodaß jede-
Kuh zweimal am Tage geführt wurde. Nach zwei J

Tagen spannten wir die Kühe an Dungfchleifen an. -

Ein Mann führte wieder, während ein anderer auf
der Schleife saß, um die Tiere an Zug und auch ;

gleichzeitig an die Leine zu gewöhnen. Dies ging !

ohne jede Schwierigkeit. Nach weiteren 3 Tagen
wurden die Kühe mit einem Ochsen zusammen an

den Pflug gespannt. In den ersten Tagen mußte
jedem Gespann noch ein Mädchen zum Führen mit- i

gegeben werden, später erübrigte sich dies.
»

Kühe pflügen immer mit je einem Ochsen zusammen !

und haben auch in den heißen Tagen nicht fchlapp 3

gemacht. Man sollte annehmen, daß es die Kühe

Die J

l. Ein Gespann, bestehend aus 2 Ochsen, und

3 Gespanne, bestehend aus je einem Ochsen und
einer Kuh, pflügten und schleppten in Zz Tagen
15 Morgen, wobei 2 Gespanne einen ganzen
Tag allein schleppten, also haben die 4 Gespanne
in 3 Tagen 15 Morgen gepflügt, oder 1 Gespann
ljj Morgen pro Tag.

II. Dieselben 4 Gespanne pflügten in 8 Tagen
36 Morgen, wobei das Ochfengespann 3 Tage
wegen anderweitiger Verwendung ausfiel, — alfo
ungefähr dieselbe Leistung wie im ersten Beispiel.
Das Gewicht der Kühe nach sechswöchentlicher

Pflugarbeit schwankte merkwürdigerweise insofern,
als 3 Kühe 10 bis 60 Pfund abgenommen und

2 Kühe sogar 10 bis 20 Pfund zugenommen haben.
Eine Kuh, die ausgesprochen fett war, hat 1,10 Ztr.
verloren, befindet sich jedoch immer noch in einem

guten Futterzuftand. Die Kühe erhalten bei Weide-

gang noch vier Pfund Kraftfutter pro Kopf. Bei

Stallfütterung bekamen sie acht Pfund Kraftfutter,
morgens Klee und abends Stroh· Ab 1. Mai
wurden ihnen bis zum Beginn des Weideganges
40 Pfund Kartoffeln pro Kopf zugelegt. Die Milch-
menge steigerte sich bei allen Kühen, während sichder

Fettgehalt nur bei 4Kühen um 0,1——0,9ÄFett erhöhte.
Die Gewichtsveränderungen sind aus nachstehender

Tabelle zu ersehen.

Kuh Gewicht am
1« 6· 31

Ab- bezw.
Nr.

13. 4.
Zentner Zunahme

Zentner Zentner
5 10,10 I 9,80 — 0,30
7 9,10 9,30 s 0,20

43 13,— 11,90 — 1,10
45 9,80 9,70 — 0,10

365 10,10 9,50 — 0,60
381 9,50 9,60 f 0,10
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Die Gewichtsabnahme der 6 Zugkühe beträgt

demnach in der Zeit vom 13. 4. bis 1. 6. 31s

= 1,80 Zentner. 4 Kühe haben je 8 Tagegearbeitet,

insgesamt also 84 Tage, im Durchschnitt haben also

i6 Kühe pro Tag etwa 2,2 Pfund abgenommen.
Die durch den Kontrollverein festgestelltenMilchk
erträge sind in folgender Tabelle zusammengestellt.

der Versuchsergebnisse wird man annehmen
können, daß die Eignung der einzelnen Kühe
für die Zugarbeit sehr verschieden ist. Im

Durchschnitt sind folgende Posten der Berechnung
nicht zu niedrig eingesetzt:

Minderertrag an Milch pro Mor en Pflugarbeit 0,30 M.
Gewichtabnahme pro Morgen flugarbeit 0,40 M.

Futterzulage pro Morgen Pflugarbeit
» 2390ffsz

pro Morgen insgesamt also: 2,70 M.

Der Siedler auf einer kleinen Stelle müßte für
die Spanndienste ohne Gespannführer, die für die

z Pflugarbeit eines Morgens erforderlich sind, etwa

II
i
g
!
s

I
s
s
s

«

4. . 14. 4. so. 4. 18. 5. Vegumdek
.

Lt2r.FittLtr. Fett Lit. Fett Ltr. Fett Anspannung .

"" «

3.0 6,7 «3.1 5.8 3,5 7,1 3,9 13,4

? igsg2413,8 2.5 7,7 4,1 10.0 3,2 13,4

43 9,2 2,7 7,8 2,5 6,0 3,0 6,7 3.4 23.4

45 11,1 2,511,3 2,6 6,0 3,0 11.0 3,1 23,4

865 12,4 2.5 9,s 3.6 6.8 3.0 10,5 3.9 18,4

381 15.3 3.012,8 s,6 9,7 3.5 13.6 3.4 13,4

73,3 14,4 Ltr. 58,9
196 Proz

Milchfettmenge pro Tag in kg
ZU- sz. Ab-

Kuh Nr. am 24. 3. am 18. 5.
nahme in kg

5 0,309 0,277
— 0,032

7 0,360 0,320
» 0,040

43 0,248 0,228 — 0,020
45 0,277 0,341 r 0,064

365 0,310 0,409 r 0,099
381 0,459 0,462 Je 0,003

1,963 2,037 1« 0,074 kg
oder HL 3,77 96 s

Die Milchfettmenge hat also während der Arbeits- ?

zeit nicht abgenommen, sondern um 0,074 kg oder

3,77 B zugenommen. Bei der Bewertung der Milch- ;

abnahme kann also ein Liter Milch nur mit etwa
5 Pfennig bewertet werden, da die gelieferte Fett- I

menge von den 6 Kühen trotz der Arbeitsleistung
ebenfo hoch war, wie vorher.

Eine Kostenberechnung für die Pflugarbeit mit

Kühen läßt sich wegen der teilweise etwas starken
Abweichungen der Versuchsergebnissebei den einzelnen
Kühen nicht genau durchführen. Vor allem kann
der physiologische Einfluß der Arbeitsleistung auf
die Kühe noch nicht überprüft werden. Auf Grund

s
s

s
1

s

5,— RM. bezahlen. Selbst wenn man annimmt,
daß die Kosten der Pflugarbeit durch Kühe höher
find, als 2,70 NM. pro Morgen, wird man doch
zu dem Schluß kommen, daß die Pflugarbeit durch
Kühe für kleine Siedlerstellen höchstensebenso teuer

ist. als durch Pferde. Dabei ist aber zu berück-

sichtigen, daß der Kuhbauer durch die Arbeits-

leistung feiner Kuh in der Ackerbestellung unab-

hängig wird von seinen Nachbarn, die stets bestrebt
sein werden, zunächst das eigene Land zu bestellen,
und daß die Kuh in der arbeitsleeren Zeit die

Milcheinnahmen bringt.
Das Ergebnis der Versuche, die hier mit Zug-
kühen angestellt sind, führt zu der Überzeugung,
daß in Kleinbetrieben das ostpreußisscheNiederungs-
vieh sich auch zum Zuge eignet und zu jeglicher Acker-

arbeit zu verwenden ist. Es liegt eben nur am

guten Willen des Siedlers. Eine Kraftfutterzulage
während der Zeit der Anspannung, auch wenn die

Kühe auf Weide gehen, ist auf jeden Fall zu

empfehlen, um ein Fallen der Milchmenge zu ver-

meiden. Die Kühe haben hier 6 Wochen jeden
Tag gearbeitet, was bei einem Siedler wohl niemals
der Fall sein wird; also wird von einem starken
Nachlassen der Milch kaum die Rede fein können.
Das Anspannen der Milchkühe am Wagen macht
bekanntlich auch keine Schwierigkeiten, setzt aber

richtige Behandlung der Tiere und ruhiges
Fahren voraus·

Besprechungen
Städtebau

Prof. Dr. W. F. Bruch Münster, 1931.

Das Buch trägt den Untertitel »Weltwirtschaft-
liche Zukunftsbetrachtungen«.Der Inhalt entspricht
den damit geweckten Erwartungen. Er stellt eine

mit großem Weitblick gefehene Auseinandersetzung
mit den Wirtschaftsvorgängen der Nachkriegszeit dar,
die das bestehende Weltwirtschastsgefüge gewaltig
—

»grundstürzend«sagt der Verfasser — erschüttert
haben.
die deutsche Wirtschaft klarzulegen und die not-

»

wendigen Folgerungen für den Städtebau nnd das Gebiete, der Noggenerzeugung, den Todesstoß.Gleich-
. zeitig nimmt die durch den Weltkrieg geförderte

Der Verfasser legt zunächst die Erkenntnisgrund- Industrialisierung der überseeischenLänder der euro-

lagen, die Kräfte und Entwicklungen bloß, welche
die Struktur der alten Kulturländer des europäischen .

Siedlungsrvesen zu ziehen.

verewigte Arbeitslosigkeit ?« i
t

l
s

l

i

Er sucht die Wirkung dieser Vorgänge auf

Kulturkreises, also auch Amerikas, gewandelt haben.
Für Deutschland wird kurz der Zustand während
des Vorkriegsjahrhunderts umrifsen: Die landwirt-
schaftliche Erzeugung fand innerhalb der Landes-
grenzen einen großen Verbraucherkreis in Gestalt
der durch die Industrie in die Städte gezogenen

i Bevölkerung, der wiederum ein blühender Export-
industrialismus zu Lohn und Arbeit verhalf. Heute
versetzt die Großerzeugung landwirtschaftlicher
Güter, insbesondere von Körnerfrüchten in Amerika,
unserer Landwirtschaft auf einem ihrer wichtigsten

päischenIndustrie »ihrewichtigsten Absatzgebiete.
Diese Krise wirkt sich für die alten Kulturländer
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doppelt hart aus, weil in den ersten Kriegsjahren
auch hier eine starke Aufblähung des industriellen »

Apparats stattgefunden hat. Falsche MaßnahmenH
der Friedensverträge und nicht minder falsche Maß-

’

nahmen der Siegerstaaten bei der weiteren Liqui-
dation des Krieges, haben die Krise noch verschärft,
zumal die Goldhortungspolitik Frankreichs und der

Vereinigten Staaten eine fühlbare Verknappungder
Zahlungsmittel zur Folge gehabt hat.

In dem Übergang der großen Einfuhrgebiete,
insbesondere der Kolonien zur Jndustrialisierung
sieht der Verfasser des Maschinenzeitalters zweiten
Teil. Die damit eingeleitete Entwicklung zwingt
unsere Industrie heute schon, nicht mehr Fertigwaren,
sondern die Produktionsmittel selbst, also Maschinen
auszuführen. Dabei sieht sie ihre alten Märkte

schwinden, und es ist nur eine Frage der Zeit, wann

selbst diese Ausfuhr zum Stillstand kommt. Mit

gleichen Verhältnissen muß Deutschland hinsichtlich
des russischenund asiatischen Marktes rechnen, welchen
die durch den Bolschewismus geschaffene neue Geistes- ;

richtung zum Anti-Kolonialismus als einer Bewegung
des Anti-Kapitalismus mit stark imperialistischem Ein-

schlag geführt hat.
Neben diese politischen Entwicklungen werden die

durch sie bedingten Wirtschaftstatsachen gestellt:
Die Überproduktion führte zu Stockungen auf den

Absatzmärktenund machte im Verein mit einer Natio-

nalisierung ins Ungemessene immer mehr Menschen
brotlos. Sie strafte damit die bisher geltende An-

schauung, daß eine erhöhte Produktivität einen

größeren Konsum verursache und den Bedarf an

Arbeitskraft steigere, Lügen. Ganze Märkte gingen s

zur Vertrustung über. Eine starke überfremdung der

besiegten Staaten mit ausländischemKapital vollzog
sich. Eine allgemeine Unsicherheit entstand, die im

Zusammenhang mit all diesen Entwicklungen, die

starken Wandlungen verursachte, denen alle auf
Boden erstandenen Wirtschaftsgebilde (Konzerne,
Truste, Niefenaktienunternehmen) heute unterworfen
sind. Gerade in diesem letzten Umstande sieht der s
Verfasser ein bei allen städtebaulichenPlanungen s
zu beachtendes wichtiges Moment. s

Der unausbleiblichen Folge aller aufgezeigtens
Vorgänge, nämlich einem starken Konsumrück-

I

gang infolge fehlender Exportgelegenheiten oder

des Ausbleibens erwarteter Steigerungen kann

Deutschland nur dann entgehen, wenn es zu einer

grundlegenden Änderung seiner Konsumgestaltung
kommt. Es muß planmäßig Ersatz schaffen für den

ausfallenden Industrieabsatz, um für großeMenschen-
massen Arbeit zu erhalten und muß dafür Sorge
tragen, daß diese, soweit sie in der Industrie nicht »

ernährt werden können, anderweit unterkommen. s
Die Lösung kann nur darin gesehen werden, daß

.
l

H·

—-.—-
»--

«-

-

eine Hebung der Innenwirtschaft, des

Binnenmarkts erstrebt wird.

Um eine aktive Handelsbilanz zu erhalten, wird

man die Einfuhrposten, die im Inlande selbst er- s

zeugt werden können, abdrosseln. Dies führt zur

Intensivierung der Landwirtschaft Daß ein solches
Programm nur langsam durchgeführt werden kann,
wird nicht bestritten. In Angriff genommen muß
es aber werden, damit unsere Landwirtschaft und

Industrie das in der Zeit des Industrialismus ver-

lorene Gleichgewicht wiederfinden können. Eine

bessere Verteilung der Wirtschaftszweige
muß zu einer besseren Verteilung der

Menschenmassen führen.
Diese Entwicklung kann an der städtebaulichenEnt-

wicklung Deutschlands nicht vorübergehen. Die

Riesenstadt ist wegen der mangelnden
Existenzfähigkeit, die sie ihren Bewohnern
bietet, zum Tode verurteilt. Soweit Industrie
in Frage kommt, mag eine Zusammenballung größerer
Menschenmassen auch heute noch am Platze sein,
aber man wird sich der starken Wandlungen bewußt
bleiben müssen, denen solche Anlagen unterliegen,
man wird nicht mehr für die Ewigkeit bauen dürfen
wie es bisher geschah. Die steinerne Stadt ist über-
wunden — die bewegliche, nicht zu hohe Bauwerte

festlegende Stadt tritt an ihre Stelle. Gegen die

Errichtung der Wohnungen der Arbeiter in diesen
Stadtgebilden sprechen dabei gewichtige Gründe, vor

allen Dingen die zu erwartende, unvermeidliche
Verkürzung der Arbeitszeit. Darum darf der gewerb-
liche Arbeiter nicht mehr nur gewerblicher Arbeiter

sein, er muß zugleich Landwirt sein. Ein
anderes Mittel, unsere Bevölkerung im großen unter

den veränderten Strukturverhältnissen lebensfähig
zu erhalten, gibt es gegenwärtig nicht.
Preußen-Deutschland verfügt, um auf dem ge-

wiesenen Wege vorwärts zu kommen, über ein

großes Ausmaß von Erfahrung, vor allem gegründet
auf die bis in die neueste Zeit lebhaft betriebene

Kolonisationsarbeit im deutschen Osten. Gelingt
es außerdem, Industrie und Landwirschaft zu einer

industriell-landwirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaft zu-

sammenzuschließenund durch entsprechende Um-

schulung die nötigen sachlichen Voraussetzungen für
die notwendige landwirtschaftliche Arbeit zu schaffen,
so sind damit weitere Zeichen des Erfolges auf
dem gewiesenen Wege gegeben, der nach der Mei-

nung des Verfassers ganz besonders der Provinz
Ostpreußen zugute kommen müßte. Dabei betont
er besonders, daß das Ziel nur dann er-

reicht werden kann, wenn in provinzial-
regionaler Weise für eine Organisation
gesorgt wird, die von hoher Warte aus

für die richtige Verteilung der Bevölkerung,
von Industrie und Landwirtschaft sorgt.

Diese Vorschläge decken sich im weitesten Maße
mit den in dieser Zeitschrift seit Jahr und Tag
vertretenen Anschauungen. Wir begrüßen diese
übereinstimmung ganz besonders deshalb, weil sie
geeignet ist, eine Brücke von den Sorgen unseres
Ostens zu denen des Westens zu schlagen. Wir

wissen, wieviel schwieriger es ist, zu diesen Ergeb-
nissen aus den Eigentümlichkeitendes Westen heraus
zu kommen. Wir können nur wünschen,daß der Ruf
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dieses Vorkämpfers für ein neudeutsches Ackerbürger-
tum den stärkstenWiderhall findet. Sm.

,,Wege zu Arbeit und Brot« von Stadtrat Bruno

Lehnemann-Stettin, Verband AllgemeinerGe-

werkschaftsbund, Bezirk Pommern,Stettinsp
Der Verfasser stellt zahlenmäßigdie Moglichkeiten

der Erwerbslosenfürsorgedurch Geldunterstutzung und

Arbeitsbeschaffung gegenüber. Er geht davon aus-
daß die 3 Grundelemente des menschlichen Lebens.
»Brot, Kleidung und Wohnung«nur durchArbeit
beschafft werden können. An einem Beispielfuhrt

er den zahlenmäßigenNachweis, daß fur dieBau-

wirtschaft die arbeitschaffendeErwerbslosenfursorge
bei einer Politik auf weite Sicht billiger ist als die

Erwerbslosenunterstützungdurch Geld. ’Es mußten
nämlich 46 Z der Neubaukosten zum Teil zur Unter-

stützungder Erwerbslofen aufgewendet, zum andern

Teile wegen der verminderten Steuereingangeaus
dem Haushalt gestrichen werden, wenn die Iahrlich
notwendigen 300 000 Kleinwohnungen nicht erstellt
werden. Für diese Geldausgabe gäbe es keine Ver-

zinsung und Tilgung. Wenn bei Ausführungdes
Bauprogramms dieses Geld zinslos mit 1Ziger
Tilgung dem Bauherrn zur Verfügung gestellt wurde,
dann betrüge bei den zur Zeit geltenden Zinssätzen
die Miete pro Wohnung Und Monat 34,50 NM.

Diese Wohnungen würden aber vermietet werden »

können und im Ergebnis dem Staate jährlich pro

Wohnung eine Steuereinnahme von 855.— NM und

eine Tilgung von 26,23 NM bringen.
Es ist richtig, daß sich aus dieser rechnerischen
überlegung der zwingende Schluß ergibt, daß
Sparen in der Bauwirtschaft bei vorhandenem
Wohnungsbedarf eine verfehlte Finanzpolitik ist. Die
Forderung des Verfassers, die Verwaltung zu ver-

billigen, die Ausgaben für kulturelle Zwecke zurück-
zustellen und dafür die arbeitschaffenden Ausgaben
zu erhöhen, verdient volle Anerkennung Dagegen
muß dem Vorschlag, das Bauprogramm 1932 ganz
auf die Kleinstwohnungen zu beschränkenentgegen-
getreten werden. Es ist vielmehr darauf zu achten,
daß bei der rückläufigenKonjunktur im Endergebnis
nicht alle großenWohnungen leer stehen. Andererseits
muß dafür gesorgt werden, daß keine Wohnungen
für Mieter gebaut werden, die in den Städten zu
dauernder Arbeitslosigkeit verurteilt sind. Darum

muß die ländliche Siedlung als eine für die Zukunft
arbeitschaffende Aufgabe gegenüber dem städtischen
Wohnungsbau bevorzugt werben. Dr. F. N.

,,400 Jahre auf derselben Schalle« von Dr. Adolf
Pofchmann, Ermländische Verlagsdruckerei,
Braunsberg Ostpr.

Die Schrift enthält die Geschichte einer ermländi-

schen Bauernfamilie, die in 400 Jahren auf dem

Schulzengrundstückin Komainen eine stille, dafür aber

tatkräftigeWirksamkeit entfaltete. 400 Jahre bis zur
Gegenwart vererbte sich der Hof in männlicher Linie.
Die Staatshoheit blieb nicht immer dieselbe. Krisen-
zeiten in der Landwirtschaft wechselten mit Hoch-

konjunktur, ohne dieser geschichtlichenFolge eine Ver-

änderung bringen zu können. Daß in der ersten
Hälfte des vorigen Jahrhunderts zwei Drittel des

ostpreußischenGrundbesitzes versteigert wurde, daß
jetzt die Landwirtschaft in einer entsprechenden Krise
Not leidet, hindert den wirtschaftlichen Fortgang
einer durch die Tradition gefestigten Bauernwirtschaft
nicht. Darum ist die Schrift gerade in der heutigen,
hoffnungsarmen Zeit für jeden, der um die ost-
preußischeLandwirtschaft und insbesondere um die

Siedlung auf dem Lande bemüht ist, lesenswert,
denn ihr schlichter Tatsachenbericht bringt für jeden
Hoffnung und Selbstvertrauen zur Überwindung
der Krise. Dr. F. N.

»Der Bau von Kleinwohnnngen mit tragbaren
Mieten« von Professor Franz Schuster, Architekt.

Verlag des internationalen Verbandes für
Wohnungswesen, Frankfurt a. M. Vertrieb für
den Buchhandel: Verlag Englert u. Schlosser,
Frankfurt a. M.

Das Wirken des Jnternationalen Verbandes für
Wohnungswesen, dem jetzt 40 Staaten zugehören,
ist zweifellos ein Zeugnis für die zunehmende An-

näherung der Nationen in Kultursragen Die unter

seiner Förderung zustande gekommene Arbeit von

Professor Schuster ist ein bedeutender Schritt auf
diesem Wege. Sie wird von besonderem sachlichen
Interesse dadurch, daß mit einer vergleichenden
Darstellung der Einzelheiten des Wohnungswesens
und Städtebaues das eigentliche Arbeitsgebiet des

Verbandes beschritten ist. Der mitgeteilte Stoff
geht sehr ins Einzelne und wird durch ausgewähltes
Planmaterial ergänzt.

Wie sich aus den Darlegungen ergibt, sind die
Nationen im großen und ganzen zu den gleichen
Erfahrungen gekommen. Auch bei den Staaten,
die noch überwiegend Stockwerks- und Mietshaus-
bau treiben, setzt sich die Erkenntnis durch, daß eine

gründliche Reform des Wohnungswesens, im be-

sonderen, foweit es die Verhältnisse der Minder-
bemittelten angeht, nicht länger zu umgehen ist.
Folgerichtig sind die interessierten Staaten von den
neuen Anforderungen der Stadt- und Landplanung und
von der Erforschung wirtschaftlicher Aufschließungs-
methoden ausgegangen. Allgemein ist die Forderung
des sparsamen Straßenbaues und einer Auflockerung
der Besiedlungsdichte, die zum Kleinhaus und
Eigenheimbau mit eingeschränkterGrundstücksfront
geführt hat. Unter den verschiedenartigften An-
sprüchen ist erwähnenswert, daß Holland für eine

Eigenheimstelle mit Garten 85 qm als zureichend
erachtet. Auch Ofterreich geht jetzt zum Eigenheim-
bau über mit einem neuen Wohnbauförderungs-
gesetz und England ist genötigt, feine Slumes zu
sanieren. Nußland hat in seinem Fünfjahresplan
ein staatliches Wohnungsbauprogramm aufgenommen
und ist dabei, in neuen Industriegebieten ganze
Arbeiterstädte nach einer besonderen Grundzonung
auszubauen.

105



—

Wie in Deutschland, so hat sichüberall die Privat-
bauwirtschaft dem unrentablen Kleinwohnungsbau
gegenüber zurückgehalten.Die billige, tragbare und

gesunde Kleinwohnung ist erst das Ergebnis staat-
licher Einflußnahme und der Mithilfe gemeinnütziger
Organisationen. Die Vorschriften für die staatlich
unterstützten Kleinwohnungen laufen etwa in der

gleichen Richtung. So bewegt sichdas Wohnungsmini-
mum der üblichenKleintypen zwischen 32—50 qm.
Daneben kommen in Schweden typische Einzimmer-
wohnungen von 20 qm, in der Tschechoslowakai
Arbeiterwohnungen von 16—20 qm vor. Holland
Verlangt ein besonderes Elternschlafzimmer und räum-

liche Trennung der Geschlechter. Die Schlafräume sind
4—5 qm großund 2.40 m hoch. Während solcheForde-
rungen bei gutherausgearbeiteten Mustergrundrissen
möglich sind, zeigt sichnichtüberall der Fortschrittratio-
neller Grundrißtechnikwie in Belgien, wo der Par-
tikularismus der Gemeinden die Zulassung von

Erleichterungen erschwert. In der Gestaltung der

Kochgelegenheit ist die kleine Kochkücheals selbst-
ständiger Raum vorherrschend, es sind daneben die

in Deutschland gebräuchlichen Formen der Wohn-
kücheund Kochnische mit mehr oder weniger über-

wiegenden Einbauvorrichtungen üblich. In Schweden
hat sich die fabrikmäßigeHerstellung guter Küchen-
möbel und die Einrichtung von Klappbetten einge-
führt. Die Forderung eines eigenen Wohnungs- !

abortes ist allgemein, nicht so die eines besonderen
Bades, besonders in den Ländern, die an Volks-

bäder, wie Frankreich u. a. gewöhnt sind.

Von besonderen Maßnahmen zur Vereinheitlichung
und Verbilligung des Bauverfahrens ist erwähnens-
wert, daß es bei der Organisation der Bauarbeiten,
der Einführung des maschinellen Betriebes sowie
durch Znsammenfassung der Bautätigkeit in größeren
Baustellen zu guten Ergebnissen gekommen ist.
Dagegen findet sich eine weitergehende Nutzbar-
machung derNormung Von Bauteilen nur Vereinzelt
vor, desgleichen ein zentraler verbilligender Einkauf
von Baumaterial. Die in mehreren Ländern mit

Beton- und Stahlhäusern unternommenen Versuche
haben den Beweis größererWirtschaftlichkeit dieser
Formen nicht erbringen können. Jn den holzreichen
Ländern wie Norwegen und im besonderen Schweden
sind gute Erfolge in der fabrikmäßigen Herstellung
von Holzhäusern gemacht worden. Die Häuser
rohbaufertig aufgestellt und unter Mithilfe der Be-

wohner fertig ausgebaut. An diesen Erfahrungen
sollte bei der jetzt im deutschen Siedlungsbau ge-

forderten Holzb auweise nicht vorüb ergegangen werden.

Bei dieser kurzen Würdigung der vorliegenden
Veröffentlichung kann nur das Wesentliche gestreift
werden. Eine eingehende Lektüre ist zu empfehlen.

Regierungsbaumeister Kretschmer.

Umfkhau
Zur praktischen Durchführung der Erwerbslosen-

siedlung.
Der gemäßder Notverordnung vom 6. Oktober 1931

ernannte Neichskommissar für die vorstädtischeKlein-

siedlung, Dr. Saassen, hat jetzt die Nichtlinien für
die Ansiedlung der Erwerbslosen auf dem Vor-

stadtgelände erlassen und so die langerwartete Grund-

lage zur praktischen Durchführung des in der Notver-

ordnung angedeuteten Kleinsiedlungsplans geschaffen.
Die Siedlerstellen müssen so groß sein, daß die

Beschaffung des Lebensunterhalts für die Familien
der Erwerbslosen durch den Ertrag der Grundstücke

zur Senkung der Fürsorgelastenwesentlich erleichtert
wird. Die einzelnenen Stellen sollen nicht unter

600 und nicht über 5000 qm groß sein. Als

Siedler kommen nur Erwerbslose und Kurzarbeiter
in Frage. Die Grundstücke für die Kleinsiedlung
sollen in erster Linie aus dem Eigenbesitz der öffent-
lichen Körperschaften zum Eigentum oder in Erb-

pacht überlassen werden. Durch ihre verkehrsgünstige
Lage sollen sie die Möglichkeit für haupt- und

nebenberufliche Tätigkeit der Kleinsiedler erleichtern.
Die Bauten sind in einfachster Form mit einem Kosten-
aufwand von nicht mehr als 3000 NM. zu errichten.

Diese Kosten sollen durch Mitarbeit der anzu-

setzenden Erwerbslosen ermäßigt und teilweise durch
die Träger des Verfahrens aufgebracht werden.

Zur Deckung der Restbeträge gewährt das Neich
den Trägern Darlehen, die den Höchstbetrag von

2500 NM. je Stelle in keinem Falle übersteigen
dürfen. Träger des Verfahrens sollen in erster
Linie die Gemeinden und Gemeindeverbände werden.

Auch die WohnungsfürsorgegesellschaftenUnd die

gemeinnützigenWohnungsbau- und Siedlungsunter-
nehmungen kommen als Träger in Frage.

Dies sind nur die wesentlichen Richtlinien. Auch
die notwendigen Einzelheiten sind geregelt. Die

Träger sollten jedoch jetzt keine Zeit ungenützt
lassen, um mit der praktischen Arbeit zu beainnen.
Die Hoffnung des Neichskommissars, noch in diesem
Winter einen großen Teil der vorgesehenen Stellen zu

schaffen, dürfte sich jedoch nicht erfüllen lassen, da

vor Genehmigung der Kreditgesuche und der An-

träge auf Förderung des freiwilligen Arbeisdienstes
mit den Arbeiten nicht begonnen werden kann.

Die schnellste Erledigung der Anträge

durch die zuständigen Behörden wird viel-

mehr die unerläßliche Voraussetzung für
den praktischen Erfolg überhaupt sein,
da sich die gesamten Pläne im anderen

Falle bei den sich überstürzenden Ereig-
nissen durch Z eitablauf erledigen dürften.

Dies gilt in verschärftem Maße für die Ein-

schaltung des freiwilligen Arbeitsdienstes, denn

auf diesem Gebiete werden bei der Stadtrand-

siedlung dieselben verwaltungstechnischen Hinder-
nisse zu überwinden sein wie bei den bisherigen
Anträgen auf Förderung des freiwilligen Arbeits-
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dienstes. Gerade gegen die Gedankenverbindung
»Siedlung und Arbeitsdienst«machen sich die großten
Widerstände der Wirtschaftsgruppen bemerkbar.Dies
zeigen deutlich die in der umfangreichenDenkfchrift
des Zentralverbandes christlicherBauarbeiter Deutsch-
lands erhobenen Forderungen, insbesonderedie

Forderung auf Tariflohn bei den Siedlungsbauten
Das »Für und Wider« des freiwilligenArbeits-
dienftes ist in Schrift und Rede ube·rall·erortert,
fast reftlos mit dem Ergebnis, daßdieEinführung
des freiwilligen Arbeitsdienstes fur die Ansiedlung
der Erwerbslosen selbst nicht nur zu wunfchen,
sondern sogar eine unerläßlicheVoraussetzung fur
die Erwerbslosensiedlung in großem Rahmen ist.

Jetzt haben Ministerialrat Direktor Dr. Zschucke,
der Sachberater bei der Reichsanftalt,und andere

namhafte Verfasser in ausfuhrlichen Darlegungen
dem Gedanken der freiwilligen Arbeit zu dienen

versucht, (Kirchl.-sozialeBlätter 1931, Heft 9J10).
Die praktischen Entscheidungen bleiben aber immer

noch aus, obgleich der Präsident der Reichsanftalt
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung
bereits am 1. September 1931 in einer grundsatz-

Iichen Entscheidung die Verbindung des freiwilligen
Arbeitsdienstes mit der Siedlung zugelassen hat
(Bodenreform Nr. 43 vom 25. 10. 1931). Aber

diefe Entscheidung entbindet die örtlichen Behörden
leider nicht von der gesetzlichfeftgelegtenVerpflichtung,
die zahlreichen die Praxis beschränkendenVorschriften .

für die Genehmigung der Arbeit und die persönliche
Zulassung jedes Arbeitswilligen in jedem Einzelfall »

gesondert nachzuprüfenund zu berücksichtigenWenn
es aber dennoch hin und wieder gelingt, die Ge- T

nehmigung des Landesarbeitsamts und die Aner-
kennung der einzelnen Arbeitsdienstwilligen durch
das Landesarbeitsamt zu erreichen, dann hat der
praktische Dienst stets gezeigt, daß die Erwerbslosen E
an der Arbeit Freude haben.
Betätigungsmöglichkeit als seelische Befreiung und
arbeiten gern in gesunder Selbsthilfe zum allge-
meinen Nutzen Jn Oftpreußen arbeiten zur Zeit
sieben Gruppen Dienftwilliger, jedoch nur eine Gruppe
bei praktischen Bauarbeiten. Die anderen machen
Meliorationen und Vorarbeiten der Siedlung. Über-
all herrschen Einvernehmen und frohe Stimmung.
Zum Arbeitserfolg trägt sogar ein gesunder Wett-

bewerbswille bei.

Einen großzügigen Plan der Erwerbslosensied-
lung verfolgt die Heimstätte Grenzmark· Sie will

auf der Domäne Gursen 40 Berliner Familien an-

setzen, um sie für die Dauer von der Qual der Un-

tätigkeit zu erlösen und so den Arbeitsmarkt zu
entlasten. Die Finanzierung erfolgt unter Mit-

wirkung der Stadt Berlin und ist gesichert. Nach
dem Finanzierungsplan soll die Siedlung durch die
Mitarbeit der Siedler so verbilligt werden, daß
eine 40-Morgenstelle nur 9000 RM. kosten wird.

Sechs Familien sind bereits auf dem Gute unter-

gebracht, von den anderen Familien lediglich die

Männer, die ihre Angehörigen erst nach Fertig-

Sie empfinden die

ftellung der Bauten nachkommen lassen wollen.
Die Verpflegung erfolgt in der Gemeinschaftskiiche.
Die Stimmung ist ausgezeichnet. Mit erfreulicher
Energie arbeiten die Leute bei der Errichtung ihrer
Bauten. Aber auch dort macht sich eine starke
Gegenpropaganda der Gewerkschaften bemerkbar.
Die Gewerkschaften sollten doch erkennen, daß sie
ihren Mitgliedern einen schlechten Dienst erweisen.
Sie nehmen dem Staate die Möglichkeit einer prak-
tischen Erwerbslosenhilse für die Dauer. Aber auch
in der Staatsverwaltung sollten die zuständigen
Stellen die Einsicht haben, daß der Gedanke der

freiwilligen Arbeit solchen Widerständen erliegen
muß, wenn er außerdem in Wirrwarr verwaltungs-
rechtlicher Verordnungen und Formulare eingefangen
wird. Wenn einmal glücklich die Genehmigung
eines Antrages des mit den Widersprüchen der

Wirtschaftsgruppen kämpfenden Landesarbeitsamts
erfolgt ist, dann kann mit der Arbeit noch lange
nicht begonnen werden. Für jeden Arbeitswilligen
ist nämlich der Nachweis zu erbringen, daß er persön-
lich die Bestimmungen für die Zulafsung zur frei-
willigen Arbeit erfüllt. Das ist ein verschwindend
geringer Hundertfatz Eine Ermittlung hat bei
einem Träger des Dienstes ergeben, daß
vonetwa800Erwerbslosen,diesichmeldeten,
noch nicht 10 die Voraussetzungen der Zu-
laffung bedingungslos erfüllten. Wenn auf
diesem Wege fortgefahren wird, dann bringt
der Arbeitsdienft lediglich eine Belastung
der Verwaltung, aber keine Hilfe für die

Erwerbslosen Daß aber eine dauernde Er-

werbslosenhilfe durch die Siedlung ermöglichtwerden

kann, ist zuletzt in der Denkschrift »Selbsthilfe durch
Siedlung von Arbeitslosen« vom Reichskuratorium
für Wirtschaftlichkeit (R. K. W. Nachr. Nr. 10 X1931)
unter näherer Begründung des zu beachtenden Ver-

fahrens bejaht worden und dürfte bereits allgemein
anerkannt sein.

Der Untersuchungs-Ausschuß zur Tätigkeit der

Wohnungsfürsorgegesellschaften.
Der Untersuchungsausschußdes PreußischenLand-

tages zur Prüfung der Verwirtschaftung öffentlicher
Wohnungsbaugelder beschäftigt sich jetzt bereits zwei
Monate mit der Tätigkeit der Wohnungsfürsorge-
gesellschaften. Die Tagungen haben bisher zu
nennenswerten Beanstandungen der von den Woh-
nungsfürsorgegesellschaftenvorgenommenen Geschäfte
keine Veranlassung gegeben. Jm Eingange der

Beratungen erftattete Ministerialrat Geheimrat Dr.

Pauly ein Referat über die geschichtlicheEntwick-
lung und die Aufgaben der provinziellen Wohnungs-
fürsorgegefellschaften Es wirkte etwas sonderbar,
daß der Ausschuß gerade im Anschluß an dieses
Referat die Vorgänge bei der Berliner Wohnungs-
fürforgegesellschaft untersuchte. Diese Gesellschaft
ist nämlich gar keine preußischeWohnungsfürsorge-
gefellfchaft, sondern lediglich ein städtisches Ver-
waltungsamt Berlins. Die Praxis der Berliner
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Wohnungsfürsorgegesellschaftift deshalb auch von

der Betreuungstätigkeit der übrigen Wohnungsfür-
sorgegesellschaften zu unterscheiden. Jn der Tages-
presse bestehen hierüber noch immer Jrrtümer. Die
im Ausschuß behandelte Praxis der Berliner Woh-
nungsfürsorgegesellschaftist im allgemeinen bereits

bekannt. Die Hauszinssteuermittel find in Berlin
in den ersten Jahren nicht jeweils im Jahre des

Aufkommens restlos verbaut worden, sondern meist
erst später, weil der Baubeginn nicht immer der

Bewilligung einer Hypothek sofort folgte. Jn der

Zwischenzeit wurden die Beträge der Stadt Berlin

überlassen, oder auch zinsbringend, schließlichauch
fest in Grundstückswerten angelegt. Es ist im Aus-

schußnicht einmal erwiesen worden, daß diefe Ver-

wendungen der Hauszinssteuermittel den für die

damalige Zeit geltenden kaufmännischen Urteilen

widersprechen. Darum muß man sich wundern, daß
der Ausfchuß seine Zeit in derartigen ergebnis-
losen, langen Verhandlungen zubringt. Die Beweis-

anträge des deutschnationalen Abgeordneten Howe
zu dem Bericht der Oberrechnungskammer über die

Geschäfte der Berliner Wohnungsfürsorgegefell-
schaft betrafen den Nachweis, die Gesellschaft hätte
den Staat um Millionen geschädigt. Gleich im

Anfange der Beratungen mußte dem Beweisführer
nahegelegt werden, seine Beweisanträge nochmals
zu überprüfen. In der Untersuchung selbst wurde

der Nachweis irgendeiner Verfehlung nicht erbracht.
Eine Schädigung,

« wie Ministerialrat Lehmann be-

tonte, komme schon deswegen nicht in Frage,
weil es sich bei den Hauszinsfteuermitteln gar nicht
um staatliche Gelder gehandelt habe. Nach der

Auffassung der Staatsregierung sei die Eigentums-
frage an den Hauszinsfteuermitteln heute noch un-

geklärt.
Berliner Wohnungsfürsorgegefellschaft dauern noch
fort. Ein praktisches Ergebnis ist weder aus diesen,
noch aus den kommenden Beratungen über die

Tätigkeit der anderen Wohnungsfürsorgegesellschaften
zu erwarten.

Vorläufig kein Wohnheimstättengesetz.
Der Bund Deutscher Bodenreformer kämpft

seit mehr als 10 Jahren um das umstrittene Gefetz
zur Ausführung des Artikels 155 der Reichsver-
fassung. Der erste »Bodenreformgefetzentwurf«wurde
von Dr. Damaschke, dem Führer des »Ständigen
Beirats für Heimstättenwesen beim Reichsarbeits-
ministerium«im Jahre 1920, der zweite 1926 vor-

gelegt. Jn der Sitzung vom 5. 5. 1926 forderte
der Reichstag von der Regierung den Entwurf eines .

»Wohnheimftättengesetzes«.Inzwischen brachte die

Die Beratungen über die Geschäfte derN

Sozialdemokratische Partei im Reichstag einen Ent- !

wurf zu diesem Gesetz ein. Außerdem legte das

Gesetze, Verordnungen und Erlaffe
Verordnung über die Organe der staatlichen

Wohnungspolitik.
Der Reichsarbeitsminister hat unter dem 22. Okto- T

ber 1931 folgende Verordnung erlassen:

l

s

Reichsarbeitsministerium am 15. 4. 1930 einen

eigenen Entwurf eines »Gesetzes über die Er-

schließungund Beschaffung Von Baugelände (Bau-
landgesetz)« vor. Um dieses Gesetz wurde in der

letzten Sitzung im Wohnungsausschuß gekämpft.
Den Beratungen war eine Besprechung Dr. Da-

maschkes mit dem Reichskanzler Dr. Brüning voraus-

gegangen. Dort wurden die mit der Verabschiedung
des Wohnheimftättengesetzes zusammenhängenden
Fragen erörtert, insbesondere auch der in den Kreisen
der christlichen Gewerkschaften verbreitete Gedanke,
die Beseitigung der Hauszinsfteuer mit der Schaffung
des Wohnheimstättengesetzes zu verbinden. Die

Hausbesitzer haben gegen diese Verkoppelung große
Bedenken. Die Beratungen im Wohnungsausschuß
führten zu keinem Ergebnis. Gleich am Anfange wies

Ministerialdirektor Dr. Weigert vom Reichsarbeits-
ministerium darauf hin, daß die Anträge Entschei-
dungen über grundlegende Probleme des gegen-

wärtig in seinen Grundfesten bedrohten Wirtschafts-
systems betreffen, daß aber der gegenwärtige Zeit-
punkt für solche Entscheidungen nicht geeignet fei.
Der vom Ausschuß herbeigerufene Reichsarbeits-
minifter, Dr. Stegerwald, bestätigte, daß diese Er-

klärungen in seinem Einverständnis erfolgt seien.
Ein bis ins Einzelne ausgearbeiteter Entwurf könne
dem Ausschuß zur Zeit nicht unterbreitet werden,
da die Verhandlungen mit den Ländern, in deren

Kompetenzen das Wohnheimstättengefetz stark ein-

greife, noch zu keinem Abschluß gelangt seien. Auf
Grund der jetzt vorliegenden Rückäußerungen der

Länder sei eine Abänderung des Referentenent-
wurfs notwendig. Die gegenwärtige Gesamtlage
Deutschlands gestatte aber nicht, sich mit diesen
Angelegenheiten jetzt zu befassen, da die Beschaffung
von Grund und Boden in den Städten zur Zeit
keine Schwierigkeiten mache, demnach die Beratungen
einen Aufschub erleiden könnten. Der Reichsarbeits-
minister erklärte im Anschluß daran, alle gesunden
Tendenzen der Bodenreformer im Rahmen der Woh-
nungs und Siedlungspolitik nachdrücklichstfördern zu
wollen. Auf Grund der Regierungserklärungen nahm
der Ausschuß dann folgende Entschließung an:

»Mit Rücksichtauf die Erklärungen des Reichs-
arbeitsministers nimmt der Wohnungsausschußdavon

Abstand, in die Beratung der Anträge über das

Wohnheimftättengesetz und der kommuniftischen An-

träge über das Wohnungsbauprogramm und das

Wohn- und Mietrecht einzutreten, bis die Parteien
nach Zusammentritt des Reichstags Gelegenheit zur
erneuten Stellungnahme gehabt haben« Gleichwohl
wird die Beratung des Entwurfs zum Wohnheim-
stättengesetzvom Wohnungsausschuß bereits in der

Sitzung vom 9. 11. 1931 festgesetzt werden.

Dr.F.N.

»Auf Grund des § 28 der Verordnung des Reichs-
präfidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen
vom 1. Dezember 1930, siebenter Teil, Kapitel lll

(GemeinnützigkeitsverordnungReichsgesetzbl. l S. 593)
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werden für die Unternehmen, die von der Reichsw-

gierung oder mit ihrer Zustimmung von der obersten
Landesbehörde als Organe der staatlichen Wohnungs-

politik anerkannt worden sind, folgende besondere Be-
stimmungen erlassen, die an die Stelle der §§ 2 bis

14 der Gemeinnützigkeitsverordnungtreten.

Artikel l. (1) Die Organe der staatlichen Woh-

nungspolitik haben bei ihrer inneren Einrichtung und

bei ihrem Geschäftsbetriebden Vorschriften der §§ 2,

4, 5, 9 bis 14 und 20 der Gemeinnützigkeitsverord-

nung sowie den Bestimmungen der Artikel 132. Abs.

(1) und (2), 3 bis 5, 12 und 14 der Ausfuhrungs-
verordnung vom 20. März 1931 (Neichsgesetzbl.l
S. 73) zu entsprechen. ——(2)Bei der Anwendung der

§§ 14 und 20 der Gemeinnützigkeitsverordnungund

der Artikel 4, 12 und 14 der Ausführungsverordnung
vom 20. März 1931 tritt an die Stellen der obersten
Landesbehörde und der Anerkennungsbehördedie Be-

hörde, die das Unternehmen als Organ der staatlichen
Wohnungspolitik anerkannt hat, und zu den Ver-

bänden, die in der Verordnung zur weiteren Aus-

führung der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 22. Au-

gust 1931 (Neichsgesetzbl. l S. 463) genannt sind,
der Neichsverband der Wohnungsfürsorgegesell-
fchaften e. V. in Berlin.

Artikel Il. (1) Auf Unternehmen, die sich mit

dem Bau von Wohnungen für eigene Rechnung
oder im eigenen Namen befassen, finden außer den in

Artikel l genannten die Vorschriften des § 6 der Ge- s
meinnützigkeitsverordnungund die Bestimmungen der s

Artikel 6 bis 9 der Ausführungsverordnung vom

20. März 1931 Anwendung. — (2) Bei den übrigen
Unternehmungen sind für den Gegenstand des Unter-

nehmensdie Bestimmungen der Satzung maßgebend.
Die Satzungsbestimmungen,die den Gegenstand des
Unternehmens regeln, und alle Änderungen derselben
bedürfen der Zustimmung der Behörde, die das Unter-

nehmen als Organ der staatlichen Wohnungspolitik
anerkannt hat. Die Zustimmung einer Landesbehörde
kann nur im Einvernehmen mit der Neichsregierung
erteilt werden«

(Nr. 13654) Verordnung über die Abänderung
der Hauszinssteuerv erordnung vom 8. Oktober 1931.

(G. S. Nr. 39)
Das Staatsministerium erläßt auf Grund der

Verordnung des Neichspräsidenten zur Sicherung
der Haushalte von Ländern und Gemeinden vom

24. August 1931 (Reichsgesetzblatt l S.453) mit

Wirkung vom 1. April 1931 die folgende Verordnung:
§ 1.

Das Land verwendet von dem Anteile für die Bau-

tätigkeit, der ihm nach den §§ 2, 11 der Hauszins-
steuerverordnungzusteht, ein Viertel für die Deckung
seines allgemeinen Finanzbedarfs·

§ 2.

Die Gemeinden (Gemeindeverbände)werden er-

mächtigt, Von dem Anteile für die Bautätigkeit, der

ihnen nach den §§ 2, 11 der Hauszinssteuerverordnung
zusteht, bis zu ein Viertel für die Deckung ihres all-

gemeinen Finanzbedarfs zu verwenden. Dies gilt
jedoch nicht, soweit Mittel aus dem Wohnungsbauan-
teile vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung rechts-
verbindlich zur Förderung des Wohnungsbaues zu-

gesagt sind und die Finanzierung der Bauvorhaben
gesichert ist.

§ 3.

Die Ausführungsvorschriftenerlassen die zuständigen
Minister.

Berlin, den 8. Oktober 1931.

(Siegel) Das PreußischeStaatsministerium.
Severing, Höpker-Afchoff.

zugleich für den Ministerpräsi-
denten und den Minister für

Volkswohlfahrt.

Erleichterungen für die Ausführung von

Bauvorhaben.
Der Minister für Volkswohlfahrt hat am 30. 9.

1931 folgenden Nunderlaß — ll 2600X30. 9. —

ergehen lassen:
»Jn meinem Runderlaß vom 28. 8. 1930 —

ll C 1940 —- hatte ich die Baupolizeibehörden an-

weisen lasfen, zur Förderung der Bautätigkeit bei

der Behandlung der Bauanträge möglichstEntgegen-
kommen zu zeigen. Jch war dabei von dem Ge-

sichtspunkt ausgegangen, daß die große Zahl der

Erwerbslofen und die schwierige Lage der gesamten
Wirtschaft dazu nötigen, jedes Unternehmen, bei

dem Arbeitskräfte beschäftigtwerden, in jeder Weise
auch durch die Behörden zu fördern, und daß auch
die Ausführung privater Bauten nicht nur privaten
Interessen dient, fondern gerade in einer Zeit der

Wirtschaftsnot der Allgemeinheit in verstärktem
Maße zugute kommt. — Der Ausführung von Bauten

in neu aufzuschließendemGelände steht aber viel-

fach die Tatsache entgegen, daß die Gemeinden für
dies Anlegung neuer Straßen immer noch häufig zu
weitgehende Anforderungen stellen, die mit der

heutigen Wirtschaftslage und der dadurch bedingten
Sparsamkeit nicht in Einklang stehen. — Durch die

Nunderlasse vom 11. 2. 1921 — II 9 136 — und
vom 14. 3. 1922 — II 11.165 — habe ich zwar
bereits früher darauf hingewiesen, daß sich auch der
Ausbau der Straßen der Wirtschaftslage anpasfen
mußund daß die bisherigen Anforderungen oft zu
weit gehen. Trotzdem wird immer wieder darüber

geklagt, daß die Anforderungen der Gemeinden für
den Straßenausbau mit den heutigen Wirtschafts-
verhältnissen nicht in Einklang stehen und die

Leistungsfähigkeitder Bauluftigen weit übersteigen.
Da die Straßenbaukosten nach § 15 des Bau-
fluchtengesetzes auf die Anlieger abgewälzt werden,
scheitert die Ausführung vieler Bauten an den hohen
Anliegerbeiträgen. — Schon bei der Aufstellung
der Fluchtlinienpläne wird darauf zu achten fein,
daß sich die Straßenbreiten auf das undedingt nötige
Maß beschränken. Wenn es auch notwendig ist,
daß bei der Planung der Verkehrsstraßendie künf-
tige Verkehrsentwicklung bei der Bemessung der
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Straßenbreite berücksichtigtwird, so gehen doch viel-

fach, namentlich bei reinen Wohn- und Siedlungs-
straßen, die Straßenbreiten über das notwendige
Maß hinaus. Hier genügt es, namentlich bei länd-

lichen Verhältnissen, wenn nur an einer Straßen-
seite ein Bürgersteig angelegt wird; auch die Fahr-
bahnbreite kann so eingeschränktwerden, daß unter

Festlegung des Nichtungsverkehrs und bei Schaffung
genügenderÜberholungsftelleneine Dammbreite nur

für ein Fahrzeug vorgesehen wird. — In den Fällen
in denen die Notwendigkeit einer späterenVerbreite-

rung nicht ausgeschlossen ist, werden die berechtigten
Interessen der Gemeinden durch Ausweisung von

Vorgärten oder Anlegung von sogenannten Grün-

streifen gewahrt werden können. —- Auch die Vor-

schriften über die Art und Weise des Straßenausbaues
bedürfen einer Herabsetzung der Anforderungen
namentlich bei einfachen Verhältnissen. So genügt
es für Siedlungsstraßen, wenn die Befestigung der

Bürgersteige, soweit sie überhaupt notwendig ift, in

einfachster Form erfolgt. Auch für die Fahrdämme
braucht durchaus nicht überall eine Befestigung vor-

gesehen zu werden, die den Verkehr selbst mit schwer-
sten Fahrzeugen gestattet. Unbedenklich kann in ge-

wissen Wohn- und Siedlungsstraßen die Befahrung
mit zu schwerem Fuhrwerk ausgeschlossen werden.

Dann ist es unbedenklich, für derartige Straßen eine

leichtere Befestigungsart des Fahrdammes zuzulassen.
Wenn auch einer solchen Regelung wahrscheinlich das

Bedenken entgegengesetzt wird, daß die Beschränkung
oft genug nicht beachtet werden wird, so ist doch zu

erwarten, daß durch Kontrollen und unnachsichtliches
Vorgehen gegen Zuwiderhandlungen diese Beschrän-

Nachrithten des Bau-
OftpreußischeHeimstätte und OstpreußischeBau-

und Siedlungsgesellschaft.
In der Sitzung vom 2. November 1931, an der

außer den Geschäftsführern der Hauptstelle auch die

Leiter aller Zweigstellen teilnahmen, wurden in Be-

ratungen und Entschließungen neben den internen

Gesellschaftsangelegenheiten folgende Nichtlinien aus

der Praxis und für die Praxis der Siedlungstätigkeit
festgelegt:

l. Die Durchführung der Siedlungstätigkeit des

Jahres 1932 ist in ihrem Erfolge vor allem da-
von abhängig, inwieweit es gelingt, im Selbst-
hilfe- und Gruppensiedlungsverfahren die Siedler

zur Mitarbeit und zur Verbilligung der Siedler-

stellen heranzuziehen Eine Einspannung des

freiwilligen Arbeitsdienstes in die Siedlungs-
tätigkeit unter Erweiterung der jetzt geltenden

«

gesetzlichen Bestimmungen würde dabei von

Nutzen sein.
Bei der Anliegerfiedlung zu Sanierungszwecken
ist es wegen der abgleitenden Grundstücks-und

Inventarpreise zur Zeit schwierig, und in vielen

Fällen nicht möglich,die Sanierung des Grund-

stückseigentümersmit Erfolg durchzuführen.Da-

Il.

kungen fich durchsetzen werden. — Hiernach ersuche
ich, 1. allgemein auf die Gemeinden im Sinne der

Ausführungen dieses Erlasses einzuwirken, 2. bei der

Vorprüfung der Bebauungs- und Fluchtlinienpläne,
die nach dem Erlaß des MdöA vom 3. 4. 1904 —

lll B. 622 ——von Ihnen vorzunehmen ist mitNachdruck
dafür einzutreten, daß die Straßen nicht in größeren
Breiten geplant werden, als es nach Lage des

Einzelfalles sachlich notwendig ist, 3. darauf hinzu-
wirken, daß die nach § 12 des Baufluchtengesetzes zu

erlassenden örtlichen baupolizeilichen Bestimmungen
für den öffentlichen Verkehr und den Anbau an

Straßen nur solche Anforderungen enthalten, die

nicht über das unbedingt notwendige Maß hinaus-
gehen. Diese Bestimmungen sind so zu fassen, daß
für Verkehrs-, Wohn- und Siedlungsstraßen ver-

schiedene Anforderungen gestellt werden (Wohnungs-
ges. Art. 4 §4,6). — Sollten Gemeinden trotz Ihres
Einwirkens ungerechtfertigte Forderungen stellen und

dadurch die-Ausführung von Bauvorhaben behindern,
ist Ihnen, als Bezirkswohnungskommisfar, durch § 7

der Verordnung zur Behebung der dringendsten
Wohnungsnot vom 15. 1. X 9. 12. 1929 (NGBI.
S. 1965) die Möglichkeit gegeben, zur Errichtung von

Bau- und Siedlungsvorhaben die notwendigen Be-

freiungen von entgegenstehenden Vorschriften zu er-

teilen. Ich erwarte, daß Sie von dieser Möglichkeit
bei ungerechtfertigen Forderungen der Gemeinden

. Gebrauch machen. —- Abdruck der neuen polizeilichen
F Vorschriften (s. vorstehend unter Z) soweit sie von

den Oberbürgermeisternder Stadtkreise oder von den

Landräten erlassen werden, wollen Sie mir zur Kent-

nisnahme vorlegen. I. V.: Scheidt.

und Siedlungsmarktes.
rum empfiehlt es sich hierbei, die Besiedlung von

Teilgrundstücken nicht zu übernehmen, sondern
nur die Besiedlung gesamter Grundstücke. Für
diese Handlungsweise sprechen auch siedlungs-
technische Gründe.
Im Landarbeiterwohnungsbau ist die Ost-
preußische Heimstätte mit Erfolg bemüht ge-

wesen, die Landarbeiterstellen bis zur Größe
von 1()—12 Morgen zu errichten. Auch für
das nächste Jahr werden diese Bemühungen
unter Verwendung der jetzt bereits zugesagten
Mittel noch fortzusetzen sein.
Bei der Gestaltung des Aufteilungsplans ist der

Gedanke der »Wirtfchaftssiedlung« in den

Vordergrund zu stellen. Da nur so der innere

Zweck der Siedlungstätigkeit, einer großenAn-

zahl von Menschen auf einer bestimmten Flächen-
einheit Arbeit und Brot zu geben, erreicht
werden kann. Die Nohaufteilung ist mit der

Errichtung der Neubaustellen organisch zu ver-

binden. Neben den auf dem Lande üblichen
Handwerkerstellen: Schmiede, Stellmacher,
Sattler, Schuhmacher usw. sind im Wege der

Aussiedlung städtischerSaisonarbeiter: Maurer,

HI-

IV.
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Zimmerer, Ofensetzer und anderer städtischer

Handwerker: Tifchler, Schlosser, Klempner,
Techniker usw. kleine Landstellen zu schaffen, die
bei der jetzigen verminderten Arbeitsgelegenheit
den Handwerkern Nahrung auf dem eigenen
Grund und Boden gewährleisten. Daneben ist

zu erstreben, daß Berufe, die auf dem flachen
Lande Ostpreußensgedeihen könnenädorteinge-
führt werden, sofern sie unter Beruckfichtigung
der Verkehrslage und des Absatzes zur Star-

kung des Binnenmarktes geeignet sind:DieAus-

legung der Kleinftellen empfiehlt sichin der

jetzigen Krisenzeit auch deswegen,weil nachden
bisherigen Erfahrungen die Inhaber dieser
Stellen eher ihre Nente zahlen als die Inhaber

landwirtschaftlicher Vollbauernstellen.

Brandenburgischer Bauvereinstag in Cottbus.

Der Neichsverband Deutscher Baugenossenschaften

hielt am 3. Oktober seine Brandenburgische Bezirks-

tagung ab. Am Vormittag fand die interne Ver-
bandssitzung statt, die dem Gedankenaustaufch uber
die fchwebendenFragen der Verbandsorganifation
und der Neugeftaltung der Nevisionstätigkeitdiente.

Herr Dr. Hofrichter, der Hauptvorsitzende, Herr
Oberregierungsrat Dr. Weber und der Neichsoer-
bandsvorsitzende, Herr Geheimrat Dr. Glaß, legten
ausführlich die gegenwärtigen und künftigen Ver-

bandsaufgaben dar. Jn der Aussprache wurde von

allen Seiten die Notwendigkeit festen Zusammen-
haltens und nachdrücklichftenEintretens für die

Gefunderhaltung der gemeinnützigen Wohnungs-
Wirtschaft betont. Es handelt sich bei den organi-
fierten Bauvereinigungen um über 750 000 Haus-
haltungen, in denen über 3 Millionen Menschen
wohnen und um ein Kapitalvermögen von über
6 Milliarden Mark.

Geheimrat Glas forderte in seinem Vortrag »Was
erwarten wir für den genossenschaftlichenWohnungs-
bau« die Erhaltung der Hauszinssteuer und zur

Nentabilitätserhaltungeine Senkung der Neubau-

mieten unter Verzicht auf Zins und Tilgung der

Hauszinsfteuerhypotheken, Senkung der Zinsen für
die anderen Darlehen und Herabsetzung der Tilgungs-
quoten usf. Die im Dienste der staatlichen Bau-

wünsche gefchaffene Organisation der gemeinnützigen
Bauvereinigungen dürfe jetzt nicht in der unver-

schuldeten Not der Gegenwart geopfert werden.

Ministerialdirektor Meyer vom PreußischenVolks-

wohlfahrtsminifterium betonte in dem Gegenvortrag
»Was erwarten wir von dem genossenschaftlichen
Wohnungsbau«,daß die Wohnungswirtschaft als
ein wichtiges Glied der Gesamtwirtschaft mit allen

nur möglichenMitteln gesund erhalten werden müsse.
DIE Er»haltungder Hauszinssteuer für den Wohnungs-
baU sei notwendig. Ehe diese Mittel aber für weitere
Neubauten verwendet werden, müssen sie zur Er-

haltung des Geschaffenen dienen, insbesondere der

Wohnungen, die in den teuren Bauzeiten von 1924
bis 1930 erstellt worden seien.

Jm Anschluß daran sprachen noch Regierungs-
präsident Dr. Fitzner zur gleichen Frage und Ne-

gierungsrat Gerstein von der Landesplanungsgemein-
schaft für die Niederlaufitz am folgenden Tage über
»Landesplanung, Industrie und Wohnfiedlung«.

Der Deutsche Ausschuß für wirtschaftliches Bauen

hielt in Meißen a. d. E. eine ftark besuchte Arbeits-

ausfchuß-Sitzung ab. — Der wissenschaftliche Teil
der Veranstaltung umfaßte wieder eine Neihe
wichtigster Fragen. Es sprachen: Herr Oberhau-
rat Heinicke-Berlin über: »Die wirtschaft-
lichen Grenzen der einzelnen Wohn-
formen«, Herr Professor Dr.-Jng.Siedler-
Berlin über: »Die wirtschaftlichen Gren-

zen der einzelnen Baustoffe und Bau-

konstruktionen«, Herr Baudirektor Dr.Hellweg-
Hamburg über »Die Außenhaut des Hauses«
und Herr Magistratsoberbaurat Nosenberg-Berlin
über: Die Bewährung ungeschützter und

geschützter Baustoffe im Feuer«.
Es wurde weiterhin einstimmig beschloßen,mit

Rücksichtauf die katastrophale wirtschaftliche Lage
und auf das völlige Darniederliegen der Bauwirt-

schaft von einer Abhaltung einer öffentlichenHaupt-
tagung im Jahre 1931 abzusehen. Es wurde

aber ins Auge gefaßt, diese Tagung im Frühjahr
1932 in Hannover abzuhalten.

Dem Vorstand zugewählt wurden die Herren:
Ministerialrat Poeverlein (Neichspoftministerium)
München,Stadtb aurat Boegel-Erfurt und Ministerial-
rat Herrmann (Preußisches Ministerium für Volks-

wohlfahrt), Berlin.

Endlich wurde beschlossen, die bereits bestehende
Arbeitsgemeinfchaft noch weiter auszubauen und

zu vertiefen, um so zu einer Nationalisierung der

Arbeit und der Tagungen zu kommen. Die Arbeits-

gemeinschaft umfaßt bereits: den Deutschen Aus-

schuß für wirtschaftliches Bauen, den Reichsverband
der Wohnungsfürsorgegesellschaften,den Bund

Deutscher Architekten, die Arbeitsgemeinschast für
Brennftoffersparnis, ferner von den österreichischen
Fachorganisationen: die Zentralvereinigung der

Architekten Osterreichs, das OfterreichischeKuratorium

für Wirtschaftlichkeit, in dem folgende Fachgruppen
vereinigt find: österreichischerIngenieur- und

Architektenverein, Osterreichische Gesellschaft für
Städtebau und OsterreichischerNormenausschußfür
Jndufrrie und Gewerbe.

Die Arbeitsgemeinschaft hofft auf diese Weife
auf der einen Seite die bestehenden Sonder-Or-

ganifationen noch mehr als bisher zur Arbeit
kommen zu lafsen, während gleichzeitig durch die

spätere Zusammenfassunng der einzelnen Arbeiten
in der Arbeitsgemeinschaft ein wirklicher Abschluß
der Forschungen erreicht werden foll.

Die nächste Arbeitsausschuß-Sitzungsoll im

Januar 1932 und zwar vorausfichtlich in Raum-

burg a. d. S. stattfinden.

111



Zur Bausparkassenaufsicht.
Das Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung

hat folgende zweite Bekanntmachung veröffentlicht:
»Das Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung

hat in einer Bekanntmachung vom 25. August 1931
—- veröffentlicht in Nr. 200 des Deutschen Reichs-
anzeigers und Preußischen Staatsanzeigers vom

28. August 1931 — die Pflichten dargelegt, die sich
für Bausparkassen durch das Inkrafttreten der im

Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Ver-

sicherungsunternehmungen und Bausparkassen vom

6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 315) enthaltenen
Vorschriften über Bausparkassen ergehen. Es ist
dort insbesondere ausgeführt worden, welche Bau-

sparkassen im Monat Oktober 1931 einen Antrag
auf Genehmigung zur Fortführung des Geschäfts-
betriebes zu stellen haben und welche Geschäfts-
unterlagen von den Bausparkassen dem Reichsauf-
sichtsamt im Monat Oktober 1931 einzureichen sind.
Die bisher eingegangenen Anträge von Bauspar-
kassen zeigen durch ihre Unvollständigkeit, daß die

Bekanntmachung vom 25. August 1931 nicht genügend
beachtet worden ift. — Es ist ferner aus Anfragen
von Bausparkassen ersichtlich geworden, daß vielfach
die irrige Auffassung besteht, das Reichsauffichtsamt
werde von sich aus unter übersendung von Richt-
linien und Vordrucken an die einzelnen Bausparkassen
mit einer besonderen Aufforderung zur Erfüllung der

gesetzlichen Vorschriften herantreten. Das Reichs-
aufsichtsamt für Privatversicherung weist daher noch-
mals auf die eingangs bezeichnete Bekanntmachung und

insbesondere auch auf die in Abschnitt lll dieser Bekannt-

machung bezeichneten Rechtsfolgen hin.«

Ferner wird folgendes bekanntgegeben:

Als oberste Landesbehörde, welche auf Grund
der §§ 113 Abs. 2 und 119 Abs. 1 des Gesetzes
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen und Bausparkassen vom

6. Juni 1931 (RGBl. l S.315) bei der Durch-
führung der Beaufsichtigung der privaten Bau-

sparkassen mitzuwirken haben, sind bestimmt
worden:

Für
1· Preußen: der Preußische Minister für

Handel und Gewerbe in Berlin;
2. Bayern: das Bayerische Staatsministerium

des Innern in München;
3. Sachsen: die für den Sitz der Bausparkasse
zuständigeKreishauptmannschaft;

4. Württemberg: das Württembergische
Innenminifterium in Stuttgart ;

5. Baden: das Ministerium des Innern in

Karlsruhe;
6. Thüringen: das ThüringscheMinisterium

des Innern in Weimar ;
7. Hessen: der HefsischeMinister für Arbeit

und Wirtschaft in Darmstadt ;
8. Hamburg: die Hamburgische Arbeitsbe-

hörde in Hamburg;

9. Mecklenburg-Schwerin: die Aufsichtsbe-
hörde für private Versicherungsunter-
nehmungen in Schwerin ;

10. Oldenburg:
a) Landesteil Oldenburg: das Mini-

sterium des Innern in Oldenburg ;

b) Landesteil Lübeck: die Regierung in

Eutin;
c) Landesteil Birkenfeld: die Regierung

in Birkenfeld;
11. Braunschweig:

a) dasPolizeipräsidiuminBraunschweig;
b) die Kreisdirektion in Braunfchweig,
Wolfenbüttel, Helmstedt, Ganders-

heim, Holzminden, Blankenburg a. H. ;
12. Anhalt: das Anhaltische Staatsministerium

in Dessau;
13. Bremen: der Staatskommissar für private

Versicherungen in Bremen;
14. Lippe: die Wirtschaftsabteilung der Re-

gierung in Detmold;
15. Lübeck: die Finanzbehörde in Lübeck;
16. Mecklenburg-Strehlitz: das Ministerium

des Innern in Neustrehlitz;
17. Schaumburg-Lippe: die Schaumburg-Lippe-

scheLandesregierung in Bückeburg

Arbeitsprogramm der Studiengesellfchaft für

Bausparwesen.
Der Ausschuß beschloß in seiner Sitzung vom

26. 9. 1931 das folgende Arbeitsprogramm:
l. Wissenschaftliche Bearbeitung des Bauspar-

wesens in seinen Teilgebieten durch Arbeitsaus-

schüsse. In Aussicht genommen sind zunächst
folgende Arbeitsgebiete:
a) Technische Fragen der Aufsicht,
b) Organisatorische Fragen der Bausparkassen,
c) Aufbringung der Mittel bei den Bauspar-

kassen (Passivgescbäft),
d) Verwendung dieser Mittel (Aktivgeschäft).

. Wissenschaftliche Abhandlungen.
Die Ergebnisse dieser Arbeiten werden entweder

im Organ der Gesellschaft (»Die Wohnung«)
oder in Buchform veröffentlicht:

lll. Archiv und Bücherei.
IV. Rundfragen an die einzelnen Bausparkassen zur

Klärung wichtiger Fragen der Praxis.
V. Preisausschreiben.

Vl. Vortragsveranstaltungen in größeremKreise.
Vll. Vortragsreihen für die Praxis, insbesondere für
Prüfer und Vertrauensleute.

——

Bauwirtschaft.
Wir haben erstmalig den Versuch gemacht, den

Angaben für die ostpreußischeBauwirtschaft solche
aus anderen Provinzen gegenüber zu stellen und

hoffen, in den nächsten Monaten den Kreis noch
erweitern zu können. Wir weisen aber darauf hin,
daß die Vergleichbarkeit der Zahlen untereinander
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bedin t e eben ist, da den Preisangabenunter

IllliliriständeiåzNFaFerialienverschiedener Qualitatenzu-

grunde gelegt sind (vergl. z. B. den Preis ffur»Fuß-
boden« in der Provinz Pommern). Wir werden
daher vorläufig auf eine»Auswertung

und einen

Vergleich der Angaben fur Pommern und
Obrer-

schlesien verzichten, hoffen«aber in Zukunft, ie

Angaben auf einer vergleichbaren Basis machen

zu können.
·

a e au dem Baumarkt ist im«allgemeinen

uaniDeIreärJIeZtgegliebenEine Inangriffnahmevoxi
neuen Bauvorhaben ist nur ganz vereinzelt erfodlg

.

Erfreulicherweiseist aber im Septemberauf em

Arbeitsmarkt im Baugewerbe in Ostpreuszengegen:
iiber August noch keine Verschlechterung eingekreens;
Die Zahl der arbeitsuchenden Bauhandwerer

it
Ende September genau ebenso hochwie Ende Aung

.

Bei der Zählung der Arbeitsuchendenin ei;
einzelnen Berufsgruppenzeigtsich,·daß,wahren
bei den Maurern und Zimmererneine Steigerung

der Arbeitslosigkeit eingetreten ist, die Nachfrage

nach Malern und Glasern, also Bauhandwerkern,

die in der Hauptsache beim innern Ausbau be-

schäftigt werden, sogar etwas gestiegen ist; und

zwar ist die Zahl der arbeitsuchenden Maler von

1091 auf 963, die der Glaser von 985 auf 823

gesunken. Ebenso war für Bauhilfsarbeiter im Sep-
tember eine etwas stärkere Nachfrage auf dem

Arbeitsmarkt zu verzeichnen.
Bei den Bauftofsen macht sich ein weiterer Preis-

abbau bemerkbar, und zwar trat ein Preisnachlaß
bei folgenden Holzarten ein:

cbm
Balken u. Bohlen kosteten im Oktober 52,— RM je Hm

im Novemb. 50,— NM »

Schalung und Stockung im Oktober 38,— NM » »

im Novemb. 35,— NM » »

Dachschalung kostete im Oktober 55,— NM » »

im Novemb 52,— NM » »

Fußboden » im Oktober «100,—NM »

im Novemb. 90,— RM »

Diese Preissenkung ließ den Baustoffindex von

146,5 im Oktober auf 143,4 im September, also
um 2,1 v. H. sinken. Der Baukostenindex ermäßigte
sich dadurch von 167,6 auf 165,9. Dr. Gr.

Banwirtfchaftlikhe Kurven
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Zahlen zur Bauwirtskhaft

G t d
Monat

e g e ns a n
1931 Oftpreußen I Pommern I Oberfchlefien

Lebenshaltungsindex September 134,0
Oktober 133,1
November .

Großhandelsindex September 1 08,6
Oktober Reich 107,0
November .

Baukostenindex September 143,0
Oktober 143,0
November .

Baukostenindex September 168,0 .

Oktober 167,6 153,8
November 165,9 . .

Baustoffindex September 147,3 124,3 .

Oktober 146,5 122,7 132,3
November 143,4 . .

Lohnindex September 193,4 .

Oktober 193,4 180,0
November 193,4 . .

Mauerfteine (100() Stck.). September 43,25 NM 4(),00 NM .

Oktober 43,— » 40,00 » 32,60 NM

November 43,— »
. ,

Dachpfannen (1000 Stck.) . September 88,—— » 75,— »
.

Oktober 88,— » 75,— » 68,80 »

November 88,— »
. .

T—Träger (100 kg) September 20,25 » 19,— bi522,50 .

Oktober 20,25 » 19,— bis 22,50 16,66 »

November 20,25 »
. .

Stammware (1 cbm) . September 90,— » 80,— »
.

Oktober 90,— » 75,— » 86,83 »

November 90,—— » . .

Kantholz (1 cbm) . September 45,— » 40,—— »
.

Oktober 45,— » 38,— » 46,— »

November 45,— »
. .

Fußboden (1 cbm) September 100,— » 117,50 »
.

Oktober 100,—» » 106,—— » 75,33 »

November 90,— » . .

Balken und Bohlen (1 cbm) September 52,—— » 55,— »
.

Oktober 50,— » 48,— » 49,83 »

November 50,— » . .

Bauhandwerker (Stundenlohn) . September 1,— » 0,81 bis 1,48 .

Oktober 1,— » 0,81 bis 1,48 0,85 »

November 1,— » 0,81 bis 1,48 .

Bauhilfsarbeiter (Stundenlohn) . September 0,82 » 0,59 bis 1,02 .

Oktober 0,82 » 0,59 bis 1,02 0,71 »

November 0,82 » 0,59 bis 1,02 .

Arbeitfuchende Bauhandwerker . September 6559 8447
» Oktober . 7755

November . . .
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